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1 Planungsgrundlagen und Veranlassung  

1.1  Anlass und Ziel der Planung  

Die Gemeinde Söhrewald beabs icht igt  eine Ergänzungssatzung nach § 34 Abs.  4 Satz 

1 Nr. 3 BauGB für eine einzelne Außenbereichs f läche im Or ts tei l  Wel lerode  aufzustel-

len.  Der konkrete Planungsan lass  ergibt  s ich aus dem Bedarf,  planungsrecht l iche Vo-

raussetzungen für eine wohnbaul iche Entwicklung auf  den betroffenen Grundstücken 

zu schaffen.  

Durch die Ergänzungssatzung so l l  eine bis lang dem Außenbereich zugeordnete Fläche 

in den im Zusammenhang bebauten Or ts tei l  Wel lerode einbezogen werden. Dies dient 

der Schaffung von Baurecht für Wohnbauvorhaben und trägt zur Deckung des ör t l ichen 

Wohnraumbedarfs bei.  

1.2  Räumlicher Geltungsbereich  

1.2.1  Lage und Abgrenzung des Plangebietes  

Das Plangebiet bef indet s ich im Ortstei l Wel lerode der Gemeinde Söhrewald  im Land-

kreis Kassel.  Die Fläche l iegt im nördl ichen Bereich des Orts tei ls in unmit telbarer 

Nachbarschaft  zum im Zusammenhang bebauten Orts teil .  

 

Abb i ldu n g  1 :  L age de s  räu m l iche n  Ge l tu n gsbe re ich e s  

Der räumliche Geltungsbereich der Ergänzungssatzung wird im Norden durch die süd-

l iche Grenze einer ehemaligen landwir tschaft l ichen Hofstel le begrenzt, die mit t ler-

wei le zur Hobbyt ierhaltung  genutzt wird. Im Süden sch ließt das Gebiet an die nördl iche 

Grenze der bestehenden Wohnbebauung an.  West l ich  wird der Bereich durch die 
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öst l iche Grenze der angrenzenden Gastwir tschaft  def in ier t,  während im Osten die vor-

handenen Bäume die Begrenzung bi lden.  

1.2.2  Beschreibung der betroffenen Grundstücke  

Gegenstand der Ergänzungssatzung is t das Flurs tück 38/8 der Flur 6 in der Gemar-

kung Wellerode (Söhrewald). 

1.2.3  Größe des räumlichen Gel tungsbereiches  

Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine Größe von 2.130 Quadratmeter.  

1.3  Planungsrechtl iche Situation  

1.3.1  Zuordnung zum Außenbereich  

Das Plangebiet is t  nach den derzeit igen tatsäch l ichen Gegebenheiten dem Außenbe -

reich im Sinne des § 35 BauGB zuzuordnen. Die Abgrenzung zwischen dem Außenbe -

reich und dem unbeplanten Innenbereich richtet s ich nach den tatsäch l ichen Gege -

benheiten,  wobei die bereits  vorhandene Bebauung maßgebl ich is t.  

In  den Außenbereich nach § 35 BauGB fal len al le Grundstücke, die weder im Geltungs-

bereich eines  qual i fiz ier ten Bebauungsplans l iegen noch zu einem im Zusammenhang 

bebauten Or tstei l gehören. Die betreffenden Flächen im Plangebiet sind derzeit  nicht 

Bestandtei l  des  im Zusammenhang bebauten Or ts tei ls  Wel lerode,  da s ie n icht von ei -

ner angrenzenden zusammenhängenden Bebauung so s tark geprägt werden, dass die 

Errichtung eines  Gebäudes auf  diesen Flächen als  zwanglose For tsetzung der vorhan-

denen Bebauung erscheint. 

Die planungsrecht l iche Zuordnung zum Außenbereich bedeutet, dass  der Grundsatz 

des § 35 BauGB gil t,  wonach der Außenbereich grundsätzl ich von nicht -priv ilegierter 

Bebauung freizuhalten ist ,  um eine Zers iedelung zu verh indern.  Im Außenbereich ist  

ein  Vorhaben nur zuläss ig,  wenn öffentl iche Belange n icht entgegenstehen, die aus-

reichende Ersch ließung ges icher t is t  und wenn es  s ich um priv i legier te Vorhaben han-

delt  oder die Voraussetzungen für sonst ige Vorhaben erfü l l t  s ind.  

1.3.2  Bestehende planungsrechtliche Si tuation  

Da für das  Plangebiet  derzeit  kein  rechtswirksamer Bebauungsplan  besteht  und die 

Fläche s ich n icht dem im bebauten Zusammenhang stehenden Ortstei l  zuordnen lässt, 

r ichtet s ich d ie planungsrecht l iche Beurteilung von Bauvorhaben somit  nach den Vor-

schrif ten für den Außenbereich gemäß § 35 BauGB.  

Die übergeordneten Planungen s tellen  s ich wie fo lgt  dar : 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan  der Gemeinde Söhrewald weis t  für den Be -

reich des Plangebiets gemischte Bauf lächen aus.  Diese Darstellung im Flächennut-

zungsplan begründet jedoch keine unmit telbaren Baurechte,  da der Flächennutzungs-

plan gegenüber den Bürgern keine unmittelbare recht l iche Wirkung entfaltet.  Der Flä -

chennutzungsplan dient vielmehr als  vorbereitender Bauleitplan der graf ischen Plan-

darstellung der beabs icht igten s tädtebau lichen Entwicklung in  den Grundzügen.  
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Abb i ldu n g  2 :  Au sz ug  au s  de m  re ch tswi rk sa m e n Flä ch en n ut z u n gsp lan  

Auf regionaler Ebene s tel l t  der Regionalplan Nordhessen 2009  das Gebiet  als Vorrang-

gebiet  Siedlung Bestand dar. Diese Einstufung unterstreicht die grundsätzl iche Eig -

nung des Standor ts  für eine s iedlungsbezogene Entwicklung und steht einer Ergän-

zungssatzung n icht entgegen.  

 

Abb i ldu n g  3 :  Au sz ug  au s  de m  R e g ion a lp lan  No rdhe sse n 2009  

Die derzeit ige planungsrechtl iche Situat ion führ t dazu, dass  Wohnbauvorhaben im 

Plangebiet  nach geltendem Recht n icht zu läss ig wären,  da s ie weder zu den priv i le -

gier ten Vorhaben nach § 35 Abs.  1 BauGB gehören noch die Voraussetzungen für 
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sonst ige Vorhaben nach § 35 Abs.  2 BauGB erfü llen würden. Die Aufstel lung der Er-

gänzungssatzung ist  daher erforderl ich,  um die planungsrecht l ichen Voraussetzungen 

für die beabs icht igte wohnbaul iche Entwicklung zu schaffen.  

2 Rechtliche Grundlagen und Voraussetzungen  

2.1  Rechtsgrundlagen 

Die Ergänzungssatzung f indet ihre direkte Rechtsgrundlage in § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr.  

3 BauGB, der die Gemeinde ermächtigt,  durch Satzung einzelne Außenbereichsf lä -

chen in  den im Zusammenhang bebauten Orts teil  einzubeziehen,  wenn die einbezoge -

nen Flächen durch die bau l iche Nutzung des angrenzenden Bereichs  entsprechend 

geprägt sind.  Diese Vorschri f t  stel l t  eine speziel le Ermächt igungsgrundlage für s täd-

tebau liche Satzungen dar,  die ers tmal ig Baurecht für bis lang dem Außenbereich zu-

geordnete Flächen schaf f t.  

Die Ergänzungssatzung nach § 34 Abs.  4 Nr. 3 BauGB ist  eine konst i tut ive Satzung, 

die planungsrecht l iche Verhältn isse verbindl ich regelt  und die Anwendung des § 34 

BauGB auf  die einbezogenen Flächen ermögl icht.   

Baunutzungsverordnung (BauNVO)  

Die Baunutzungsverordnung in  der Fassung der Bekanntmachung vom 21.  November 

2017,  zu let zt  geänder t  durch Art ikel  2 des Gesetzes  vom 3.  Ju li  2023,  stel l t  für die 

Ergänzungssatzung eine wesent liche ergänzende Rechtsgrundlage dar.   

Planzeichenverordnung (P lanZV)  

Die Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990,  zulet zt geändert  durch Art ikel 2 

des Gesetzes  zur Förderung des Kl imaschutzes  bei der Entwicklung in  den Städten 

und Gemeinden vom 22.  Ju l i 2011, regelt die Ausarbeitung der Bau leitpläne und die 

Darstel lung des Plan inhalts . Für Ergänzungssatzungen is t  die PlanZV insofern  rele -

vant,  als  s ie die einheit l iche graf ische Darstellung von Planungsabs ichten gewährleis -

tet  und damit  zur Rechtss icherheit beiträgt.  

Hess ische Bauordnung (HBO)  

Die Hess ische Bauordnung als  landesrechtl iche Best immung ergänzt die bundesrecht-

l ichen Vorschrif ten des BauGB und der BauNVO um landesspezif ische Regelungen für 

das  Bauen in  Hessen.   

Für Ergänzungssatzungen s ind insbesondere die Begrif fsbest immungen der HBO nach 

§ 2 HBO relevant, die das Verständnis  bau l icher An lagen und deren recht liche Einord-

nung präzis ieren.  Die HBO def in ier t baul iche An lagen als mit  dem Erdboden verbun-

dene,  aus  Bauprodukten hergestel l te An lagen und s tell t  damit  einen unmittelbaren Be -

zug zu den in  Ergänzungssatzungen zu regelnden Vorhaben her.  

Weitere landesrecht liche Best immungen  

Neben der HBO s ind für Ergänzungssatzungen in  Hessen weitere landesrecht liche Vor-

schrif ten von Bedeutung.  H ierzu gehören insbesondere das Hess ische Naturschutz-

gesetz,  das  Hess ische Wassergesetz und das Hess ische Denkmalschutzgesetz,  soweit  

diese Bereiche von der Planung berühr t  werden.  
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2.2  Materiel le Voraussetzungen  

Vereinbarkeit mit  geordneter städtebaul icher Entwicklung  

Die Ergänzungssatzung muss gemäß § 34 Abs.  5 Satz 1 Nr.  1 BauGB mit  einer geord-

neten s tädtebau l ichen Entwicklung vereinbar sein.  Die geordnete s tädtebau l iche Ent-

wicklung stel l t  den Leitbegri ff  der Bau leitplanung dar und ist  Maßstab für die Befugnis 

wie für die Pf l icht zur Aufs tellung von Bauleitplänen.  Eine geordnete städtebaul iche 

Entwicklung umfasst die gute Zuordnung der Nutzungen nach den Bedürfn issen der 

Einwohner,  die Ver trägl ichkeit  von Nutzungsar ten und Nutzungsdichten untereinander 

sowie die Harmon ie und das Or tsbi ld im Städtebau.  Sie so l l  dazu beitragen,  die natür-

l ichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln  sowie die städtebau liche Ge -

stalt  und das Or ts - und Landschaftsbi ld bauku lturel l  zu erhalten und zu entwickeln.  

Die Vereinbarkeit  mit  einer geordneten s tädtebau l ichen Entwicklung impl iz ier t,  dass 

die Ergänzungssatzung den Darstellungen des Flächennutzungsplans n icht widerspre -

chen darf. D ie Planung muss eine s innvol le Abrundung des bestehenden Siedlungsbe -

reichs  darstel len und s ich harmonisch in  die vorhandene Siedlungsstruktur einfügen,  

ohne die s tädtebau l iche Ordnung zu beeinträcht igen.  

Die Vereinbarkeit  mit  einer geordneten s tädtebau l ichen Entwicklung ist  gegeben,  da 

die Ergänzungssatzung eine maßvol le Erweiterung des bestehenden Siedlungsbe -

reichs  ermöglicht,  die s ich an den vorhandenen Strukturen orient ier t  und zur Deckung 

des ört l ichen Wohnraumbedarfs  beiträgt.  

Prägung durch angrenzende bau l iche Nutzung  

Eine zentrale Voraussetzung für die Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Nr.  3 BauGB 

is t,  dass  die einzubeziehenden Flächen durch die bau l iche Nutzung des angrenzenden 

Bereichs entsprechend geprägt sein  müssen. Diese Prägung muss s ich auf  die Zu läs-

s igkeitsmerkmale des § 34 Abs.  1 und 2 BauGB beziehen,  das  heißt, es  müssen h in-

reichende Zu läss igkeitsmerkmale im Hinbl ick auf  die Art  und das Maß der bau l ichen 

Nutzung,  die Bauweise und die Grundstücks f läche,  die überbaut werden so l l,  vorhan-

den sein .  

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts  reicht es  aus, wenn nur von 

einer Seite her eine Prägung durch die im Or ts teil  vorhandene Bebauung besteht. Es 

wird n icht verlangt,  dass  nur best immte Nutzungen zu läss ig sein  dürfen,  da der Zu läs-

s igkeitsmaßstab des § 34 Abs. 1 BauGB auf  die Eigenar t  der näheren Umgebung ab-

s tel l t und je nach den ör t l ichen Verhältn issen auch eine Bandbreite an Arten der bau-

l ichen Nutzung umfassen kann.  

Die erforderl iche Prägung des Plangebiets  ist  durch die angrenzende bau l iche Nut-

zung in  h inreichendem Maße gegeben,  da das Gebiet  von drei Seiten durch unter-

sch iedl iche Nutzungen eingefasst wird.  So befindet s ich west lich  des Plangebiets  eine 

Gastwir tschaft,  nördlich grenzt eine ehemalige landwir tscha ft l iche Hofstel le mit  der-

zeit iger Nutzung zur Hobbyt ierhaltung an,  während im Süden eine bestehende Wohn-

bebauung an das Plangebiet  ansch ließt.  D iese heterogene Nutzungsstruktur is t  ty -

pisch für Übergangsbereiche  zwischen Ortskern und Außenbereich und bewirkt  die 

erforderl iche s tädtebau l iche Prägung.  

Aussch luss  UVP-pf l icht iger Vorhaben  

Nach § 34 Abs.  5 Satz 1 Nr.  2 BauGB darf  die Ergänzungssatzung nicht die Zu läss ig -

keit  von Vorhaben begründen,  für die eine Pf l icht zur Durchführung einer 
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Umwelt ver trägl ichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umwelt ver trägl ichkeitsprü-

fung oder nach Landesrecht besteht. D iese Voraussetzung dient dem Schutz vor er-

heblichen Umweltauswirkungen und gewährleistet,  dass  komplexe Vorhaben mit  po-

tenziel l  erhebl ichen  Umweltauswirkungen dem aufwändigeren Bebauungsplanverfah-

ren mit  Umweltprüfung vorbehalten bleiben.  

Die UVP-Pf l icht igkeit r ichtet s ich nach den in der Anlage 1 zum UVPG aufgeführ ten 

Vorhabensar ten und den dor t genannten Größen - oder Leistungswerten. Für baupla-

nungsrecht l iche Vorhaben s ind insbesondere die Regelungen der Nummer 18.1 bis  

18.8 der An lage 1 zum UVPG relevant.  D iese umfassen beispielsweise s tädtebau l iche 

Projekte für Feriendörfer und Hotelkomplexe außerhalb von Or tschaften,  Parkplätze 

mit  best immten Mindestgrößen oder Industriegebiete und Gewerbegebiete mit  be -

s t immten Flächenschwel len.  

Die Ergänzungssatzung begründet keine Zu läss igkeit von UVP -pf l ichtigen Vorhaben, 

da s ie aussch l ießl ich der Schaf fung planungsrechtl icher Voraussetzungen für eine 

kleinmaßstäbl iche wohnbaul iche Entwicklung dient.  D ie beabs icht igte Wohnnutzung 

erreicht weder die Schwel lenwer te für UVP -pf l icht ige Vorhaben noch handelt  es  s ich 

um ein  Vorhaben,  das  aufgrund seiner besonderen Umweltauswirkungen einer UVP 

bedürfte.  

Keine Beeinträcht igung von Natura 2000 -Gebieten  

Die Ergänzungssatzung darf  nach § 34 Abs. 5 Satz 1 Nr.  3 BauGB n icht zu  einer 

Beeinträcht igung von Gebieten von gemeinschaft l icher Bedeutung oder Europäischen 

Vogelschutzgebieten führen.  Diese Voraussetzung implement ier t  die europäischen 

Naturschutzrichtl in ien (FFH-Richtl in ie und Vogelschutzrichtl in ie) in das deutsche Bau-

planungsrecht und gewährleis tet  den Schutz des Natura 2000 -Netzwerks.  

Natura 2000-Gebiete umfassen sowohl FFH -Gebiete (Fauna -Flora-Habitat -Gebiete) als  

auch Vogelschutzgebiete,  die zusammen ein  kohärentes  europäisches Netz besonde -

rer Schutzgebiete bi lden. Bau leitpläne,  die zu einer erheblichen Beeinträcht igung ei -

nes  Natura 2000-Gebiets  in  seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maß-

gebl ichen Bestandtei len führen können,  s ind grundsätzl ich  unzu läss ig.  

Es bestehen  keine Anhaltspunkte für eine Beeinträcht igung von FFH - oder Vogel-

schutzgebieten durch die Ergänzungssatzung.  Die beabsicht igte kleinmaßstäbl iche 

wohnbaul iche Entwicklung führ t  zu  keinen erhebl ichen Auswirkungen auf Natura 2000 -

Gebiete,  da s ich in  der näheren Umgebung des Plangebiets keine entsprechenden 

Schutzgebiete befinden oder die Planung aufgrund ihrer geringen Eingri ffs in tens ität 

keine relevanten Auswirkungen auf  entferntere Schutzgebiete haben wird.  

Zusammenfassung  

Die Erfü l lung al ler materiel len Voraussetzungen nach § 34 Abs. 5 BauGB gewährleistet 

die Rechtmäßigkeit der Ergänzungssatzung und ermögl icht deren Aufs tel lung im ver-

ein fachten Verfahren nach § 13 BauGB.  
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2.3  Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan  

2.3.1  Verhäl tn is zum Flächennutzungsplan  

Die Ergänzungssatzung nach § 34 Abs.  4 Nr. 3 BauGB steht in einem besonderen 

Verhältn is  zum Flächennutzungsplan der Gemeinde Söhrewald.  Anders  als  bei Bebau-

ungsplänen, für die das str ikte Entwicklungsgebot nach § 8 Abs.  2 Satz 1 BauGB gi l t, 

wonach Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln  s ind, unterlie -

gen Ergänzungssatzungen n icht diesem unmittelbaren Entwicklungserfordern is.  

Das Verhältn is  der Ergänzungssatzung zum Flächennutzungsplan wird v ielmehr durch 

das Erfordern is  der Vereinbarkeit  mit  einer geordneten s tädtebau lichen Entwicklung 

nach § 34 Abs.  5 Satz 1 Nr. 1 BauGB best immt.  Diese Vereinbarkeit  sch l ießt ein,  dass  

die Ergänzungssatzung den Darstellungen des Flächennutzungsplans n icht widerspre -

chen darf.   

Der Flächennutzungsplan als  vorbereitender Bau leitplan stel lt  für das  gesamte Ge -

meindegebiet  die s ich aus der beabs icht igten städtebau l ichen Entwicklung ergebende 

Ar t  der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfn issen der Gemeinde in  den 

Grundzügen dar.  Er bi ldet damit  den planerischen Entwicklungsrahmen und koordin ier t 

die f lächenbezogenen Planungen der Gemeinde.  Gegenüber den Bürgern entfaltet  der 

Flächennutzungsplan jedoch keine unmittelbare rechtl iche Außenwirkung,  sondern 

richtet s ich primär an die öf fent l ichen Stel len und Behörden.  

Der Flächennutzungsplan weis t für den Bereich des Plangebiets  gemischte Bauf lächen 

aus,  was die grundsätzl iche Eignung des Standor ts  für eine bau l iche Entwicklung do-

kument ier t und die planungsrecht liche Kons istenz der Ergänzungssatzung bestät igt .  

Gemischte Bauf lächen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 BauNVO umfassen Flächen, die dem 

Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben dienen,  die das Wohnen n icht 

wesentl ich s tören. Diese Darstellung im Flächennutzungsplan entspricht der hetero-

genen Nutzungsstruktur im Umfeld des Plangebiets,  die durch Wohnbebauung,  eine 

Gastwir tschaft und eine Hofs telle mit  Hobbyt ierhaltung geprägt is t.  

Die Darstellung gemischter Bauf lächen im Flächennutzungsplan schaf f t  den planungs-

recht l ichen Rahmen für die beabs ichtigte wohnbaul iche Entwicklung durch die Ergän-

zungssatzung.  Obwohl der Flächennutzungsplan keine unmittelbaren Baurechte be -

gründet,  dokument ier t  er die städtebaul iche Zielset zung der Gemeinde für diesen Be -

reich und gewährleistet  die Einbindung der Ergänzungssatzung in  das gesamtgemeind-

l iche Entwicklungskonzept.  

2.3.2  Begründung der Entwickelbarkei t  

Die Entwickelbarkeit der Ergänzungssatzung aus dem Flächennutzungsplan ergibt s ich 

aus mehreren Faktoren, die sowohl die materiel len  Voraussetzungen des § 34 Abs.  5 

BauGB als auch die planungsrecht l iche Kons istenz gewährleisten.   

Die Darstel lung gemischter Bauf lächen im Flächennutzungsplan steht der beabs ich-

t igten wohnbaul ichen Entwicklung n icht entgegen.  Gemischte Bauf lächen ermögl ichen 

grundsätzl ich sowohl Wohnnutzungen als auch n icht störende gewerbl iche Nutzungen, 
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wodurch die durch die Ergänzungssatzung angestrebte Wohnbebauung von den Dar-

s tel lungen des Flächennutzungsplans gedeckt ist .  

Die Ergänzungssatzung entspricht den im Flächennutzungsplan dokument ier ten s täd-

tebau lichen Entwicklungszielen der Gemeinde. Sie s tel l t  eine maßvol le Erweiterung 

des bestehenden Siedlungsbereichs  dar,  die sich harmonisch in  die vorhandene Sied-

lungsstruktur ein fügt und zur Deckung des ör t l ichen Wohnraumbedarfs  beiträgt.  

Die Ergänzungssatzung steht n icht im Widerspruch zu den Darstel lungen des Flächen-

nutzungsplans, da s ie keine Nutzungen ermögl icht,  die den dargestel l ten gemischten 

Bauf lächen widersprechen würden.  Die beabs icht igte Wohnnutzung fügt s ich in  das  

Spektrum der in  gemischten Bauf lächen zu läss igen Nutzungen ein.  Die Entwickelbar-

keit  wird zusätzl ich  durch die Einstu fung des Gebiets  als Vorranggebiet Siedlung Be -

s tand im Regionalplan unterstüt zt. D iese überör t liche Einordnung bestät igt die s täd-

tebau liche Bedeutung des Standor ts  und steht einer Ergänzungssatzung n icht entge -

gen.  

Die Entwicklung der Ergänzungssatzung aus dem Flächennutzungsplan gewährleistet 

die In tegrat ion in das gesamtgemeindl iche Planungskonzept und vermeidet planungs-

recht l iche Brüche. Sie trägt zur Verwirkl ichung der im Flächennutzungsplan dokumen-

t ier ten s tädtebau l ichen Entwicklungsziele bei und unters tüt zt  eine geordnete Sied-

lungsentwicklung.  Die Entwickelbarkeit  der Ergänzungssatzung aus dem Flächennut-

zungsplan is t  somit sowohl unter rechtl ichen als  auch unter städtebau l ichen Ges ichts-

punkten gegeben und gewähr leis tet  die planungsrecht l iche Ordnungsmäßigkeit  der 

Satzung.  

3 Planerische Konzeption und Abwägung 

Die planerische Konzept ion der Ergänzungssatzung orient iert  s ich an den s tädtebau-

l ichen Gegebenheiten des Or tstei ls  Wel lerode und berücks icht igt die heterogene Nut-

zungsstruktur der angrenzenden Bereiche. Die Festset zungen sind darauf  ausgerich-

tet,  eine harmonische Eingl iederung der neuen Wohnbebauung in  den bestehenden 

Siedlungskontext zu  gewährleis ten und gleichzeit ig eine angemessene bau l iche Dichte 

zu ermögl ichen.  

3.1  Planungsrechtl iche Zulässigkeit  

Innerhalb des zeichnerisch fes tgesetzten Geltungsbereiches richtet s ich die planungs-

recht l iche Zu läss igkeit von Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nach § 34 BauGB und 

den nachfo lgenden Festsetzungen.  Diese Regelung s tel l t  k lar,  dass  nach Inkraft treten 

der Ergänzungssatzung die Bestimmungen des § 34 BauGB über die Zu läss igkeit  von 

Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Or tstei le zur Anwendung kom-

men.  

Die Verweisung auf  § 34 BauGB bedeutet,  dass  s ich die Zulässigkeit  von Vorhaben 

nach der Art  und dem Maß der bau l ichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücks-

f läche, die überbaut werden so l l,  r ichtet,  wie s ie für die nähere Umgebung charakte -

ris t isch s ind. Durch die ergänzenden Festset zungen der Satzung werden diese Zu läs-

s igkeitsmerkmale präzis ier t und rechtsverbindl ich def in ier t,  um eine geordnete s täd-

tebau liche Entwicklung zu gewährleisten.  
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3.2  Maß der baulichen Nutzung  

3.2.1  Festsetzung der Grundf läche  

Gemäß § 16 Abs.  2 Nr.  1 BauNVO wird das Maß der bau l ichen Nutzung durch Festset-

zung der Größe der Grundf lächen der baul ichen An lagen best immt.  Die maximal zu-

läss ige Größe der Grundf lächen der bau l ichen An lagen (GR) beträgt 350 Quadratme -

ter.  D iese Festset zung erfo lgt  als absolute Obergrenze für die bebaubare Grundf läche 

des Flurstücks. 

Die Festset zung einer maximal zu läss igen Grundf läche von 350 Quadratmetern erfo lgt  

unter Berücks icht igung der s tädtebau l ichen Gegebenheiten im unmittelbaren Umfeld 

und trägt der angestrebten Bebauungsdichte für Einzelhausbebauung in  angemesse -

ner Weise Rechnung.  Durch die Mögl ichkeit , die fes tgesetzte Grundf läche um bis  zu 

50 vom Hundert  zu  überschreiten,  wird s ichergestel l t,  dass  trot z einer f lex iblen Aus-

nutzung der Grundstücke ausreichend Freif lächen für Gartenbereiche,  Stel lplät ze so-

wie Nebenanlagen erhalten bleiben und einer übermäßigen Versiegelung der Grund-

stücks f lächen wirksam entgegengewirkt  wird.  

Die gewählte Grundf lächenfestset zung berücks icht igt  die heterogene Bebauungs-

s truktur im Umfeld des Plangebiets  und s tel l t  s icher,  dass  s ich die neuen Gebäude in  

ihrer Dimension harmonisch in  die bestehende Siedlungsstruktur einfügen.  Gleichzei -

t ig wird eine ef f iz iente Grundstücksnutzung ermöglicht,  die den Wohnraumbedarf an-

gemessen decken kann.  

3.2.2  Festsetzung der Vollgeschosse  

Gemäß § 16 Abs.  2 Nr.  3 BauNVO wird das Maß der bau l ichen Nutzung durch Festset-

zung der Anzah l der maximal zu lässigen Vol lgeschosse best immt.  Die maximal zu läs-

s ige Zah l der Vo l lgeschosse beträgt 2.  

Die Begrenzung auf  maximal zwei Vo l lgeschosse entspricht der typischen Bebauung 

in  Wel lerode und fügt sich in  die Höhenentwicklung der angrenzenden Gebäude ein. 

Diese Festsetzung gewährleistet  eine maßstäbl iche Bebauung, die das Or tsbild res-

pekt ier t und eine harmonische Eingl iederung in die bestehende Siedlungsstruktur er-

mögl icht.  D ie zweigeschoss ige Bauweise s tel l t  somit  einen angemessenen Kompro-

miss  zwischen der Schaf fung von ausreichendem Wohnraum und der Bewahrung des 

dörf l ichen Charakters  des Or tstei ls  Wel lerode dar.  Sie ermöglicht eine ef fiz iente Flä -

chennutzung,  ohne die s tädtebau l iche Ver trägl ichkeit  zu beeinträcht igen.  

3.3  Bauweise und überbaubare Grundstücksf lächen  

3.3.1  Festsetzung der Bauweise  

Die Bauweise wird als  of fene Bauweise (o) fes tgesetzt,  wobei nur Einzelhäuser zuläss ig 

s ind gemäß § 9 Abs.  1 Nr.  2 BauGB und § 22 Abs.  1 und 2 BauNVO.  

Die Festset zung der of fenen Bauweise mit  aussch l ießl icher Zu läss igkeit  von Einzel-

häusern entspricht dem Charakter der Umgebungsbebauung und gewährleistet  eine 

lockere Bebauungsstruktur.  D iese Bauweise ermögl icht eine ausreichende Bel ichtung 
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und Belü ftung der Gebäude sowie die Erhaltung von Grünstrukturen zwischen den Ge -

bäuden.  Die Beschränkung auf  Einzelhäuser verh indert  eine zu dichte Bebauung und 

s tel l t  s icher, dass  jedes Gebäude von al len Seiten mit  Abständen zu den Nachbar-

grundstücken errichtet wird.  Dies trägt zur Wahrung des dörf lichen Charakters  bei und 

vermeidet s tädtebau liche Konf l ikte durch zu enge Bebauung.  

3.3.2  Überbaubare Grundstücksf lächen  

Die überbaubaren Grundstücks f lächen werden gemäß § 9 Abs.  1 Nr.  2 BauGB in  Ver-

bindung mit  § 23 Abs.  1 BauNVO durch Baugrenzen fes tgesetzt. D ie Baugrenzen ori -

ent ieren s ich an den bestehenden Gebäuden und stel len  einen freizuhaltenden Ab-

stand von den öst lich  l iegenden Baumgruppen s icher.  

Die Orient ierung der Baugrenzen an der bestehenden Bebauung gewährleis tet  eine 

harmonische Eingl iederung der neuen Gebäude in  die vorhandene Siedlungsstruktur. 

Durch die Beachtung der Gebäudef luchten der Umgebungsbebauung ents teht ein 

s t immiges s tädtebau l iches Gesamtbi ld.  Der f reizuhaltende Abstand zu den öst l ich l ie -

genden Baumgruppen dient dem Schutz des vorhandenen Baumbestands und gewähr-

leistet  dessen langfris t ige Erhaltung.  Diese grünordnerische Maßnahme trägt zur öko-

logischen Qual i tät  des  Plangebiets  b ei und berücksicht igt  die naturschutzrecht l ichen 

Belange angemessen.  

Die Festset zung von Baugrenzen anstelle von Bau l in ien ermöglicht eine f lex ible An-

ordnung der Gebäude innerhalb der überbaubaren Grundstücks f lächen.  Dies führ t  zu 

einer aufgelocker ten Bebauungsstruktur,  die dem dörf l ichen Charakter des  Ortstei ls 

entspricht.  

3.4  Städtebauliche Gesamtkonzeption  

Die planerische Konzept ion der Ergänzungssatzung verfo lgt  das  Ziel  einer behutsamen 

Siedlungserweiterung,  die s ich harmonisch in  die bestehende Or tss truktur einfügt. 

Durch die Kombinat ion aus einer moderaten Dichte,  angemessener Höhenbegrenzung 

und lockeren Bauweise wird eine Bebauung ermögl icht,  die sowohl den Wohnraumbe -

darf  deckt als auch die charakteris tischen Merkmale des Or tstei ls  Wel lerode bewahr t.  

Die Festset zungen berücks icht igen die heterogene Nutzungsstruktur der Umgebung 

und schaf fen planungsrecht l iche Klarheit  für künft ige Bauvorhaben.  Sie gewährleisten 

eine geordnete s tädtebau l iche Entwicklung im Sinne des § 34 Abs.  5 BauGB und tra -

gen zur nachhalt igen Siedlungsentwicklung der Gemeinde Söhrewald bei.  

3.5  Abwägung 

Im Rahmen der Abwägung wurde fes tgestel l t, dass in  der Ergänzungssatzung keine 

verbindl ichen Vorgaben zur Nutzung erneuerbarer Energien sowie zur Begrünung von 

Dach- und Fassadenf lächen getroffen wurden. Diese Entscheidung s teht im Einklang 

mit  den Zielen der Planung und berücks icht igt  zugleich, dass  die einsch lägigen ge -

setzl ichen Regelungen –  insbesondere § 9 Absatz 1 Hess isches Energiegesetz (HEG) 

–  für Bauvorhaben verbindl ich gelten.  Nach dem HEG besteht für spätere Bauherren 

ab dem 1. Januar 2024 die Verpf l ichtung,  mindestens 65 Prozent der jährl ichen Wärme 

durch erneuerbare Energien zu erzeugen.  Diese Vorgabe wird im Genehmigungsver-

fahren kontro l l ier t und s ichergestel l t.   
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Die Belange des Kl imaschutzes  und der Energiewende wurden somit  im Abwägungs-

prozess  berücks ichtigt:  Da die gesetzl ichen Anforderungen bereits  eine Nutzung er-

neuerbarer Energien verbindl ich vorgeben,  erschien eine weitergehende planerische 

Festset zung im Bebauungsplan n icht notwendig.  Die künft igen Bauherren sind ver-

pf l ichtet, die gesetzl ichen Vorgaben zu erfü llen, wodurch der K l imaschutz und die 

Energiewende auch ohne zusätzl iche Festset zungen im Bauleitplan ges icher t sind.  

Die in  der Stel lungnahme Oberen Wasserbehörde aufgeführten wasserwir tschaft l ichen 

Belange,  insbesondere der Schutz des angrenzenden Fl ießgewässers  einsch l ießl ich 

des Uferbereichs  und des Gewässerrandstreifens gemäß §  38 Abs.  4 WHG und §  23 

Abs.  1 HWG, wurden im Rahmen der Abwägung umfassend berücks icht igt. Das betref-

fende Grundstück grenzt unmit telbar an das Gew ässer dri t ter Ordnung Wahle -

bach/Fahrenbach an;  die Ufers truktur sowie das Gew ässerumfeld s ind jedoch aufgrund 

bestehender technischer Überformung und des dazwischen verlaufenden asphalt ier-

ten Wirtschaftswegs erhebl ich veränder t  und öko logisch eingeschränkt.   

Die Funkt ion des äußeren Gewässerrandstrei fens is t aufgrund dieser phys ischen Tren-

nung vom Gewässer fakt isch nicht mehr in  vo l lem Umfang gegeben,  sodass die öko-

logischen Puffer- und Schutzwirkungen deut l ich  reduziert  s ind.  Im vorl iegenden Fal l  

is t die bau l iche Inanspruchnahme des äußeren Randbereichs zum Zwecke der zwin-

gend erforderl ichen Ersch l ießung sachl ich dif ferenzier t  zu  bewerten:  Eine alternat ive 

techn ische Erschl ießung is t n icht möglich,  da die Flächeninanspruchnahme auf den 

tatsäch l ich abgetrennten  Bereich des Gewässerrandstrei fens  begrenzt bleibt.  

Es wird s ichergestel lt , dass die planungsrecht l ich erforderl ichen Darstel lungen in  den 

Planunterlagen und -zeichnungen erfolgen,  ohne dabei die Lage oder Erkennbarkeit 

des Gewässers zu überdecken – wie in der Stel lungnahme geforder t.  Insgesamt is t  

unter Berücks icht igung der tatsäch l ichen Gegebenheiten und der Ersch l ießungss itua-

t ion vor Or t eine Ausnahme von der Regelung des §  38 Abs.  4 WHG im Lichte von §  1 

Abs.  7 BauGB im Einklang mit  höherrangigen öffent l ichen Belangen sachgerecht und 

recht l ich  ver tretbar. 

4 Erschließung und technische Infrastruktur  

Die Ersch l ießung und techn ische In frastruktur s tell t  eine grundlegende Voraussetzung 

für die Entwicklung des Plangebiets  dar.  Die Ersch l ießung umfasst sowohl die ver-

kehrsmäßige Anbindung als auch die Versorgung mit al len erforderl ichen Medien, die 

für eine ordnungsgemäße Nutzung der geplanten Wohnbebauung erforderl ich  s ind.  

4.1  Verkehrserschließung  

Die verkehrsmäßige Ersch ließung des Plangebiets  is t  durch die unmittelbare Lage zu 

den vorhandenen öffent l ichen Verkehrsf lächen des Or ts teils  Wel lerode gewährleistet. 

Das Plangebiet  is t  über die bestehende Straßeninfrastruktur direkt an das ör t liche und 

überört l iche Verkehrsnetz angebunden.  Die Anbindung erfo lgt  über die vorhandenen 

Ersch l ießungsstraßen,  die bereits  eine ausreichende Leistungsfähigkeit  für die zusätz-

l ichen Verkehrsbelastungen durch die geplante Wohnbebauung aufweisen.  Die Straße 

l iegt innerhalb des Gewässerrandstreifens  des angrenzenden Fl ießgewässers.  Für eine 

Ersch l ießung des Grundstücks ist  die Inanspruchnahme des äußeren Gewässerrand-

s trei fens erforderl ich. Dieser weist  aufgrund der physischen Trennung durch die 
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asphalt ierte Straße in  diesem Tei lbereich keine typischen Eigenschaften eines Gewäs-

serrandstreifens  auf.   

Die Ersch ließung is t  gemäß § 30 Abs.  1 BauGB als  ges icher t anzusehen,  da das 

Grundstück in  angemessener Breite an einer befahrbaren öffent l ichen Verkehrsf läche 

l iegt.  D ie bestehenden Straßen verfügen über die erforderl iche Dimens ion ierung und 

Ausstat tung, um die zusätzl ichen Verkehrsströme aufzunehmen, ohne dass Erweite -

rungsmaßnahmen erforderl ich  werden.  

Der Ansch luss an den öf fent l ichen Personennahverkehr ist  über die bestehenden Hal-

tes tel len im Or ts tei l  Wel lerode gewährleistet.  D ie Anbindung an das regionale Ver-

kehrsnetz ermögl icht eine ausreichende Mobi l ität für die künft igen Bewohner des Plan-

gebiets .  

Die Ersch ließung der einzelnen Baugrundstücke erfo lgt  über private Grundstückszu-

fahrten,  die von den Eigentümern zu errichten und zu unterhalten s ind . 

4.2  Ver- und Entsorgung  

4.2.1  Wasserversorgung  

Die Wasserversorgung des Plangebiets is t  durch Anschluss an das bestehende öffent-

l iche Trinkwassernetz der Gemeinde Söhrewald gewährleis tet.  Die vorhandenen Ver-

sorgungs leitungen in der unmittelbaren Umgebung des Plangebiets  verfügen über aus-

reichende Kapaz itäten,  um die zusätzl ichen Abnehmer zu versorgen.  Der Ansch luss 

erfo lgt über die bereits in  den angrenzenden Straßen verlegten Wasserleitungen. Die 

Grundstücksansch lüsse werden von der Grundstücksgrenze bis  zum jewei l igen Haus-

anschluss  durch die Grundstückseigentümer hergestel l t.  

Die Wasserversorgung entspricht den Anforderungen der Trinkwasserverordnung und 

gewährleis tet  eine ordnungsgemäße Versorgung der geplanten Wohnbebauung.  Um-

fangreiche Erweiterungsmaßnahmen am öffent l ichen Versorgungsnetz s ind n icht er-

forderl ich.  

4.2.2  Abwasserbesei t igung und Umgang mit Niederschlagswasser  

Die Abwasserbeseit igung erfolgt durch Ansch luss  an das bestehende öffent l iche Ka-

nalnet z der Gemeinde Söhrewald.  D ie vorhandene Mischwasserkanal isat ion  is t  für die 

Aufnahme der zusätzl ichen Abwassermengen aus dem Plangebiet ausreichend dimen-

s ion ier t.  D ie Hausansch lüsse werden von der ö ffent lichen Kanalisat ion bis  zur Grund-

stücksgrenze durch die Gemeinde hergestel l t,  während die Grundstückseigentümer 

für die Errichtung der Anschlüsse auf ihren Grundstücken verantwor t lich  s ind.  

Für die Ableitung des N iedersch lagswassers  is t eine dezentrale Entwässerungsein-

richtung vorzusehen,  da die geringe Bodendurch läss igkeit  (kf -Wer t  10⁻⁶  b is  10⁻⁸  m/s) 

eine Vers ickerung aussch ließt.  H ierbei is t  eine Brauchwasserzis terne zu errichten,  de -

ren gespeicher tes Wasser zur Bewässerung der Freif lächen verwendet werden sol l.  

Überschüss iges  N iedersch lagswasser sol l  gedrosselt  mit einer maximalen Ein leit-

menge von 7 l/ (s *ha) in  das Fl ießgewässer „Fahrenbach“ eingeleitet  werden,  wobei die 

Anforderungen nach §  8 WHG einzuhalten s ind.  
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Für Starkregenereign isse is t ein  Notüberlauf in  die Mischwasserkanal isat ion vorzuse -

hen.  Die Ein leitung in das Fließgewässer „Fahrenbach“ bedarf einer wasserrecht l ichen 

Erlaubn is gemäß § 8 WHG, die bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen is t . 

4.2.3  Stromversorgung 

Die Stromversorgung für das  Plangebiet  ist  ges icher t und wird über das bestehende 

Stromnetz des ört l ichen Energieversorgers EAM -Netz GmbH gewährleis tet. D ie vor-

handenen Versorgungs leitungen in der Umgebung sind ausreichend dimens ion ier t, um 

den zusätzlichen Bedarf , der durch moderne Wohngebäud e und deren erhöhte Elekt-

r i f iz ierung (wie etwa für Wärmepumpen und Elektromobi l i tät) ents teht, abzudecken.  

Die Hausansch lüsse werden durch Fachbetriebe hergestel lt  und verlaufen von der öf-

fent l ichen Stromleitung bis zum jewei ligen Hausansch lusskasten. Für al le planungsre -

levanten Maßnahmen,  wie Neuverlegungen oder den Austausch von Leitungen,  ist  eine 

enge Absprache mit  dem zuständigen Regionalteam der EAM -Netz GmbH erforderl ich, 

um Störungen auszusch l ießen und die gesetzlichen Anforderungen an die Versor-

gungss icherheit  zu  erfü l len.  Änderungen am Bestand des EAM -Netzes,  die durch das 

Bauvorhaben notwendig werden könnten,  s ind im Rahmen des Abwägungsprozesses 

bereits berücks icht igt  und müssen vor Beginn der Baumaßnahmen mit dem Netzbe -

treiber verbindl ich abgest immt werden.  

Die genaue Lage und Führung der Stromleitungen dürfen n icht ohne vorherige Abst im-

mung mit  der EAM -Netz GmbH verändert  werden;  dies  gil t  insbesondere bei Erdarbei -

ten oder Geländeveränderungen im Bereich vorhandener Leitungen.  Damit is t s icher-

gestel lt , dass  der s törungsfreie Betrieb und die Versorgungsqual i tät langfrist ig ge -

währleis tet  s ind.  

4.2.4  Telekommunikation  

Die Telekommunikationsersch ließung des Plangebiets erfolgt durch Anschluss an das 

vorhandene Netz der Netcom Kassel und der Breitband Nordhessen,  die im Nahbereich 

Glas faserlei tungen verlegt haben.  Moderne Breitbanddienstleis tungen – insbesondere 

H igh-Speed-Internet über Glas faser – s ind unmit telbar über diese Leitungen verfügbar 

und die Grundstücksansch lüsse werden gemäß den techn ischen Anforderungen der 

Telekommunikat ionsunternehmen ers tel l t.   

Im Zuge der Planung gi l t die Gemeinde Söhrewald als  verpf lichtet,  hochwer t ige Tele -

kommunikat ions in frastruktur wie Glasfaser oder vergleichbare Hochgeschwindigkeits -

anschlüsse bereitzustel len,  um eine opt imale digitale Versorgung s icherzustellen. Die 

Lage und Führung der Glasfaserleitungen wurden im Planungsprozess  berücks icht igt  

und geschützt – baubedingte Beeinträcht igungen der Telekommunikat ions in frastruktur 

s ind daher n icht zu  erwar ten.  So ll te es  im Verlauf  der Baumaßnahme zu konkreten 

Eingrif fen in  den N ahbereich der vorhandenen Leitungen kommen,  is t  vorab eine er-

neute Trassenanfrage beim Netzbetreiber einzureichen,  um technische Sicherheit  und 

Funkt ion der Infrastruktur zu  gewährleisten.  

Somit  ist  gewährleis tet,  dass  der Bedarf  an modernen,  performanten Telekommunika-

t ionsdiensten gedeckt und der Bestand der Leitungen geschützt  bleibt; Einschränkun-

gen oder Störungen s ind n icht zu  erwarten.  
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4.2.5  Abfal lentsorgung  

Die Abfallentsorgung erfo lgt über das bestehende Entsorgungssystem der Gemeinde 

Söhrewald.  Die Abfal lsammlung wird durch die beauftragten Entsorgungsunternehmen 

durchgeführ t,  die das Plangebiet  über die vorhandenen öffent l ichen Verkehrsf lächen 

erreichen können.  Die Entsorgung erfo lgt  entsprechend dem Abfal lwirtschaftskonzept 

des  Landkreises  Kassel,  das  eine getrennte Sammlung der versch iedenen Abfal l f rak-

t ionen vors ieht.   

Die Ersch ließung des Plangebiets  ist  insgesamt als  ges icher t  anzusehen,  da al le er-

forderl ichen Infrastrukturen in  der unmittelbaren Umgebung vorhanden s ind und über 

ausreichende Kapazitäten verfügen. Erhebl iche Erweiterungsmaßnahmen s ind n icht 

erforderl ich , wodurch die Ersch ließungskosten geringgehalten  werden können.  

5 Umweltbelange 

Die Behandlung der Umweltbelange in der Ergänzungssatzung erfo lgt unter Berück-

s icht igung der besonderen Verfahrensvorschri ften für vereinfachte Verfahren nach § 

13 BauGB und der spezif ischen naturschutzrecht l ichen Anforderungen für Ergän-

zungssatzungen nach  § 34 Abs.  4 Nr.  3 BauGB.  

5.1  Umweltprüfung 

Die Umweltprü fung nach § 2 Abs.  4 BauGB is t  ein  zentrales  Instrument zur Berück-

s icht igung der Umweltbelange in  der Bau leitplanung .  Sie dient der Ermit tlung,  Be -

schreibung und Bewertung der voraussicht l ichen erhebl ichen Umweltauswirkungen 

der Planung auf  die Schutzgüter nach § 1 Abs.  6 Nr.  7 BauGB . Die Umweltprü fung 

umfasst dabei alle umweltrelevanten Auswirkungen der Planung und erstreckt s ich 

sowohl auf  direkte als  auch auf  indirekte,  sekundäre,  kumulat ive, grenzüberschrei -

tende,  kurzfr is t ige,  mit telf r is t ige und langfris t ige,  s tändige und vorübergehende sowie 

pos itive und negative Auswirkungen . 

Grundsätzl ich is t  für alle Bau leitpläne eine Umweltprüfung durchzuführen, deren Er-

gebnisse in  einem Umweltbericht nach § 2a BauGB darzustel len s ind .  Die Umweltprü-

fung s tel l t  sicher,  dass  Umwelterwägungen bei der Ausarbeitung und Annahme von 

Plänen angemessen berücks icht igt werden und trägt damit  zur Förderung einer nach-

haltigen Entwicklung bei . 

5.2  Umweltprüfung bei Ergänzungssatzungen  

Ergänzungssatzungen nach § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB unterl iegen grundsätzl ich der 

Pf l icht zur Durchführung einer Umweltprüfung, da sie planungsrecht l iche Veränderun-

gen bewirken,  die erhebl iche Umweltauswirkungen haben können . Dies  ergibt  s ich aus 

der besonderen Stellung der Ergänzungssatzung als  einzige der Innenbereichssatzun-

gen,  die gemäß § 34 Abs.  5 Satz 4 zweiter Halbsatz BauGB einer Begründung ent-

sprechend § 2a Satz 2 Nr. 1 BauGB bedarf . 

Die naturschutzrecht liche Eingrif fs regelung nach § 1a Abs.  2 und 3 BauGB ist  für 

Ergänzungssatzungen entsprechend anzuwenden .  Dies  bedeutet, dass  Eingri ffe in  Na-

tur und Landschaft  im Rahmen der Planung zu prü fen und entsprechende Ausgleichs - 

oder Ersat zmaßnahmen vorzusehen s ind.  Das Vermeidungsgebot,  das  
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Verursacherprinzip und das Folgenbewält igungsprinzip der Eingri f fs regelung s ind da-

bei zu  beachten . 

5.3  Zusammenfassung der Ergebnisse  Umweltprüfung 

5.3.1  Ört liche Gegebenhei ten und Bestandsi tuat ion  

Das Plangebiet  besteht aus  einer intens iv genutzten Grün landf läche mit  einer einseit ig 

arrondierenden Baumgruppe.  Es  is t  an den drei  anderen Seiten von Bebauung umge -

ben,  wobei im west lich  zwischen der angrenzenden Bebauung und dem Wir tschaftsweg 

das Fl ießgewässer „Fahrenbach“ verläuft.  Das Gebiet is t bereits durch mensch l iche 

Nutzung geprägt und s tel l t  keinen besonders  schutzwürdigen oder seltenen Biotoptyp 

dar.  

Die vorhandene Wir tschaftswiese is t als  intensiv bewirtschaftete Grün landf läche ein-

zustu fen,  die in  der Biotopbewertung nach der hess ischen Kompensationsverordnung 

einen entsprechend geringen Biotopwer t  aufweis t .  So lche Flächen sind in der Regel 

durch regelmäßige landwir tschaft l iche Nutzung geprägt und weisen eine vergleichs-

weise geringe öko logische Wer t igkeit  auf.  

Sicherung vorhandener Gehölzs trukturen  

Im öst l ichen Bereich des Plangebiets  ist  ein e Baumgruppe vorhanden,  welche durch 

die Planung ges ichert  wird. Diese Sicherung erfolgt durch die Festsetzung entspre -

chender Flächen mit Bindungen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sons-

t igen Bepf lanzungen sowie der Baugrenzen,  die einen ausreichenden Abstand zu den 

vorhandenen Strukturen gewährleis ten. Die Bäume bleiben somit  in  seinem Bestand 

erhalten und können ihre öko logischen Funkt ionen weiterhin erfü llen.  

Die Sicherung der Bäume trägt zur Erhaltung der vorhandenen Grünstrukturen bei und 

gewährleis tet die Kontinu ität der ökologischen Vernetzung. Durch den Erhalt dieser 

Struktur werden negat ive Auswirkungen auf  das  Landschaftsbi ld und die lokale Bio-

divers ität  vermieden.  

Fehlen relevanter Biotope  

Eine detai ll ier te Prüfung der ör t l ichen Gegebenheiten hat ergeben,  dass keine rele -

vanten Biotope im Sinne des § 30 BNatSchG oder nach der Hess ischen Biotopverord-

nung im Plangebiet vorhanden s ind oder durch die Planung beeinträcht igt  werden.  Die 

vorhandene Wir tschaftswiese stel lt  keinen gesetzl ich  geschützten Biotop dar und weis t 

keine besonderen f loris t ischen oder faunist ischen Wer te auf,  die eine erhöhte Schutz-

würdigkeit  begründen würden.   

5.3.2  Umweltauswirkungen  

Die durch die Ergänzungssatzung ermögl ichte Bebauung führ t  zu  keinen erhebl ichen 

Umweltauswirkungen.  Die Inanspruchnahme einer bereits anthropogen überprägten 

Wir tschaftswiese für eine maßvol le wohnbaul iche Entwicklung bei gleichzeit iger Siche -

rung vorhandener Gehölzs trukturen entspricht den Grundsätzen einer nachhalt igen 

Siedlungsentwicklung.  Der Gewässerrandstrei fen des Fl ießgewässers  „Fahrenbach“ 

wird n icht nachteil ig beeinträcht igt.  
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Die Auswirkungen auf  die Schutzgüter des Naturhaushalts  und des Landschaftsbi ldes 

s ind als  gering einzustu fen. Durch die Festset zungen der Ergänzungssatzung wird eine 

geordnete s tädtebau l iche Entwicklung gewährleistet,  die negat ive Umweltauswirkun-

gen min imier t und gleichzeit ig zur Deckung des ör t l ichen Wohnraumbedarfs  beiträgt.  

Umweltbelang Bestandsausprägung und  

Bewertung 

Prognose der Auswirkungen 

F läche ›  Plangeb ie t aktue ll unvers iege l t 

(W i r tschaf tsw iese) 

›  Plangeb ie t am Rand des vorhan-

denen S iedlungs raums von Wel -

le rode  

›  Gesamtf läche:  2 .130  m² 

›  Bew ertung : ger inge Bedeutung  

aufg rund  bere i ts vorhandener 

S ied lungs rand lage 

›  Z unahme der F lächeninanspruch-

nahme durch Bebauung um 350 m² 

Vol l vers iege lung 

›  F lächenvers iegelung erzeug t auf-

g rund  der K le in f l ächigke i t ke ine F lä-

chenzerschne idungsw i rkung  

›  erheb l iche,  jedoch k le in f l ächige Be-

e int rächt igung  des Schutzgutes F lä-

che im Verg le ich zum derze i t igen Z u-

s tand 

Boden  ›  Unvers iege l te W i r tschaf tswiese 

mi t  une ingeschränktem W i rken 

der  natür l i chen Bodenfunkt ionen  

›  I n tens iv genutzte  F r ischwiese 

(B iotopw ert : 21 BWP/m²) 

›  Lage in T r inkw asserschutzzone 

I I IB 

›  Keine besonderen oder se l tenen 

Bodenformen 

›  Bew ertung : ger inge Bedeutung 

aufg rund  une ingeschränkter  Bo-

denfunkt ionen  

› Z unahme der Vers iege lung um 350 

m² mi t Ver lus t der  Bodenfunkt ionen  
› I n  überw iegendem Tei l ble iben d ie 

natür l i chen Bodenfunkt ionen une in-

geschränkt  w i rksam  
› erheb l iche,  jedoch k le in f l ächige Be-

e int rächt igung  des  Schutzgutes  Bo-

den durch Z unahme der Vers iege lung  

Oberf lächen- /  

G rundw asser 

›  Planbere ich innerha lb  des  Was -

serschutzgeb ie ts (Z one II IB ) 

"WSG TB I+ I I  am Herchenbach u. 

TB II I+IV Wel lerode"  

›  Keine Oberf lächengew ässer  im 

P langeb ie t 

›  D ezentra le  Niederschlagsw as -

serbewi r tschaf tung  

›  Bew ertung : mi t t l e re Bedeutung  

durch Lage im Wasserschutzge-

b ie t 

›  Kle in f lächige Redukt ion der  natür l i -

chen Niederschlagsvers ickerung  im 

Bere ich der vo l lvers iege l ten F läche 

(350 m²)  

›  D ezentra le  Niederschlagsw asserbe-

w i r tschaf tung  

›  E inha l tung der Wasserschutzgebie ts -

verordnung  

›  ke ine erheb l iche Beeint rächt igung  

des Schutzgutes Wasser 

K l ima / Luf t ›  Plangeb ie t a ls  W i r tschaf tswiese 

mi t  l oka ler  F unkt ion der Ka l tl u f -

tents tehung  

›  Öst l i che  Baumgruppe sorg t für  

Verbesserung des M ikrok l ima 

›  Lage am Sied lungs rand mi t guter 

b iok l imat ischer  S i tuation  

›  Bew ertung : ger inge b is mi t t l e re 

Bedeutung 

›  Z unahme der Vers iege lung um 350 

m² →  aufg rund  der  K le in f l ächigke i t 

und  Lage am Siedlungs rand ke ine 

deut l i che Verschlechterung der b i -

ok l imat i schen S i tuat ion  

›  Keine Bee int rächt igung des  g roßräu-

migen F r isch luf tgebie ts  

›  E rha l t  de r  k l imaw i rksamen Baum-

gruppe 

›  ke ine erheb l ichen k l imat i schen Be-

e int rächt igungen 

Bevölkerung  und 

menschl iche Ge-

sundhe i t 

›  Angrenzende Wohnnutzung  

(süd l i ch) 

›  Gas tw i r tschaf t  (w es tl i ch)  und 

Hobby t ierha l tung (nörd l i ch)  

›  Keine besonderen E rholungs -

funkt ionen  

›  Bew ertung : mi t t l e re Bedeutung  

durch ang renzende Wohnnut-

zung  

›  Gep lantes  Vorhaben s ieht E rw e i te-

rung  der Wohnfunkt ion vor  

›  Keine Immissionskonf l i k te  durch 

Hobby t ierha l tung zu erw arten 

›  Verbesserung der  Wohnraumversor-

gung 

›  ke ine erheb l iche Bee int rächt igung , 

pos i t i ve E f fekte  durch zusätz l i chen 

Wohnraum 

Arten und  B io-

tope 

›  i n tens iv genutzte  F r ischwiese 

(B iotopw ert : 21 BWP/m²) 

›  Ver lus t  von 350  m² Wi r tschaf tsw iese 

›  Vol l s tänd iger  E rha l t  de r  ös t l i ch l i e -

genden Baumgruppe  
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›  Öst l i che Baumgruppe a ls w ert -

vol l e  St ruktur  

›  Keine gesetz l ich geschützten B i -

otope  

›  Ger inge Hab i ta tv iel fa l t  auf  der 

W iese 

›  Bew ertung : ger inge b is mi t t l e re 

Bedeutung 

›  Neup f lanzung  von 4  Laubbäumen 

›  Vol l s tänd ige Kompensat ion durch 

Grünlandex tensiv ierung  

›  k le in f l ächige Bee int rächt igung , vo l l -

s tänd ig kompensier t  

Landschaftsbi ld  ›  Plangeb ie t am Siedlungs rand mi t 

Übergang zur  f re ien Landschaft  

›  Öst l i ch  l i egende Bäume mi t 

l andschaftsb i ldp rägender W i r-

kung  

›  Heterogene Nutzungss truktur  im 

Umfe ld  

›  Bew ertung : mi t t l e re Bedeutung  

aufg rund  der Übergangs lage 

›  Z unahme der  anthropogenen Über-

p rägung durch E inze lhausbebauung  

›  Begrenzung der Gebäudehöhe auf 2 

Vol lgeschosse 

›  E rha l t  der  l andschaftsbi ldp rägenden 

Bäume 

›  Landschaft l i che Einb indung durch 

Gehölzp f lanzungen 

›  ke ine erheb l iche Beeint rächt igung  

durch landschaftsgerechte  E inb in-

dung 

Kul tur -  und  

Sachgüter  

›  Keine bekannten Kul tur - und 

Sachgüter  oder  Bodendenkmäler 

im Gel tungsbere ic h 

›  Keine archäolog ischen F unds te l -

l en bekannt 

›  Bew ertung : ger inge Bedeutung  

›  M eldep f l i cht be i archäologischen 

F unden w ährend der Bauarbe i ten 

›  ke ine erheb lichen Bee int rächt igun-

gen des Schutzgutes  

Wechse lw i rkun-

gen 

›  Üb l iche Wechse lw i rkungen zw i -

schen Boden,  Vegetat ion und 

Nutzung  

›  Keine besonderen oder se l tenen 

Wechse lw i rkungen 

›  Bew ertung : ger inge Bedeutung  

›  Keine re levanten W i rkungen über d ie 

a l lgemein bekannten Wechse lwi rkun-

gen h inaus 

›  ke ine erheb l iche Beeint rächt igung  im 

Verg le ich zum derze i tigen Z us tand  

Ta be l le  1 :  Be s ta n dsau sprägu n g  u n d  Bewe r tu n g de r  Um we l tbe la n ge, P ro gn o se  de r  Au swi rk u n ge n  

Die Ergänzungssatzung führ t  zu  klein f läch igen,  jedoch kompensierbaren Eingriffen in  

die Schutzgüter Fläche, Boden und Biotope.  Durch den vo llständigen Erhalt  de r öst l ich 

l iegenden Bäume und die vol ls tändige Kompensat ion des Biotopwertverlus ts (s iehe 

Kapitel 5.5 und 5.6) können die Beeinträcht igungen ausgegl ichen  werden. 

5.3.3  Anwendung der naturschutzrechtl ichen Eingri ffsregelung  

Obwohl von einer förml ichen Umweltprü fung abgesehen wird,  ist  die naturschutzrecht-

l iche Eingrif fsregelung nach § 1a Abs. 2 und 3 BauGB entsprechend anzuwenden . Dies  

bedeutet, dass die mit  der Bebauung verbundenen Eingri ffe in  Natur und Landschaft 

in An lehnung an die hess ische Kompensat ionsverordnung zu bewer ten und entspre -

chende Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen s ind .  

Die Bi lanzierung der Eingri ffe erfo lgt  in Anlehnung an das Biotopwertverfahren der 

hess ischen Kompensat ionsverordnung, wobei der Ausgangszustand der Frischwiese 

mäßiger Nutzungsintens ität  dem geplanten Zustand nach der Bebauung gegenüber-

gestel lt  wird.  Erforderl iche Kompensat ionsmaßnahmen werden entsprechend dem er-

mittelten Kompensationsbedarf fes tgelegt und umgesetzt.  

5.4  Eingriffsregelung  
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5.4.1  Anwendbarkei t  der naturschutzrechtl ichen Eingri ffsregelung  

Die naturschutzrechtl iche Eingrif fsregelung nach § 1a Abs.  2 und 3 BauGB is t  gemäß 

§ 34 Abs. 5 Satz 4 BauGB auf Ergänzungssatzungen entsprechend anzuwenden. Diese 

Regelung verpf l ichtet  zur Vermeidung,  zum Ausgleich und bei unvermeidbaren Beein-

trächt igungen  zur Kompensat ion von Eingri ffen in  Natur und Landschaft.  Im vorliegen-

den Fal l is t die Eingri ffs regelung anzuwenden, da durch die Bebauung der bisherigen 

Wir tschaftswiese ein  Eingrif f  in den Naturhaushalt erfo lgt.  

5.4.2  Bestandsaufnahme und Bewer tung  

Die Bi lanzierung der Eingri ffe in  Natur und Landschaft  bas ier t auf folgenden fachl ichen 

Grundlagen: 

Als  Bi lanzierungsf läche wird das in tens iv  genutzte Grünland mit einer Gesamtgröße 

von 1.840 Quadratmeter herangezogen. D ie öst l ich  angrenzenden Bäume bleiben 

durch die planerischen Festset zungen dauerhaft  erhalten und wird daher n icht in  die 

Bi lanzierung einbezogen.  

Der Bestandszustand der zu bilanzierenden Fläche ist  als  in tens iv  genutzte Wir t-

schaftswiese (Kennung 06.350 nach hessischer Kompensat ionsverordnung) zu cha-

rakteris ieren.  Dieser Biotoptyp weis t  fo lgende Merkmale auf:  

•  Typische Nutzungsfrequenz:  3 bis  5 Mahden pro Jahr 

•  ar tenarme Vegetat ionsausbi ldung  

•  Biotopwert:  21 Biotopwertpunkte pro Quadratmeter  

Für die gesamte Bi lanzierungsf läche von 1.840 Quadratmeter ergibt  s ich daraus ein 

Gesamtbiotopwert  von 38.640 Biotopwer tpunkten (BWP),  berechnet als  Produkt aus 

Fläche und spezif ischem Biotopwer t (1.840 m² × 21 BWP/m²).  

Die Bewertung erfo lgt  in  An lehnung an das standardis ier te Biotopwertverfahren der 

Hess ischen Kompensat ionsverordnung. Dieses Verfahren sieht einen systematischen 

Vergleich zwischen dem aktuel len Bestandszustand und dem geplanten Zustand nach 

Durchführung der bau l ichen Maßnahmen vor.  Die Dif ferenz zwischen diesen  Zuständen 

bi ldet die Grundlage für die Ermit tlung des Eingri ffsausmaßes und des daraus resu l-

t ierenden Kompensat ionsbedarfs.  Die An lehnung an diese Methodik gewährleis tet eine 

objekt ive und nachvol lz iehbare Quant i fiz ierung der Eingrif fsfo lgen unter Berücks icht i -

gung der spezi f ischen ökologischen Wer tigkeiten.  

5.4.3  Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen  

Der planerische Erhalt  der östl ich  gelegenen Bäume stel l t  eine zentrale Vermeidungs-

maßnahme im Sinne des § 1a Abs. 2 BauGB dar.  Durch die  Festsetzung zum Erhalt  

der Strukturen  und einer zusätzl ichen  Festsetzung von Baugrenzen,  die einen ausrei -

chenden Abstand zu den vorhandenen Bäumen gewährleis ten,  wird der Baumbestand 

dauerhaft ges icher t  und vor Beeinträcht igungen durch die geplante Bebauung ge -

schützt. D iese planerische Vorsorge vermeidet Eingri ffe in  dieses höherwert ige Land-

schaftselement vol ls tändig und entspricht damit dem gesetzl ichen Vorrang der Ver-

meidung vor Ausgleich und Ersat z.  
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Zur öko logischen Aufwertung is t  eine Baumreihe mit  heimischen Laubgehölzen (z.  B.  

Feldahorn,  Hainbuche) anzu legen. H ierfür s ind mindestens v ier Laubbäume zweiter 

Ordnung in  der Qual ität  Höhenstufenbaum (H./StBU) mit  einem Stammumfang von 16 –

18 Zent imetern zu pf lanzen.  Die Bäume s ind in einem Abstand von mindestens 8,0 

Metern zueinander anzuordnen und dauerhaft  zu  erhalten.  Diese Maßnahme dient der 

kl imat ischen Verbesserung des Mikrokl imas.  

Nicht überbaubare Grundstücks f lächen s ind als s trukturreiche Grünf lächen zu entwi -

ckeln . Die An lage von Schot tergär ten is t gemäß § 8 Abs.  1 HBO unzu läss ig.  Boden-

vers iegelungen s ind gemäß § 1a BauGB auf  das  notwendige Mindestmaß zu beschrän-

ken,  wobei der Antei l  versiegelter Flächen einen Antei l  von 350 Quadratmeter n icht 

überschreiten darf.  

Befest igte Flächen (Wege,  Stel lplät ze, Zufahr ten) s ind mit  vers ickerungsfähigem Ma-

terial (z. B. Rasengit tersteine, wasserdurchläss igem Pf las ter) oder in  wassergebunde -

ner Bauweise herzustel len.  Dies gewährleis tet  eine dezentrale Vers ickerung von Nie -

dersch lagswasser und reduzier t  den Abf luss  in  die Kanal isat ion.   

Die Außenbeleuchtung is t  nach fo lgenden Kriterien auszugestalten:  

•  Energieeff iz ienz:  Verwendung s tromsparender LED -Leuchten  

•  Lichtspektrum:  Bernstein farbenes bis warmweißes Licht  

•  Insektenver trägl ichkeit:  Spezi f ische Spektralzusammensetzung ohne UV -Antei le 

•  Reduktionsgebot:  Beschränkung auf das  notwendige Maß  

Diese Maßnahmenkombinat ion min imier t  Eingri ffe in den Naturhaushalt,  gewährleistet  

eine wassersens ible Flächenentwicklung und reduzier t ökologische Fo lgebelastungen 

auf  ein  unvermeidbares  Min imum.  

5.4.4  Bi lanzierung der Eingri ffe  in  Anlehnung an die hessische Kompensat i -

onsverordnung 

Flächentyp Größe BWP/m² Gesamt-BWP 

10.510 sehr s tark oder völ l ig ver-

s iegelte Flächen  (Ortbeton, As-

phalt), Mül l -Deponie in Betrieb oder 

n icht  abgedeckt,  unbegrünte Kel ler, 

Fundamente etc.  

350 m² 3  1.050 

10.540 Befest igte und begrünte 

Flächen Rasenpf laster,  Rasengit ter-

s teine o.ä.  

175 m² 6  1.050 

11.221 gär tnerisch gepf legte An la-

gen im bes iedelten Bereich , ar ten- 

und strukturarme Hausgär ten kleine 

öffent l iche Grünanlagen,  innerstäd-

t isches  Straßenbegleitgrün etc. , 

s trukturarme Grünanlagen,  Baum-

bestand nahezu feh lend  

1.315 m² 14  18.410 
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Flächentyp Größe BWP/m² Gesamt-BWP 

Summe nach Eingrif f  1.840 m²  20.510 BWP 

Ta be l le  2 :  B i lan z ie run g  de r E in g r i f fe  in  An le hn u n g a n d ie  KV 2018  

Der s igni f ikante Verlust  von 18.130 BWP resu lt ier t aus:  

1. Hoher Wer tverlust  bei vers iegelten Flächen (Redukt ion von 21 auf  3 BWP/m²) 

2. Mit t lere Wer tminderung  bei gär tnerischen Flächen (Redukt ion von 21 auf 14 

BWP/m²) 

Die Differenz von 18.130 BWP is t  durch Kompensat ionsmaßnahmen gemäß § 1a Abs.  

2 BauGB und der Hessischen Kompensationsverordnung auszugleichen.  

5.5  Ausgleichs - und Ersatzmaßnahmen 

Die Ausgleichsf läche bef indet s ich in  der Gemarkung Sachsenhausen (Waldeck),  Flur 

40,  Flurstück 12, unmit telbar an der Grenze zur Gemarkung Meineringhausen der 

Kreis - und Hansestadt Korbach sowie zur Gemarkung Alraft  (Waldeck)  und umfasst 

eine Fläche von insgesamt 33.073 Quadratmeter. Die Maßnahmenf läche l iegt im be -

nachbar ten Landkreis  wie der Eingri ffsort  und in  einer Entfernung von ca.  42 Ki lome -

tern Luft l in ie. Damit  s ind die gesetzl ichen Anforderungen an den räumlichen Bezug 

der Ausgleichsmaßnahme gemäß d en einsch lägigen naturschutzrechtl ichen Best im-

mungen erfü ll t.  

Bei der Ausgleichsf läche handelt es  s ich um ein  beweidetes  Grünland mit  heterogener 

Vegetat ionsstruktur. Zum Zeitpunkt der Begehung konnte im Zuge einer f lorist ischen 

Ansprache dass  Hasenbrot (Luzu la campestris ) mit  großer Stet igkeit  fes tgestel lt  wer-

den.  Darüber h inaus konnten typische Begleitar ten wie Weißklee (Tri fo l ium repens), 

Ruchgras  (Anthoxanthum odoratum) sowie Rotschwingel (Festuca rubra) beobachtet 

werden.  In  Einzelnen, durch stärkeres Pf lanzenwachstum gekennzeichneten Bereichen 

domin ieren Wiesen -Fuchsschwanz (Alopecurus  pratens is ) und Wiesenkerbel (Anthris -

cus sy lvestris ).  D iese Dominanz is t mutmaßl ich auf  Gei ls tellen  beziehungsweise Fut-

terstel len des Weideviehs zurückzuführen,  an denen durch konzentrierten Nährstoffe -

in trag das Wachstum nährstof f li ebender Ar ten begünst igt  wird.  Besondere natur-

schutzfach l iche Bedeutung erlangt die Fläche durch das Vorkommen der Wiesenprimel 

(Primula veris ).  D iese Ar t  is t  in  der Vorwarnl is te der Roten Liste der Farn - und Blüten-

pf lanzen Hessens aufgeführ t  und unterl ieg t gemäß Bundesnaturschutzgesetz einem 

besonderen Schutzstatus.  Das Vorkommen dieser Ar t erhöht die Wer t igkeit der Fläche 

im Hinblick auf  den Naturschutz erheblich.  

Das vorrangige Ziel  der ökologischen Aufwer tung einer 907 Quadratmeter umfassen-

den Tei lf läche des gesamten Grundstücks  besteht in  der Entwicklung eines  extens iv 

genutzten Grün landes. Idealerweise sol l  die Ausbreitung der angrenzenden, bereits  

kar t ier ten mageren Flach land -Mähwiese (FFH-Lebensraumtyp 6510) auf die Aus-

gleichsf läche geförder t werden.  

Zur Zielerreichung ist  eine extens ive Bewir tschaftung vorgesehen,  welche eine boden-

schonende Pf lege durch ein  bis  zwei Mahden pro Jahr – f rühestens ab Mitte Juni –  

einsch ließt.  Auf den Einsatz von Düngemit teln und Pf lanzenschutzmitteln  wird 
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vo l ls tändig verzichtet.  Zur gezielten Förderung der Ar tenv ielfal t kann zu Beginn der 

Maßnahme eine Mahdgutüber tragung erfo lgen.  Das übergeordnete Entwicklungsziel  

für die Fläche besteht darin,  ein  Biotop zu schaffen,  das  mindestens als  „sonstiges  

extens ives  Grün land“ eingestu ft werden kann.  

Für die Erreichung des angestrebten Zielbiotops is t  ein  kurz - bis  mit tel f rist iger Ent-

wicklungszeitraum zu veransch lagen.  Zur recht l ichen Abs icherung der Umsetzung der 

Ausgleichsmaßnahme wird vor dem Satzungsbeschluss ein städtebau l icher Ver trag 

abgesch lossen.  Im Anschluss  daran erfo lgt  die dingl iche Sicherung der Maßnahme auf  

dem gesamten Grundstück durch einen entsprechenden Eintrag im Grundbuch.  Nach 

Absch luss  des Ver trags wird die Flächenabgrenzung an die Untere Naturschutzbe -

hörde (UNB) übermit telt,  damit  diese die entsprechenden Daten in die öf fent l ich  zu-

gängl ichen Informat ionssysteme eintragen kann.  Diese Vorgehensweise gewährleis tet  

die dauerhafte recht l iche Bindung der Ausgleichsf läche an die fes tgelegten natur-

schutzfach l ichen Ziele.  

Die Entwicklung der Wiesenf läche ist  im Rahmen eines  standardisier ten Monitorings 

zu dokument ieren. H ierzu s ind Erhebungen nach drei, fün f und zehn Jahren durchzu-

führen, um den Entwicklungsstand der Fläche sowie die Zielerreichung nachvollz ieh-

bar zu überprüfen.  So l lte s ich im Zuge der Monitoringmaßnahmen herausstellen, dass 

die angestrebten Entwicklungsziele n icht erreicht werden,  s ind zusätzl iche,  geeignete 

Maßnahmen zur Zielerreichung einzu leiten.  

 

Abb i ldu n g  4  -  R äu m l iche  Z u o rdnu n g  de r  Ko m pen sat io n sm a ßn a hm e  
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Durch die Umsetzung der beschriebenen Ausgleichsmaßnahme wird nicht nur das  be -

s tehende Biotop ges icher t  und ökologisch aufgewer tet, sondern zugleich ein wesent-

l icher Beitrag zur Förderung der Biodiversität  geleistet. Extens iv bewir tschaftete Wie -

senf lächen zeichnen sich durch eine hohe Artenv iel falt  aus und bieten zah lreichen 

Tier- und Pf lanzenar ten einen wert vo l len Lebensraum. Die beschriebenen Maßnahmen 

gewährleis ten einen vo l ls tändigen Ausgleich des bestehenden Biotopwer tdefiz i ts  und 

tragen darüber h inaus  in  erhebl ichem Maße zum Schutz von Natur und Landschaft  bei.  

Nut zungs typ nach Anlage 3 KV  BWP/m² 
Fläche je  Nut-

zungs typ in  m²  
Biotopwer t  

Typ-Nr.  Beze ichnung    vorher  nachher  vorher  nachher  

Be -

s tand  
            

            

06.330  Sons t ige  ex tens iv genut zte M ähw iesen  55  0  907  0  -  49 .885  

06.340  Fr i schw iesen mäß iger  Nut zungs inten-

s i tä t  meis t 2 -3 malige Nut zung mi t 

deut l i chem D üngungse inf luss , mäßig 

ar tenre ich  

35  907  0  31 .745  0  

       

Summe      907  907  31 .745  -  49 .885  
       

Biotopw er td i f fe renz           -  18 .140  

Ta be l le  3  -  B i lan z ie run g  de s  Auf we r tun gspo ten t ia l s  in  An le h nu n g a n d ie  K V 2018  

Gemäß der erläuternden Beschreibung in der KV s ind Frischwiesen mäßiger Nutzungs-

intensität  durch eine in  der Regel zwei - bis  dreimal ige Nutzung unter deut l ichem Dün-

gungsein f luss  sowie einem mitt leren Ar tenreichtum charakterisier t .  Der Kompensat i -

onsverordnung zufo lge s ind „sonst ige extens iv  genutzte Mähwiesen“ n icht weiter kon-

kret is iert ;  im Al lgemeinen is t  unter diesem Nutzungstyp jedoch eine Wiesenf läche 

ohne Düngungseinf luss  bei entsprechendem, extens ivem Pf legeregime zu verstehen.  

Aus der Kar t ieranleitung  zur HLBK können ergänzend die maßgebl ichen Eigenschaften 

der sonst igen extens iv  genutzten Mähwiese abgeleitet  werden.  Da sowohl das erfor-

derl iche Pf legeregime als  auch die im Rahmen der HLBK def in ier ten Anforderungen 

an extensiv  genutzte Mähwiesen erfü ll t  werden können,  erscheint  eine posit ive Bi lan-

zierung mit zwanzig Wer tpunkten je Quadratmeter sachgerecht und naturschutzfach-

l ich  ver tretbar.  

Vor Satzungsbeschluss  sch l ießt die Gemeinde Söhrewald mit  de n Grundstückseigen-

tümern der betrof fenen Fläche einen s tädtebau lichen Ver trag ab.  In  diesem Ver trag 

wird u.a.  die Durchführung eines Monitorings zur fach lichen Überwachung der Ent-

wicklung der vorgesehenen Wiesenf läche verbindlich geregelt.  Das Monitoring dient 

der Sicherstellung, dass  die angestrebten naturschutzfachl ichen Ziele der Kompensa-

t ionsmaßnahme erreicht werden.  So ll ten im Rahmen des Monitorings Fehlentwicklun-

gen fes tgestel l t werden,  ist  der Grundstückseigentümer verpf l ichtet, unverzügl ich ge -

eignete und zweckdienl iche Maßnahmen zur Beseit igung und Korrektur der fes tgestell -

ten Abweichungen entsprechend den Anforderungen des Ver trags und unter Berück-

s icht igung der jeweil igen naturschutzfach l i chen Situation zu ergrei fen.   

Die Ausgleichsmaßnahme wird dem verfahrensgegenständl ichen Vorhaben f lächen-

scharf  zugeordnet.  Zu diesem Zweck wird dem Landkreis  Kassel eine elektron ische,  

georeferenzier te Datei  übermit telt,  welche die exakte Lage und Abgrenzung der Kom-

pensat ions f läche dokument ier t.  D iese Vorgehensweise gewährleistet,  dass  der Flä -

chenausgleich f lächenscharf  und in  Bezug auf  potenziel le weitere Vorhaben innerhalb 

des Grundstücks abgest immt erfo lgen kann.  
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5.6  Immissionsschutz 

Der Immiss ionsschutz stel lt  einen wesent l ichen Aspekt bei der Aufstellung der Ergän-

zungssatzung dar,  da durch die geplante Wohnnutzung neue schutzwürdige Nutzun-

gen entstehen,  die vor schädl ichen Umwelteinwirkungen zu schützen s ind.  Gleichzeit ig 

s ind die von den angrenzenden Nutzungen ausgehenden Immissionen zu bewerten und 

h ins ichtl ich  ihrer Ver trägl ichkeit mit  der geplanten Wohnbebauung zu beur tei len.  

5.6.1  Lärmimmissionen  

Die nördl ich angrenzende Hofs tel le wird aussch l ießl ich  zur Hobbyt ierhaltung genutzt,  

wobei es  s ich um reine Pferdehaltung handelt .  Auf  der angrenzenden Hofstel le wird 

daher ledigl ich  Hobbytierhaltung ohne landwir tschaftl ichen Betriebscharakter betrie -

ben.   

Die Unterscheidung zwischen landwir tschaft l icher Tierhaltung und Hobbytierhaltung 

is t für die immiss ionsschutzrecht l iche Beur tei lung von entscheidender Bedeutung .  Bei 

der vorl iegenden Pferdehaltung handelt  es  s ich um Hobbyt ierhaltung,  da keine kom-

merzielle Landwir tschaft  betrieben wird und die Flächen ausschließl ich  der Fut terer-

zeugung oder als  Weide für die eigenen Pferde dienen.   

Pferdehaltung verursacht typischerweise geringere Lärmemiss ionen als  andere Tier-

haltungsformen . Die zu erwar tenden Geräusche beschränken s ich auf  gelegent l iches 

Wiehern, Hufgeräusche und Bewegungsgeräusche der Tiere .  Nach der Rechtspre -

chung ist  selbst das  Wiehern von Pferden in  der Nacht bei ordnungsgemäßer Haltung 

in  der Regel als  zumutbar anzusehen . 

Aufgrund der Hobbyt ierhaltung mit einer  sehr geringen Anzahl von Pferden und dem 

Abstand zur geplanten Wohnbebauung s ind keine erhebl ichen Lärmbeläst igungen zu 

erwar ten . 

5.6.2  Geruchliche Immissionen  

Pferde verursachen im Vergleich zu anderen Nutzt ieren deut l ich  geringere Ge -

ruchsemiss ionen.  In der GIRL wird für Pferde ein Gewichtungsfaktor von 0,5 ange -

set zt,  der dem von R indern entspricht und deutl ich  unter dem von Schweinen (Faktor 

1,0) l iegt.  D ies  bedeutet, dass Pferdegerüche als weniger beläst igend eingestuft wer-

den als  Gerüche von Schweinen oder Gef lügel.  

Bei der vorliegenden Hobbyt ierhaltung mit  einer begrenzten Anzah l von Pferden ist  die 

Geruchsbelastung als sehr gering einzustufen.  Nach den Abstandsempfeh lungen für 

Pferdehaltungen s ind bei kleineren Bestandsgrößen nur im Nahbereich gegenüber 

Wohngebieten erhebl iche Geruchsbeläst igungen zu vermuten . 

Der Abstand zwischen der Hofs telle und der geplanten Wohnbebauung is t  ausrei -

chend, um Geruchsbeläst igungen zu vermeiden . Zudem handelt  es  s ich um eine Über-

gangszone zwischen Siedlung und Außenbereich,  in der eine gewisse Vorbelastung 

durch landwir tschaft l iche Nutzungen typisch und zu erwarten is t. 
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5.6.3  Staubemissionen  

Staubemiss ionen durch Pferdehaltung ents tehen hauptsäch l ich durch die Bewegung 

der Tiere,  Fut terhandhabung und Einstreuwechsel . Bei der vorl iegenden Hobbytierhal-

tung mit  einer sehr geringen Anzah l von Pferden sind nur geringe Staubemiss ionen zu 

erwar ten .  Die Staubbelastung is t  aufgrund des ausreichenden Abstands zur geplanten 

Wohnbebauung als  zumutbar einzustufen.  

5.6.4  Sonst ige Immissionen  

Pferdehaltung verursacht im Vergleich zu anderen Tierhaltungsformen deut l ich  gerin-

gere Ammoniakemiss ionen.  Bei der vorl iegenden Hobbyt ierhaltung s ind keine relevan-

ten Ammoniakbelastungen zu erwar ten.  

Eine vers tärkte Insektenbeläst igung durch die Pferdehaltung ist  aufgrund der ord-

nungsgemäßen Stal lhygiene und des ausreichenden Abstands n icht zu  erwarten . 

6 Schutzgebiete und geschützte Biotope  

6.1  Prüfung von Schutzgebietsbetroffenheiten  

Im Rahmen der Ergänzungssatzung wurde eine umfassende Prüfung al ler relevanten 

Schutzgebiete durchgeführ t, um mögl iche Beeinträcht igungen zu ident if izieren.  Das 

Plangebiet  l iegt weder innerhalb noch im direkten Einwirkungsbereich von Natura 

2000-Gebieten,  Naturschutzgebieten,  Landschaftsschutzgebieten oder anderen förm-

l ich  ausgewiesenen Schutzgebieten nach Bundesnaturschutzgesetz oder Hess ischem 

Naturschutzgesetz. Eine Betroffenheit von FFH -Gebieten oder Vogelschutzgebieten, 

die eine Natura 2000-Ver trägl ichkeitsprüfung erforderl ich  machen würde,  is t n icht ge -

geben.  Die nächstgelegenen Schutzgebiete bef inden sich in  ausreichender Entfernung 

zum Plangebiet,  sodass auch mit telbare Auswirkungen durch die geplante wohnbauli -

che Entwicklung ausgesch lossen werden kön nen.  

6.2  Kartier te Biotope im Umfeld  

Die Auswer tung der verfügbaren Biotopkar t ierungen und des hess ischen Biotopkatas-

ters ergab, dass s ich im Plangebiet selbst keine nach § 30 BNatSchG oder der Hess i -

schen Biotopverordnung geschützten Biotope bef inden. D ie öst lich  angrenzenden 

Bäume s ind als  wer t vo l le Gehölzs truktur einzustufen,  jedoch n icht als  gesetzl ich  ge -

schütztes  Biotop kart ier t.  D iese Baumgruppe wird durch die planerischen Festsetzun-

gen dauerhaft  ges icher t  und bleibt  in  seinem Bestand erhalten. Im weiteren Umfeld 

des Plangebiets  s ind kein e kar t ier ten Biotope vorhanden, die durch die Ergänzungs-

sat zung beeinträchtigt werden könnten.  Das vorhandene Grün land s tell t  keinen ge -

schützten Biotoptyp dar und weist  keine besonderen naturschutzfach lichen Wer t igkei -

ten auf, die eine erhöhte Schutzwürdigkeit begründen würden.  Das west l ich  ansch l ie -

ßende Fl ießgewässer wird als Biotopkomplex (Kennung 4723,  Sch lüssel, 4723K0014) 

„Fl ießgewässer-Gehölz-Komplex südl ich Vol lmarshausen“ abgebi ldet. Der Komplex 

wird durch die Planungen n icht beeinträcht igt.   
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7 Sonstige Belange 

7.1  Denkmalschutz 

7.1.1  Baudenkmäler im Umfeld  

Im unmittelbaren Umfeld des Plangebiets bef inden s ich keine eingetragenen Baudenk-

mäler nach dem Hess ischen Denkmalschutzgesetz.  Eine Prüfung der Denkmal l iste des 

Landkreises  Kassel sowie der Ku lturdenkmäler der Gemeinde Söhrewald ergab keine 

H inweise auf  denkmalgeschützte Gebäude oder An lagen, die durch die geplante Be -

bauung beeinträcht igt werden könnten. Die angrenzende Bebauung weist  keinen be -

sonderen historischen oder arch itektonischen Wer t auf,  der eine denkmalrechtl iche 

Unterschutzstellung rechtfer t igen würde. So l lten im Rahmen der Bauausführung wider 

Erwar ten H inweise auf  bisher unbekannte Baudenkmäler auftreten,  s ind diese der zu-

s tändigen Denkmalschutzbehörde unverzügl ich zu melden.  

7.1.2  Bodendenkmäler  

Konkrete H inweise auf  archäologische Fundstel len oder Bodendenkmäler im Plange -

biet  l iegen derzeit  n icht vor.  Das Plangebiet  ist  nicht als  archäologisch bedeutsam 

eingestu ft  und befindet s ich n icht in einem Bereich mit erhöhter archäologischer Er-

war tung.  Dennoch is t  grundsätzl ich  bei al len  Erdarbeiten mit  der Möglichkeit  archäo-

logischer Funde zu rechnen,  da s ich das Plangebiet in  einem kulturh is torisch gepräg-

ten Siedlungsraum bef indet.  Bei der Durchführung von Erdarbeiten s ind daher die 

Best immungen des Hess ischen Denkmalschutzgesetzes zu beachten, insbesondere 

die Meldepf l icht bei archäologischen Funden.  

7.1.3  Auswirkungen der Planung  

Die geplante wohnbaul iche Entwicklung hat keine nachtei l igen Auswirkungen auf  Ku l-

tur- oder Baudenkmäler,  da so lche im Einwirkungsbereich der Planung nicht vorhan-

den sind.  Die maßvol le Bebauung fügt s ich harmonisch in  die bestehende Siedlungs-

s truktur ein  un d beeinträcht igt  n icht das  Erscheinungsbi ld des Or ts tei ls  Wel lerode.  

So ll ten im Zuge der Bauarbeiten archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, 

is t  gemäß § 21 HDSchG eine unverzügliche Meldung an die zuständige Denkmal -

schutzbehörde erforderl ich.  D ie Bauarbeiten s ind in  diesem Fal l  bis  zur denkmal-

schutzrecht l ichen Klärung einzustel len.  

7.2  Wasserwir tschaft 

7.2.1  Überschwemmungsgebiete  

Das Plangebiet  l iegt n icht innerhalb eines  förml ich fes tgesetzten oder vorläuf ig ges i -

cherten Überschwemmungsgebiets  nach Wasserhaushaltsgesetz.  



Be grü n du n g  

z u r  E rgän z u n gssa tzu n g  „ Un te rmü h len we g “  

 

 

- 26 - 

7.2.2  Wassersensible Bereiche  

Das Niedersch lagswasserbewir tschaftungskonzept s ieht eine dezentrale Verwer tung 

vor,  wodurch Abf lussspit zen vermieden und eine naturnahe Wasserbewir tschaftung 

gewährleis tet  wird.  Die Topograph ie des Plangebiets  begünstigt  eine oberf läch ige Ent-

wässerung in  R ichtung der angrenzenden Grünf lächen . Durch die Festset zungen zur 

Verwendung vers ickerungsfäh iger Materialien  wird zusätzl ich  zur Ent las tung der Ka-

nal isat ion und zum Schutz vor lokalen Überf lutungen beigetragen.  

7.2.3  Grundwasserschutz  

Das Plangebiet bef indet s ich innerhalb des fes tgesetzten Trinkwasserschutzgebiets  

"WSG TB I+II  am Herchenbach u.  TB I I I+IV Wel lerode"  mit  der WSG -ID 633-066 und 

l iegt in  der Schutzzone I I IB . Diese Lage in  einem Trinkwasserschutzgebiet  erforder t 

besondere Beachtung der wasserwir tschaft l ichen Belange und die Einhaltung spezi fi -

scher Schutzbest immungen gemäß der entsprechenden Wasserschutzgebietsverord-

nung.  

Die Schutzzone I I IB s tell t  die äußere Unterzone der weiteren Schutzzone I I I  dar und 

dient dem Schutz vor weitreichenden Beeinträcht igungen,  insbesondere vor n icht oder 

schwer abbaubaren chemischen und radioakt iven Verunreinigungen . Die weitere 

Schutzzone I I I  wird bei großen Wasserschutzgebieten häuf ig in  die Schutzzonen I I IA 

und I I IB unter tei l t,  wobei für jede Zone untersch iedl iche Gebote und Auf lagen gelten .  

Die Schutzzone I I IB unterl iegt dabei geringeren Nutzungseinschränkungen als  die nä-

her zur Wasserfassung gelegene Zone I I IA,  erforder t  jedoch weiterh in  besondere 

Schutzmaßnahmen zum Erhalt  der Grundwasserqual i tät . 

Das Trinkwasserschutzgebiet "WSG TB I+II  am Herchenbach u. TB I I I+IV Wel lerode"  is t 

rechtskräft ig fes tgesetzt  und umfasst das  Einzugsgebiet  der Tiefbrunnen,  die zur Was-

serversorgung der Gemeinde Söhrewald dienen .  Die Wasserschutzgebietsverordnung 

legt gemäß § 52 WHG die erforderl ichen Schutzbestimmungen für das  jewei lige Gebiet  

fes t und kann best immte Handlungen als verboten oder für beschränkt zuläss ig erklä -

ren. 

7.3  Altlasten und Kampfmit tel  

7.3.1  Alt lastenverdachtsf lächen  

Konkrete H inweise auf  Alt lasten oder Alt las tenverdachtsf lächen im Plangebiet  l iegen 

nach derzeit igem Kenntn iss tand n icht vor.  Das Plangebiet wurde bisher aussch l ießl ich 

landwirtschaft l ich  als  Wirtschaftswiese genutzt  und weis t  keine Vornutzungen auf,  die 

typischerweise zu Bodenverunrein igungen führen.  Eine Überprüfung des Alt lastenka-

tasters  des Landkreises  Kassel ergab keine Eintragungen für das  Plangebiet  oder des-

sen unmittelbare Umgebung. So l lten im Rahmen der Bauarbeiten wider Erwarten H in-

weise auf  Bodenverunrein igungen auftreten,  s ind diese unverzügl ich der zuständigen 

Behörde zu melden und eine fachgerechte Untersuchung und gegebenenfal ls  San ie -

rung durchzuführen.  
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7.3.2  Kampfmit telverdacht  

Ein  konkreter Kampfmit telverdacht für das  Plangebiet  besteht nach derzeitigem Kennt-

n iss tand n icht.  Das Plangebiet  l iegt nicht in  einem Bereich,  der während des Zweiten 

Weltkriegs  als mi l i tärisches Ziel oder Kampfgebiet  bekannt is t.  Dennoch kann aufgrund 

der geograf ischen Lage in  Deutsch land ein  generel ler Kampfmit telverdacht n icht vo l l -

s tändig ausgesch lossen werden.  Bei Verdacht auf  Kampfmittel  oder entsprechenden 

Funden s ind die Arbeiten sofort  einzustel len und die zuständigen Behörden zu ver-

s tändigen.  

8 Planverfahren  

8.1  Verfahrensar t 

8.1.1  Anwendung des vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB  

Die Ergänzungssatzung wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB aufgestel l t.  

D ieses Verfahren ermögl icht erhebl iche Verfahrenserleichterungen gegenüber dem 

Regelverfahren der Bau leitplanung und trägt zu  einer Besch leunigung des Planungs-

prozesses bei.  Im verein fachten Verfahren wird von der Umweltprü fung nach § 2 Abs.  

4 BauGB, vom Umweltbericht nach § 2a BauGB sowie von der zusammenfassenden 

Erklärung nach § 6a Abs.  1 und § 10a Abs.  1 BauGB abgesehen.  Die f rühzeit ige Be -

tei l igung der Öffent l ichkeit und der Behörden nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

entfäl l t ebenfal ls .  

8.1.2  Begründung der Verfahrenswahl  

Die Anwendung des vereinfachten Verfahrens is t recht l ich  zuläss ig und sach l ich ge -

rechtfer t igt,  da die Voraussetzungen des § 13 Abs.  1 BauGB erfü l lt  sind.  Die Grund-

züge der Planung werden durch die Ergänzungssatzung n icht berühr t,  da ledigl ich eine 

einzelne Außenbereichs f läche in  den im Zusammenhang bebauten Orts tei l  einbezogen 

wird, ohne dass sich der aus der vorhandenen Eigenar t der näheren Umgebung erge -

bende Zu läss igkeitsmaßstab wesent l ich  veränder t.  Die Ergänzungssatzung begründet 

keine Zu lässigkeit  von UVP-pf l icht igen Vorhaben und es  bestehen keine Anhaltspunkte 

für eine Beeinträcht igung von Natura 2000 -Gebieten. Störfall relevante Aspekte s ind 

ebenfal ls  n icht betroffen.  Die Verfahrenswahl entspricht damit  dem Besch leun igungs-

gebot des  Baugesetzbuchs und e rmögl icht eine zügige Real is ierung der s tädtebau l i-

chen Ziele.  

9 Voraussichtliche Auswirkungen der Planung  

Die Ergänzungssatzung für den Or tstei l Wel lerode wird versch iedene Auswirkungen 

haben. Diese Auswirkungen s ind im Rahmen der planerischen Abwägung zu bewer ten 

und zu gewichten,  um eine geordnete städtebaul iche Entwicklung zu gewährleisten.  
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9.1  Soziale Auswirkungen 

Wohnraumversorgung und demograf ische Entwicklung  

Die Ergänzungssatzung trägt zur Verbesserung der ör t l ichen Wohnraumversorgung bei 

und ermögl icht die Ans iedlung neuer Bewohner im Or ts tei l  Wel lerode.  Durch die Er-

gänzungssatzung wird eine maßvol le Siedlungserweiterung ermögl icht,  die zur demo-

graf ischen Stabi l is ierung der Gemeinde beitr agen kann.   

Die Festset zung der of fenen Bauweise mit  aussch l ießl icher Zu läss igkeit  von Einzel-

häusern entspricht den Wohnbedürfn issen und Wohnformen.  Dies förder t  die Wohnzu-

fr iedenheit und trägt zur langfris t igen Bindung der Bewohner an den Or t bei. D ie lo-

ckere Bebauungsstruktur ermögl icht zudem ausreichend private Freif lächen für Gar-

ten- und Freizeitnut zung.  

9.2  Stadtplanerische Auswirkungen  

Siedlungsstruktur und Or tsbi ldentwicklung  

Die Ergänzungssatzung ermöglicht eine s innvol le Arrondierung des Siedlungskörpers  

und trägt zur Ausbi ldung eines klar s trukturier ten Or tsrandes bei. D ie Einbeziehung 

der Außenbereichsf läche s tel l t eine logische Weiterentwicklung der bestehenden Sied-

lungsstruktur dar, die s ich harmonisch in  die vorhandene Bebauung ein fügt.  D ie Fest-

set zung von Baugrenzen unter Berücks icht igung de r östl ich l iegenden Bäume gewähr-

leistet  eine landschaftsver trägl iche Bebauung.  

Die zweigeschoss ige Bauweise mit einer maximalen Grundf läche von 350 Quadratme -

tern  entspricht dem Maßstab der Umgebungsbebauung und vermeidet städtebau liche 

Brüche.  Die of fene Bauweise mit  Einzelhäusern wahr t  den dörf lichen Charakter des 

Or ts tei ls  und verh indert  eine zu dichte Bebauung.  Dies  trägt zur Bewahrung der cha-

rakteris t ischen Siedlungsform bei und s tärkt die Ident ität  des  Or ts tei ls  Wel lerode.  

Flächenmanagement und Innenentwicklung  

Die Ergänzungssatzung entspricht den Grundsätzen einer nachhalt igen Siedlungsent-

wicklung durch die Nutzung bereits  ersch lossener und in frastrukturel l angebundener 

Flächen.  Die maßvol le Erweiterung vermeidet eine Zers iedelung der Landschaft  und 

konzentrier t die bau l iche Entwicklung auf  bereits  geprägte Bereiche.  

Planungsrecht l iche Ordnung  

Durch die Ergänzungssatzung wird planungsrecht l iche Klarheit  für eine bisher recht-

l ich  unklare Situat ion geschaffen.  Die eindeut ige Zuordnung zum im Zusammenhang 

bebauten Orts teil  beseit igt  Rechtsunsicherheiten und schaf f t verläss l iche Rahmenbe -

dingungen fü r Invest i t ionen und Bauvorhaben.  Dies  trägt zur Rechtss icherheit  bei und 

erleichtert  künftige Genehmigungsverfahren.  

9.3  Infrastrukturelle Auswirkungen  

9.3.1  Technische Infrastruktur  

Wasserversorgung und Abwasserentsorgung  

Die bestehenden Versorgungsnetze verfügen über ausreichende Kapazitäten zur Ver-

sorgung der zusätzl ichen Abnehmer.  Erweiterungsmaßnahmen an den Haupt lei tungen 

s ind n icht erforderl ich,  lediglich  die Herstellung der Hausanschlüsse ist  notwendig. 

Die Kosten h ierfür trägt der jeweil ige Grundstückseigentümer.  Die 



Be grü n du n g  

z u r  E rgän z u n gssa tzu n g  „ Un te rmü h len we g “  

 

 

- 29 - 

Abwasserbeseit igung erfo lgt  über das bestehende Kanalnetz, das  ebenfal ls  über aus-

reichende Kapazitäten verfügt.  

Stromversorgung und Telekommunikat ion  

Die Stromversorgung is t  durch Ansch luss  an das bestehende Netz gewährleistet,  wo-

bei die zunehmende Elektrif iz ierung (Wärmepumpen,  Elektromobi l i tät) berücks icht igt 

werden muss.  Die Telekommunikat ionsersch l ießung erfo lgt  nach den aktuel len Stan-

dards  mit  Brei tbandanbindung. Zusätzl iche Invest i t ionen in die Netzin frastruktur s ind 

nur in  geringem Umfang erforderl ich.  

Niedersch lagswasserbewir tschaftung  

Die dezentrale Behandlung des N iedersch lagswassers  ent las tet  die ö ffent l iche Kana-

l isat ion und reduzier t die Kosten für die Gemeinde. Die Festsetzungen entsprechen 

modernen wasserwir tschaft l ichen Standards und tragen zur nachhalt igen Siedlungs-

entwicklung bei. 

9.3.2  Soziale Infrastruktur  

Bildungseinrichtungen  

Die ör tl ichen Bi ldungseinrichtungen verfügen über ausreichende Kapazitäten .  Die Kin-

dergartenversorgung ist  durch die bestehenden Einrichtungen in  der Gemeinde ge -

währleis tet.  

Medizin ische Versorgung  

Die mediz in ische Grundversorgung erfo lgt über die bestehenden Praxen und Einrich-

tungen in der Gemeinde und den Nachbargemeinden.  Eine Verstärkung der medizini -

schen In frastruktur is t  aufgrund der sehr geringen zusätzl ichen Bevölkerungszah l n icht 

erforderl ich.  

Freizeitinfrastruktur  

Die bestehenden Freizeit - und Spor teinrichtungen der Gemeinde können die zusätzl i -

chen Bewohner aufnehmen.  

9.3.3  Verkehrl iche Infrastruktur  

Ersch l ießung und Verkehrsaufkommen  

Das zusätzl iche Verkehrsaufkommen durch die geplante Wohnbebauung is t  als  sehr 

gering einzustufen und führt  zu  keiner Überlastung des bestehenden Straßennetzes.  

Die Erschl ießung erfo lgt  über die vorhandenen öffent lichen Verkehrs f lächen, die über 

ausreichende Kapazitäten verfügen. Ausbaumaßnahmen an den Ersch l ießungsstraßen 

s ind n ich t erforderl ich.  

Ruhender Verkehr 

Der Stel lplat zbedarf  wird auf  den privaten Grundstücken gedeckt,  sodass keine zu-

sät zl iche Belastung des öffent l ichen Straßenraums durch parkende Fahrzeuge ent-

s teht. Die Festsetzungen ermögl ichen eine ausreichende Dimens ion ierung der priva-

ten Stel lplät ze un d Zufahr ten.  

Öffentl icher Personennahverkehr  



Be grü n du n g  

z u r  E rgän z u n gssa tzu n g  „ Un te rmü h len we g “  

 

 

- 30 - 

Die Anbindung an den ÖPNV ist  über die bestehenden Haltestel len gewährleis tet.  Eine 

Vers tärkung des Fahrplanangebots  is t  aufgrund der geringen zusätzl ichen Nachfrage 

n icht erforderl ich.  

9.3.4  Umweltrelevante Auswirkungen  

Boden:  Durch die Bebauung und Vers iegelung von 400 Quadratmetern gehen Boden-

funkt ionen dauerhaft verloren.  Der Eingri ff  beschränkt s ich jedoch auf eine bereits  

anthropogen überprägte Wirtschaftswiese mitt lerer öko logischer Wer t igkeit. D ie Min i -

mierungsmaßnahmen durch versickerungsfähige Befestigung reduzieren die Beein-

trächt igungen.  

Wasser: Die dezentrale N iederschlagswasserbewir tschaftung wirkt  s ich pos it iv auf den 

Wasserhaushalt  aus. Die Lage in  der Trinkwasserschutzzone I I IB erforder t besondere 

Schutzvorkehrungen,  die durch entsprechende Festsetzungen gewährleis tet  werden. 

Negat ive Auswirkungen auf das Grundwasser s ind bei Einhaltung der Schutzbestim-

mungen n icht zu  erwarten.  

Klima und Luft :  D ie zusätzl iche Vers iegelung führ t  zu  einer geringfügigen Erhöhung 

der Oberf lächentemperaturen und reduzier ten Verdunstung.  Diese Auswirkungen s ind 

jedoch aufgrund der geringen Flächengröße als unerhebl ich einzustu fen.  Die Siche -

rung der Bäume erhält wicht ige kl imawirksame Strukturen.  

Arten und Biotope: Der Verlus t der Wir tschaftswiese wird durch die Ausgleichsmaß-

nahme vo l ls tändig kompens ier t.  D ie Baumgruppe bleibt  als  höherwer t iges  Biotop er-

halten und wird durch Baugrenzen geschützt. D ie Baumpf lanzungen schaffen neue 

Habitatstrukturen und fördern die Biodivers ität.  Das west l ich ansch l ießende Fl ießge -

wässer wird als  Biotopkomplex „Fl ießgewässer-Gehölz-Komplex südlich Vollmarshau-

sen“ (Kennung 4723,  Schlüssel,  4723K0014) abgebi ldet.  Der Komplex wird durch die 

Planungen nicht beeinträcht igt.  

Kumulat ive Auswirkungen  

Die Ergänzungssatzung fügt sich in  die bestehende Siedlungsstruktur ein  und verur-

sacht keine erhebl ichen kumulat iven Umweltauswirkungen. Die Kombinat ion mit  ande -

ren Planvorhaben in  der Gemeinde führt  n icht zu einer Überschreitung von Umwelt-

quali tätszielen oder Belastungsgrenzen.  

Monitoring und Erfo lgskontro l le  

Die Umsetzung der Min imierungs - und Ausgleichsmaßnahmen wird durch die zustän-

digen Behörden überwacht.  Insbesondere die Entwicklung der Ausgleichsmaßnahme 

unterliegt einer regelmäßigen Erfo lgskontro l le.  Bei Abweichungen von den Planungs-

zielen s ind Nachbess erungen mögl ich.  

Die Gesamtbewertung der Planungsauswirkungen zeigt, dass  die Ergänzungssatzung 

neutrale bis  pos it ive Wirkungen auf  die soziale und s tädtebau l iche Entwicklung der 

Gemeinde hat,  während die in frastrukturel len und umweltrelevanten Auswirkungen 

durch entsprechende Maßnahmen auf  ein  ver trägl iches Maß begrenzt werden.  Die Pla -

nung entspricht damit  den Anforderungen einer nachhalt igen Stadtentwicklung.  

9.4  Wirtschaftl iche Auswirkungen  
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Die wir tschaft l ichen Auswirkungen der Ergänzungssatzung für die Gemeinde Söhre -

wald s ind unter der Berücks icht igung zu bewer ten,  dass  die wesent l ichen Planungs - 

und Ersch l ießungskosten auf  die Grundstückseigentümer umgelegt werden.  Diese 

Kostenver teilung führ t  zu  einer erheblichen Ent lastung der Gemeindef inanzen und ver-

bessert  die wirtschaft l iche Bi lanz des Vorhabens deutl ich.  

Planungsverfahren und Gutachten  

Die Kosten für die Aufstel lung der werden auf  die Grundstückseigentümer umgelegt.  

Vermessung und Katasterarbeiten  

Mögliche Vermessungskosten werden ebenfal ls  auf  die Grundstückseigentümer ver-

tei l t.   

Kompensat ionsmaßnahmen  

Die Umsetzung der mit  Kosten von ca.  11.000 Euro wird auf  die Grundstückseigentü-

mer umgelegt.  

Min imale Verwaltungskosten  

Der Gemeinde entstehen ledigl ich  geringe Verwaltungskosten für die Koordinat ion und 

Abwicklung der Ergänzungssatzung.  

In frastrukturel le Fo lgekosten  

Die techn ische Infrastruktur erforder t  keine erhebl ichen Gemeindeinvest i t ionen,  da 

die bestehenden Versorgungsnetze über ausreichende Kapazitäten verfügen.  

10 Sonstige Inhalte 

10.1 Umwidmungssperrklausel 

Die Inanspruchnahme der ursprüngl ich als  Wiesenf läche landwir tschaft l ich  genutzten 

Flächen is t  fach l ich gesonder t  zu  begründen.  Im vorl iegenden Fal l  l iegt keine beson-

dere Eignung der Fläche für eine for tgeführ te landwir tschaft l iche Nutzung vor,  da so-

wohl die geringe Flächengröße als  auch der Zuschn it t  einen ef fiz ienten oder nachhal-

t igen landwir tschaft lichen Betrieb erhebl ich einschränken.  Darüber h inaus befindet 

s ich die Fläche in  unmit telbarer Lage zwischen bestehenden Bebauungen und ist  von 

der erforderl ichen techn ischen und sozialen In frastruktur vo l lständig ersch lossen.  Die 

Einbindung in  die bestehende Siedlungsstruktur und die bereits  verwirkl ichten Versor-

gungsnetze begründen eine s tädtebau l iche Eignung, die die Umwidmung der Fläche 

zu Wohnzwecken in  recht l icher und fachl icher H ins icht insbesondere im Hinbl ick auf  § 

1 Abs.  3 sowie § 34 Abs.  5 BauGB rechtfer t igt.  Bestehende Belange der Landwir t-

schaft  werden dadurch n icht in  unzumutbarer Weise berühr t.  

10.2 Bodenschutzklausel  

Die bereits  bestehende techn ische Ersch l ießung des Plangebiets trägt maßgebl ich 

dazu bei,  zusätzl iche Bodenvers iegelungen sowie t iefgrei fende Bodeneingri ffe zu  ver-

meiden.  Sämtliche Baumaßnahmen s ind darauf  auszurichten,  dass  der Status  der vor-

handenen In frastruktur erhalten bleibt  und im Zuge der Real is ierung neuer Bauvorha-

ben keine zusätzlichen Belastungen des Bodens ents tehen.  Im Fal le des Auftretens 

von Indiz ien auf  schädl iche Bodenveränderungen,  Alt las ten oder Kontaminat ionen im 

Sinn des Bundes -Bodenschutzgesetzes  s ind die Bauarbeiten unverzügl ich zu unter-

brechen und die zuständige Behörde zu informieren.  Weitere Maßnahmen dürfen ers t  
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nach behördl icher Genehmigung vorgenommen werden.  Die Gemeinde überwacht im 

Rahmen der Genehmigungs - und Kontro l lverfahren die Einhaltung sämtl icher boden-

schutzrecht l icher Vorgaben.  Durch die vorgenannten Maßnahmen wird s ichergestel lt , 

dass die nachhalt ige  Bewahrung und die Schutzfunkt ion des Bodens auf  dem Plange -

biet  dauerhaft  gewährleistet  bleiben.  

11 Zusammenfassung der Ergänzungssatzung „Untermüh-

lenweg“ - Einfach erklärt 

 

Was ist geplant?  

Die Gemeinde Söhrewald möchte in Wellerode eine neue Wohnmögl ichkeit schaffen.  

Dafür so l l eine Wiese, die bisher zum Außenbereich gehör t,  zu einem Baugebiet  wer-

den.  Auf  dieser Fläche von etwa 1.840 Quadratmetern können dann ein  oder zwei 

Ein famil ienhäuser gebaut werden. 

 

Wo befindet sich das Gebiet?  

Das geplante Baugebiet  l iegt am Rand von Wellerode zwischen bereits  bestehenden 

Gebäuden:  

•  Im Westen grenzen eine Gastwir tschaft  und ein  Fl ießgewässer an 

•  Im Norden befindet s ich ein Hof mit  Pferdehaltung (Hobby,  keine Landwir tschaft)  

•  Im Süden s tehen Wohnhäuser  

•  Im Osten gibt es  Bäume und Sträucher, die erhalten bleiben . 

 

Was darf gebaut werden?  

Die neuen Häuser müssen best immte Regeln  einhalten:  

•  Nur Ein famil ienhäuser sind erlaubt  

•  Maximal 2 Stockwerke hoch  

•  Höchstens 350 Quadratmeter Grundf läche pro Haus  

•  Die Häuser müssen freis tehend sein  (n icht aneinandergebaut)  

•  Ausreichend Abstand zu den Nachbarn und zu den Bäumen im Osten  

 

Wie wird das Gebiet erschlossen?  

Die Erschl ießung ist  bereits  vorhanden:  

•  Straßenanschluss: Die Zufahrt  erfolgt  über die bestehenden Straßen  

•  Wasser und Abwasser:  Anschluss an die vorhandenen Leitungen  

•  Strom und In ternet:  Versorgung über bestehende Netze  

•  Müllabfuhr:  Wird wie bisher organ is iert  
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Besonderheiten beim Regenwasser  

Das Regenwasser muss umwelt freundl ich behandelt  werden:  

•  Dezentrale Verwertung  auf  dem Grundstück durch Sammlung in Tanks,  Gartenb-

wässerung und langsame Ableitung  

•  Vers ickerung is t  n icht möglich  

•  Wasserdurch läss ige Material ien  für Wege und Stel lplät ze verwenden  

Umwelt und Naturschutz  

Was wird geschützt?  

•  Die Bäume im Osten bleiben erhalten  

•  Neue Bäume werden gepf lanzt (mindestens 4 Stück)  

•  Gewässerrandstreifen und Biotopkomplex bleiben unveränder t  

•  Schot tergär ten s ind verboten  

•  Insektenfreundl iche Beleuchtung is t  vorgeschrieben  

 

Ausgleichsmaßnahmen  

Weil  die Wiese bebaut wird,  muss als  Ausgleich eine in tens iv  genutzte Wiese weniger 

genutzt  werden .  

 

Besondere Schutzbestimmungen  

Das Baugebiet l iegt in  einem Trinkwasserschutzgebiet.  Deshalb gelten besondere Re -

geln :  

•  Keine schädlichen Stoffe verwenden  

•  Besondere Vors icht bei Bauarbeiten  

 

Lärmschutz 

Von den Nachbarn s ind keine störenden Geräusche zu erwarten:  

•  Die Pferdehaltung (Hobbyt ierhaltung) im Norden is t  nur Hobby (wenige Pferde)  

•  Der Abstand zu al len Nachbarn ist  ausreichend  

•  Pferde verursachen weniger Lärm als  andere Tiere  

 

Verfahren und Kosten  

Die Ergänzungssatzung wird im vereinfachten Verfahren aufgestel l t , weil :  

•  Keine großen Umweltauswirkungen ents tehen  

•  Keine Naturschutzgebiete betroffen s ind  

•  Nur eine kleine Fläche bebaut wird  
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Wer trägt die Kosten?  

•  Planungskosten:  Werden auf die Grundstückseigentümer umgelegt  

•  Ersch l ießung:  Ist  bereits  vorhanden,  nur Hausanschlüsse nöt ig  

•  Ausgleichsmaßnahmen:  Zah len die Grundstückseigentümer  

•  Gemeinde:  Hat somit  nahezu  keine Kosten  

 

Zeitplan 

Das Verfahren läuft  derzeit.  Nach Satzungsbesch luss  durch die Gemeindevertretung 

der Gemeinde Söhrewald können die Grundstücke bebaut werden.   

 

Diese Planung ermögl icht es,  behutsam und umwelt verträgl ich neuen Wohnraum in  

Wel lerode zu schaffen,  ohne die dörf l iche Struktur zu beeinträchtigen.  
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1 Einleitung 

1.1  Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleit-

plans 

Die Ergänzungssatzung „Untermühlenweg“ der Gemeinde Söhrewald verfolgt das  Ziel, 

eine bis lang landwirtschaftl ich  genutzte Fläche (Wirtschaftswiese) in  den im Zusam-

menhang bebauten Or tstei l  Wel lerode einzugl iedern und planungsrecht l ich  Wohnbau-

recht zu  schaffen.  Die Festsetzungen erlauben Ein famil ienhäuser auf  einer Fläche von 

rund 2.130 Quadratmetern  bei maximaler Gebäudegrundf läche von 350 Quadratme -

tern und höchstens zwei Geschossen. Die Fläche is t  vol l  ersch lossen; weitere Versie -

gelungen durch Infrastruktu rmaßnahmen s ind nicht vorgesehen. 

Die wicht igsten Ziele des Bau leitplans  s ind die behutsame Erweiterung des Siedlungs-

bereichs, Sicherung des dörf l ichen Charakters  und Deckung des ör t l ichen Wohnraum-

bedarfs.  

1.2  Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen fest-

gelegten Ziele des Umweltschutzes  

Bei der Aufstel lung von Bauleitplänen sind gemäß § 1 Absatz 6 BauGB die Belange 

des Umweltschutzes,  einsch ließl ich des Naturschutzes und der Landschaftspf lege, 

umfassend und vorrangig zu berücks icht igen. H ierzu zäh len gemäß § 1 Absatz 6 Num-

mer 7 BauGB insbesondere die Auswirkungen der Planung auf Tiere und Pf lanzen,  

Fläche,  Boden,  Wasser,  Luft,  K l ima und das Wirkungsgefüge zwischen diesen Kompo-

nenten,  ebenso wie Landschaft  und biologische Viel falt ,  die Erhaltungsziele und der 

Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes,  um-

weltbezogene Auswirkungen auf  den Menschen,  seine Gesundheit  und die Bevölke -

rung insgesamt,  umweltbezogene Auswirkungen auf  Ku lturgüter und sonstige Sachgü-

ter,  die Vermeidung von Emiss ionen sowie einen sachgerechten Umgang mit  Abfäl len 

und Abwässern, die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und ef fiz iente 

Nutzung von Energie, die Berücks icht igung landschaftsplanerischer Darstellungen so-

wie sonst iger einsch lägiger Pläne, insbesondere aus dem Wasser-,  Abfal l -  und Immis-

s ionsschutzrecht,  die Erhaltung der bestmögl ichen Luftqual i tät  in  den jen igen Gebie -

ten,  in  denen die durch Rechtsverordnung zur Erfü l lung von Rechtsakten der Europä-

ischen Union fes tgelegten Immissionsgrenzwer te n icht überschrit ten werden,  die 

Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes sowie,  un-

beschadet des  § 50 Satz 1 BImSchG, die Auswirkungen,  die aufgrund der besonderen 

Anfäl l igkeit  der nach dem Bauleitplan zu lässigen Vorhaben für schwere Unfäl le oder 

Katastrophen zu erwarten s ind,  auf  die vorgenannten Belange.  

Im Rahmen der Umweltprü fung nach § 2 Absatz 4 BauGB werden sämtl iche auf  Grund-

lage der An lage 1 zum Baugesetzbuch erhebl ichen Umweltauswirkungen systematisch 

ermittelt ,  beschrieben und bewer tet.  Der gemäß § 2a BauGB zu fer t igende Umweltbe -

richt enthält  zugleich eine gesonder te Darstel lung dieser Ergebnisse im Kontext der 

Begründung zum Bauleitplan. Demgemäß ist  das  Ergebnis der Umweltprü fung nach § 

2 Absatz 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung sämtl icher Belange im Planungsverfahren 

angemessen zu berücks icht igen.  
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Für die in der Planung abzuwägenden Schutzgüter s ind die jewei l igen fachgesetzl ichen 

Vorschri ften,  in  denen die al lgemeinen –  n icht absch ließenden – Grundsätze und Ziele 

für den einzelnen Natur- und Umweltschutzbereich def in ier t  s ind,  maßgebend.  Damit 

wird s ichergestel l t, dass al le einsch lägigen recht l ichen Vorgaben –  insbesondere aus 

dem Naturschutzrecht, Wasserhaushaltsrecht, Immiss ionsschutzrecht,  Bodenschutz-

recht und weiteren einsch lägigen Fachgesetzen –  in  einer transparenten und prüffäh i -

gen Weise bei der Planaufs tel lung Berücks icht igung f inden und der Grundsatz einer 

umfassenden fachübergrei fenden Umwelt vorsorge den gesamten Bauleitplanungspro-

zess  durchdringt.   

S c hu tzg u t  Fa c hge s et z  G r und s ät ze  und Z i e la uss ag e n 

 

 

 

B od e n  

B a ug es e tz buc h  

[ B a uGB ] 

S p ar s am e r und sc hone nd e r U mg a ng m i t G r und und B od e n d u rc h W i e -

d e r nu tzb a rm a chung v on F l ä che n ,  Na c hve rd i c h t ung und  I nne ne n tw i c k l ung 

z u r V er r i ng e r ung z us ät z l ic he r I na nsp r uc hna hme  v on  B öd e n (B od e ns c hu tz -

k l a us e l ) .  

B und e sb od e n -

s c hu tzg e se tz  

[ BB od Sc hG] 

N a c hha l t ig e S ic he r ung od er  W ie de r he rs t e l l ung  de r  Funk t i one n de s B od e ns .  

S c häd l i che B od e nv e r änd er ung e n ab zuw e hr e n ,  d e r B od e n und A lt l a s te n s o -

w i e h i e rd u rc h  v e r u rs a ch t e G ew äs s er v e r un r e i n ig ung e n z u  s a n ie r e n und  V or -

s o r ge g eg e n nac h t e i l ig e E i nw ir kung e n a u f d e n B od e n z u tr e f fe n .  Be i E i n -

w i r kung e n a u f de n B ode n s ol l e n B e ei n t r äc h t ig ung e n s e i ne r na t ü r l i c he n 

Funk t i one n  s owi e  s e i ner  Funkt i on  a l s  A r c h iv  d e r N a t u r -  und K ul t u rg e -

s c h i c ht e s o we i t  w ie  m ög l i c h v er m i ed e n w e rd e n.   

 

 

 

 

 

F l ä c he 

B a ug es e tz buc h 

[ B a uGB ] 

M i t  G r und und B od e n s ol l  sp a r sa m und s c hone nd  umg eg a ng e n we rd e n ;  

d ab e i  s i nd  z u r Ve r r i ng er ung d e r zus ä tz l ic he n I na ns pr uc hna hm e v on F l ä -

c he n fü r b a u l i c he N ut z unge n d ie  Mög l ic hke i te n de r En tw i c k l ung d e r G e -

m e i nd e i nsb es ond e r e d u rc h W i ed e rnu tz b ar m ac hung v on F lä c he n,  N a c hv e r -

d i c h tung und a nde r e Maß na hm e n z u r I nne ne n tw i c k lung z u nu tz e n s ow i e 

B od e nv er s i eg e lunge n a u f da s no tw e nd ig e Ma ß z u b eg r e nz e n.  L a ndw i r t -

s c ha f t l ic h ,  a ls  Wa l d  od e r fü r  Wohnz w ec ke ge nu tz t e F l ä c he n  s o l l e n nu r i m 

no t w e nd ig e n Um fa ng umg e nu tz t w e rd e n.  

B und e s na t u r -

s c hu tzg e se tz  

[ BN a tS c hG ] 

G r oß f l äc h ig e ,  w e i tg e hend unz e rs c hn it t e ne L ands c ha f ts r ä um e s i nd  v o r w e i -

t e r e r Zer s chne id ung z u b ew a hr e n .  D i e e r ne u te I na ns pr uc hnahm e b e re i t s  

b eb a u t er  F lä c he n s ow ie  d i e B eb a uung unb eb a u te r F l ä c he n  i m b e p l a n t e n 

und unb ep l a n te n I nne nbe r e ic h ,  s owe i t s i e n ic h t fü r G rün f l ä c hen v o rg es e -

he n  s i nd ,  ha t V o rr a ng  v o r d e r  I na nsp r uc hna hm e  v on  F r e i f lä c he n i m A uß e n -

b e r e ic h .  V er ke h rs w eg e,  Ene rg i e l e it unge n  und  ä hn l i c he  V or hab e n  s o l l e n 

l a nds c ha f ts ge r ec h t ge füh r t ,  g es t a l t et  und g eb ünd e l t  we rd e n .  

 

 

Wa s s er 

 

Wa s s er ha us ha l ts -

g e se tz  [ WH G ] 

S i c her ung d e r  G ew ä ss e r a ls  B e st a nd t e i l  de s  N a tu r ha us ha l t es  und  a l s  L e -

b e nsr a um fü r T i er e und P f l a nz en  und d e re n Be w ir t sc ha f t ung z um Woh l d e r 

A l lg e me i nhe i t  und z ur  U n te r l as s ung v e rm e idb a r e r B ee i n t r äc h t ig ung  i h r e r 

öko l og i sc he n Funk t i one n .   

H e ss i sc he Wa s-

s e rg e se tz  [ H WG ] 

S c hu tz  de r Ge w äs se r v o r v er m e idb a r en  B ee i n t r äc h t ig ung e n und d ie  sp a r -

s a m e Ve r we ndung d e s Was s er s s ow i e d i e  B ew i r ts c ha f t ung  v on  G ew ä ss e r n 

z um Woh l d e r A l lg e me i nhe i t.   

 

L u f t ,  

K l i m a 

 

B und e s im m is s i-

ons s c hu t zg es e tz   

[ B Im Sc hG] 

S c hu tz  d e s Me nsc he n,  de r T i e r e und P f l a nz e n,  d e s B od e ns ,  d es Was s e rs ,  

d e r A t m osp hä r e s ow i e d e r K u l t u r -  und S a c hg üt e r v o r s c häd l ic he n U mw e l t -

e i nw i r kung e n ( Im m i ss i one n) s ow i e V o rb e ug ung h i ns ic h t l ic h d e s Ent s t ehe ns 

v on  I m m is s i one n (G e fa h r en ,  e r he b l ic he N a c ht e i l e und B e l äs t ig ung e n d u r c h 

L u f t v e r un re i n ig ung ,  G er ä usc he,  Er s c hü t t e r ung en ,  L i c h t,  Wä r me , S tr a h l e n 

und ä hn l ic he n E r sc he i nung en ) .   

 

 

 

 

 

 

P f l a nz e n ,  

T i e r e,  

B i o l og i sc he  

V i e l f a l t  

 

B a ug es e tz buc h 

[ B a uGB ] 

B e i de r  A u fs t e l l ung  v on B a u l e i tp l ä ne n  s i nd  i nsb e s ond e re  d i e B e l a ng e d e s 

U mw e l ts c hu tz es ,  e i nsc h l i e ß l ic h d e s N at u r ha us ha l te s und d e r La nds c ha f t s -

p f l eg e i ns be s ond e re d i e A usw i r kung e n a u f T i e r e,  P f l a nz e n ,  Bod en ,  Wa s se r ,  

K l i m a und d a s W i r kungsg e füge zw i sc he n i hn en  s ow ie  d i e La nds c ha f t  und 

d i e b i o l og i sc he V ie l f a l t ,  d ie E r ha l t ungsz i e l e und d e r S c hu tzz we c k d e r G e -

b i e t e v on g em e i nsc ha f t l ic he r B ed e u t ung und  d e r Eu rop äi s c he n  V og e l -

s c hu tzg eb i e t e,  s ow i e d i e V er m e id ung und  d er  A usg l e i c h vo r a uss i c ht l i c h 

e r he b l i c her  B e e in t r äc h t ig ung e n  d es  La nds c ha f tsb i ld e s s ow i e  d er  L ei s -

t ungs - und Funk t i ons fä h ig ke i t  de s N a t ur ha usha l t es v on s e i ne n i n § 1 ,  Ab -

s a tz  6  N um me r  7 a  b ez e ic hne te n  B e st a nd t e i l e n ( E i ng r i f fs r eg e l ung  d es  B un -

d e s na t u rs c hu tzg es e tz e s)  z u b e r üc ks ic h t ig e n .  

B und e s na t u r -

s c hu tzg e se tz  

[ BN a tS c hG ] 

N a t u r und L a nd s c ha f t s i nd  a u fg r und i hr e s e i ge ne n Wer t e s und a l s  Le b ens -

g r und l ag e d e s Mens c he n a uc h i n V e r a nt w ort ung  kün f t i ge r Ge ne r a t i one n i m 

b e s ie de l t e n und unb e s ie de l t e n B e re i c he n z u sc hü tz e n,  z u p f l eg e n,  z u 
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e n t w ic ke l n und  s owe i t e r fo rd er l i c h w i ed e r her z us t e l le n ,  d a ss d ie L e i st ung s - 

und Funk t i ons fä h i g ke i t  de s Na t u r haus ha lt e s,  d i e Reg e ne r a t i ons fä h ig ke i t  

und  d i e  na c hha l t ig e  N u tz ung s fä hi g ke i t  d e r Na t u rg ü t e r,  d i e  T i er  und  P f l a n -

z e nw e l t e i ns c h l i e ß l ic h i h r er  L eb e nss t ä t te n und L eb e nsr ä ume , s ow i e d i e 

V i e l f a l t ,  E ig e nar t und S c hönhe i t ,  s ow i e d e r d er E r ho l ungs we r t v on N a t u r 

und L a nd sc ha f t a u f Da ue r g e s ic he r t s i nd  

FFH - und V og e l-

s c hu tz r ic h t l i n i e  

S c hu tz  und E r ha lt ung  d e r na t ü r l ic he n L eb e ns r ä ume  s ow i e d e r w i ld l eb e nd e n 

T i e r e und  P f la nze n  v on ge m e ins c ha f t l i c he r  B ed e u t ung z ur  S ic he rs t e l l ung  

e i ne r b i o l og is c he n V i e l fa l t  und  i nsb e s ond er e d i e E r ha lt ung w i ld l eb e nd e r 

V oge l a r t en .  

 

L a nds c ha f t  

 

B a ug es e tz buc h 

[ B a uGB ] 

V e r me i d ung/A usg l e ic h  v or a uss i c ht l i c h e r heb l ic he r B e e i n tr ä c h t ig ung e n d e s 

L a nds c ha f tsb i l de s s ow i e de r L e i st ung s - und  Funk t i ons fäh i g ke i t  d es Na t u r -

ha us ha l te s .  

 

 

 

Me ns c h 

 

 

B a ug es e tz buc h 

[ B a uGB ] 

B e r üc ks ic h t ig ung  d e r B e l a ng e de s Um we l t sc hu tz e s b e i  d er  A u fs te l l ung  d e r 

B a u l ei t -p l ä ne,  i n sb es onde r e d i e V e rm e id ung v on Em is s i one n .  

B und e s im m is s i-

ons s c hu t zg es e tz   

[ B Im Sc hG] 

S c hu tz  d e s Me nsc he n,  de r T i e r e und P f l a nz e n,  d e s B od e ns ,  d es Was s e rs ,  

d e r A t m osp hä r e s ow i e d e r K u l t u r -  und S a c hg üt e r v o r s c häd l ic he n U mw e l t -

e i nw i r kung e n ( Im m i ss i one n) s ow i e V o rb e ug ung h i ns ic h t l ic h d e s Ent s t ehe ns 

v on  I m m is s i one n (G e fa h r en ,  e r he b l ic he N a c ht e i l e und B e l äs t ig ung e n d u r c h 

L u f t v e r un re i n ig ung ,  G er ä usc he,  Er s c hü t t e r ung en ,  L i c h t,  Wä r me , S tr a h l e n 

und ä hn l ic he n E r sc he i nung en ) .  

 

K u l t u r -  und  

S a c hg ü t er  

 

 

B und e s na t u r -

s c hu tzg e se tz  

[ BN a tS c hG ] 

N a t u r l a nd s c ha f t e n und hi s t o r is c h ge w ac hse ne K u l t u r la nds c ha f t e n ,  a uc h 

m i t  i h r e n K u l t u r - ,  B a u - und B ode nde nkm ä le r n s i nd  v o r V e r uns t a l t ung,  Ze r -

s i e de l ung  und s ons t ig e n B e ei n t r äc h t ig ung e n zu  b ew a hre n .  

H e ss i sc hes D enk -

m a l sc hu tz ge s e tz  

[ HD Sc hG] 

K u l t u rd e nkm ä l e r a ls  Que l le n  und Ze ug n is se  m e nsc h l ic he r G e sc h i c h te  und 

En t w i c k lung z u s c hü tz e n und z u e r ha l t e n s ow ie d ar a u f h i nz uwi r ke n,  d as s 

s i e  i n d i e  s t äd t eb a u l ic he En t wi c k l ung ,  Ra um ord nung  und  d e n E r hal t  d e r 

h i s t o r is c h g e wa c hs e ne n K ul t u r l a nds c ha f t e i nb e z og e n w e rd e n.  

Ta be l le  4  Um we l tbe r ich t  / /  Re ch t l i ch e  G run d lage n  

Fa c hp la nung e n G r und s ät ze  und Z i e la uss ag e n 

Re g i ona lp l a n N ord hes s e n 2 009  V or r a ngg eb i e t S i e d l ung B es t a nd  

L a nd es e n tw i c k l ungs p la n  H es se n  

2 020 

K e i ne r e le v a n te n A us s ag en   

L a nds c ha f ts r a hm e np l a n  

N ord he ss e n 200 0  

K e i ne r e le v a n te n A us s ag en   

F l ä c he nnu tz ung sp l a n d e r  G em e i nd e 

S öh r ew a ld  

G e m is c h te  Ba u f l ä c he 

 

 

2 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umwelt-

auswirkungen auf  

2.1  die Schutzgüter Fläche und Boden  
Bes tandsaufnahme  

F läche: D ie F läche is t  eine  intensiv bew i r tschaf te te W iese am Sied lungs rand ,  umgeben 

von bere i ts  bes tehender Bebauung . 

Boden:  Gemäß § 1 Bundes -Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sow ie § 1 Hessisches A l t-

l as ten-  und Bodenschutzgesetz  (HAl tBodSchG) s ind  d ie F unkt ionen des  Bo-

dens  durch d ie  Vermeidung schäd l icher  E inwi rkungen dauerhaf t  und  nachha l-

t ig  zu sichern oder –  sow ei t  diese bere i ts  b ee int rächt ig t  w urden –  w iederher-

zus te l l en. Z ur dauerhaf ten S icherung der Le is tungs - und F unkt ions fäh igke it  

des Naturhausha l ts s ind nach § 1 Absatz 3 Nummer 1 und 2 Bundesnatur-

schutzgesetz (BNatSchG) insbesondere d ie p rägenden b io log ischen F unkt io-

nen des Bodens , die  w esent l i chen Stof f -  und  E nergie f lüsse sow ie d ie land-

schaf t l i chen Strukturen zu schützen. Es i s t s icherzus te l l en,  dass  d ie Böden im 
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Gel tungsbere ich des Baule i tp lans so erha l ten w erden, dass s ie ihre  Rol le im 

Naturhausha l t  i n vo ll em Umfang w ahrnehmen können. Nicht mehr genutzte,  

vers iegel te F lächen s ind , sow ei t mög lich, zu renatur ieren oder, sofern e ine 

E nts iege lung aus  ta tsächl ichen od er w i r tschaf t l i chen Gründen n icht mög l ich 

bez iehungsw eise  n icht  zumutbar  is t ,  der  natür l i chen E ntwick lung  zu über las-

sen.   

D ie  nachfo lgende Bodenbew ertung  er fo lg t  i n  method ischer Anlehnung  an d ie  

„Arbe i tsh i l fe  zur  Berücks icht igung  von Bodenschutzbelangen in der  Abw ägung  

und  der Umw el tp rüfung nach BauGB in Hessen“ (HM UE LV, 2011).  Als maß-

geb l iche D atengrund lage d ient der BodenVi ew er Hessen (HLNUG, 2020).  

D er in  Rede s tehende P langeb ie t  umfass t  e ine F läche von etw a 2.130  Quad-

ratmetern und  w i rd derze i t a ls  i n tens iv bew i r tschaf te te  Wiese am Siedlungs-

rand  genutzt . D ie Böden im Geb iet l assen s ich gemäß BodenView er Hessen 

der Bodenhaup tg ruppe 6 „Böden aus soli f l u ida len Sed imenten“ zuordnen, w e i-

ter  d i f fe renz ier t  a l s G ruppe 6 .3 „Böden aus  löss lehmhal tigen Soli f l ukt ionsde-

cken“  und Unterg ruppe 6.3 .4 „Böden aus lösslehmhal t igen Sol i fl ukt ionsdecken 

mi t  sauren Ges te insante i l en“ . Die  Bodene inhe i t  w i rd a ls  „Braunerden“ be-

schr ieben. D as Grundmater ia l (Subs tra t )  bes teht aus zw ei b i s sechs D ez ime-

tern F l i eßerde (Haup t lage)  über  F l ießschut t  (Bas is lage) mi t  e inem Ante i l  an 

Sand -  b is Tons te in (Buntsands te in) .  

F ür  d ie p laner ische Bew ertung w erden d ie bodenfunkt iona len Eigenschaften 

nach den im BodenView er Hessen aggreg ier ten F unkt ionen (u.  a .  Ni t ra t rück-

ha l tevermögen, F e ldkapaz i tä t , E r t ragspotenz ia l , Lebens raumfunkt ion)  berück-

s icht ig t .  D ie Standort typ isierung ,  d i e F eldkapazi tä t  sow ie das  Ni t ra t rückha l te-

vermögen w erden a ls bodenfunkt iona le  Parameter jew e i ls mi t e iner mi t t l e ren 

Bedeutung e inges tuf t , das E rt ragspotenz ia l i s t al s hoch zu bew erten. D ie bo-

denfunkt iona le  Gesamtbew ertung  des P langeb ie tes  beträg t demnach m i t t l e re  

Bedeutung . 

Nach aktue l lem Stand der  Al t f l ächendate i des Landes Hessen l i egen im nähe-

ren Umfe ld  des  Gel tungsbere iches  keine a l t l as tenverdächt igen F lächen vor.  

Se l tene oder gefährdete  Bodenarten w ie M oore sind  im P lanbereich n icht  vor-

handen,  e in besonderes bodenfunkt io na les E ntw icklungspotenz ia l  bes teht  

n icht .  D er  Boden besi tz t  im P langeb ie t ke in re levantes  Archiv zur  Natur -  und  

Kul turgeschichte .  

Prognose über die 

E ntw ick lung  

E ing r i f fe  werden durch den Voll zug  des Bebauungsp lanes bau - , betr iebs - , und  

anlagenbeding t verursacht :  

 Baubed ing t •  Temporäre Beeint rächtigungen durch Baus tel l enfahrzeuge in Form von Bo-

denverdichtungen und Erschütterungen  

•  Verlus te von Bodenfunktionen durch Abgrabungen und Aufschüttungen (Bo-

denbewegungen und Bodenzwischenlagerungen)  

•  In Abhängigkeit von den zum Einsatz kommenden Baumaschinen kann es bei  

feuchten Wi tterungsverhältnissen zu einer ungünstigen Verdichtung des Bo-

dens kommen 

Betr iebsbed ing t •  Keine  

Anlagenbeding t •  Verlus t natürl icher Bodenfunktionen (z.B. Lebens raum -, Puffer -, F i l te r-  und  

Speicher funktion, Funktion zur Regulierung der Temperaturbi ldung, zum Ab-

bau von organischen Stof fen und minera lischen Nährstof fen durch Bodenor-

ganismen usw.) durch Versiege lung oder Teilversiegelung der F läche  

•  Auf te i lversiegel ten F lächen kann Niederschlagswasser nur bedingt versi -

ckern, die Grundwasserneub ildung wird in der Folge verr ingert und der Bo-

denwasserhaushalt verändert  

D urch die  Prüfung  der  Ausw i rkungen auf F läche und Boden sow ie der Berücks icht igung  anderer 

Abw ägungsbe lange (z .B . der Bodenschutzk lausel , der Begrenzung der Bodenvers iegelung oder der 

gesunden Wohn-  und  Arbei tsverhä l tn is se) l eg t d ie Gemeinde Söhrew ald  verb ind l i che M aßnahmen zur 

Vermeidung  von nachte i l i gen Ausw i rkungen und  M in imierung  der  Ausw i rkungen fes t.   
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Vermeidung •  Kein Ausbau vorhandener E rschl ießungsanlagen er forder l i ch  

F ür  d ie verkehrs technische E rschließung  des P langeb ie tes sind  ke ine w e i teren 

Anlagen er forder l i ch.   

M in imierung •  Begrenzung  der überbaubaren Grund f läche  

D urch d ie Begrenzung der überbaubaren Grund f läche w i rd der E ing r i f f auf  das  

M indes tmaß reduz ier t .  

•  Ges ta l tung der Gehw ege in w asser - und  lu f tdurchläss igen Aufbau 

D urch die  F es tsetzung  kann anfa l l endes Niederschlagsw asser  or tsnah vers i-

ckern.  Hierdurch können Te i l funkt ionen des  Bodens a l s Lebens raum,  Puf fer ,  

F i l te r oder  Spe icher aufrecht  erha l ten b le iben.  

D ie gep lante w ohnbaul iche E ntw ick lung auf der in tens iv bew i r tschaf te ten W iese führt baubed ing t 

und  anlagenbed ing t  zu einem maßvollen,  f l ächenhaft  beg renzten E ing r i f f  i n  d ie  Schutzgüter  F läche 

und  Boden . D urch Ausschluss e iner zusätz l i chen E rschl ießung , d ie Begrenzung  der max imal  über-

baubaren Grund f läche sowie  den E insatz  w asser -  und  lu f tdurchläss iger  Be läge er fo lg t  die  E ing r i f fs -

min imierung  nach voll z iehbaren Grundsätzen des  vorsorgenden Bodenschutzes .   

D ie te i lw e ise Vers iege lung des Bodens reduz ier t dessen natür l i che F unkt ionen,  i nsbesondere h in-

s icht l ich Lebens raum -,  Puf fer - ,  F i l te r - und  Spe icher funkt ion,  und  führt  l okal  zu e iner  Verr ingerung 

des  Bodenw asserhaushal ts und  der  Grundw asserneub ildung . D ieser  Eing r i f f  b le ib t wegen der  K lein-

f l ächigke i t , der bes tehenden anthropogenen Prägung  und der Begrenzung  der  intens iven Nutzungs -

formen auf  das er forder l i che M aß jedoch auf das  absolut notw end ige M in imum beschränkt .  

Z u den w esent l i chen Vermeidungs - und Min imierungsmaßnahmen zählen:  

•  Ausschluss e ines Ausbaus bes tehender E rschließungsanlagen (ke ine Ausw eitung  der  vers ie-

ge l ten F lächen durch Verkehrs -  oder E ntsorgungse inr ichtungen).  

•  F lächenbegrenzung  der  Bebauung auf  maximal 350  Quadratmeter Grund f läche.  

•  F es tsetzung  von durchläss igen Oberf lächen zur  S icherung  bodenökolog ischer Te i l funkt ionen 

und  ortsnahen Wasserhausha l t .  

D ie durch den Bebauungsp lan verursachten Bee int rächt igungen w erden im Rahmen e ines schutzgut-

überg re i fenden Kompensat ionskonzep tes  vol l s tänd ig ausgegl ichen.  

 

 

 

Beschre ibung und Bew ertung  der  erheb l ichen Umw el tauswi rkungen auf  

2.2  die Schutzgüter Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt  
Bes tandsaufnahme  

Vegetat ion:  E s hande l t s ich um e ine intens iv  genutzte  Grünland f läche am Sied lungs ran d , 

d ie  überw iegend von artenarmer W iesenvegetat ion gepräg t  i s t . D ie F läche 

w i rd  a l s W i r tschaf tsw iese rege lmäß ig genutzt ,  w eshalb  eine hohe Nutzungs -

intens i tä t und e ine überw iegend durch häuf ige M ahd und Nährs tof fe int rag 

gepräg te Vegetat ionss t ruktur  vor l i eg t .  Charakter i s t ische Arten d ieser  Vege-

ta t ion s ind robus te Gräser  und kraut ige P f lanzen mi t  ger inger Standort -  und 

Nährs tof fanspruchs los igke i t ; e in besonderer  ökologischer Wert  is t daher 

n icht  fes tzus tel l en.  

St rukture l l e  Vegetat ionse lemente  fi nden s ich am ös t l ichen Rand des  Plange-

b ie tes in F orm e iner  Baum - und Strauchgruppe. Diese Gehölz format ion is t 

l andschaftsb i ldp rägend  und w i rd im Rahmen der P lanung dauerhaf t  erha l ten 

und  durch entsp rechende F es tsetzungen geschützt .  Wei tere landschaftsbi l -

dende oder ökolog isch bedeutsame E inze lgehölze oder B iotope s ind im P lan-

geb ie t n icht  vorhanden. Die  Grünlandnutzung  f i ndet auf  der  gesamten Fläche 

ohne g l i edernde Hecken,  E inze lbäume oder Sonders tandorte  s ta t t .  

I nsgesamt is t  das Vegetationsb ild des P langeb ie tes  durch d ie  landw i r tschaf t -

l i che Nutzung e in fach s t ruktur ier t  und  w e is t e ine  ger inge f l or i s ti sche D iver-

s i tä t auf .  Schutzw ürd ige P f lanzenarten oder naturschutzrecht l i ch geschützte 

Vegetat ionse inhe i ten nach § 3 0 Bundesnaturschutzgesetz oder Landes recht 

s ind innerha lb des  Gel tungsbere ichs  nicht  vorhanden.  
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T iere : D as  P langeb ie t  s te l l t  al s  i n tens iv bew i r tschaf te te  W iese am Sied lungs rand 

derze i t  nur  e ingeschränkte  Hab i ta t funkt ionen für  d ie  he imische F auna bere i t . 

D ie rege lmäßige M ahd  und Nutzung  al s Wi r tschaf tsw iese führen zu einer  ar-

tenarmen und  s t rukture l l  w enig vie l fä l t igen T iergemeinschaft . Besonders 

w ertgebende oder s t reng geschützte  Arten s ind  im Bes tand n icht  zu erw ar-

ten;  d ie F läche bie te t  überw iegend Lebens raum für  häuf ige und anpassungs -

fäh ige Arten der  of fenen Kul tur landschaft , w ie K le invöge l ,  Kle insäuger und  

Insekten.   

St rukture l l e  Bedeutung für  T ierar ten kann die  am ös t l i chen Rand  bef ind li che 

Baum- und Strauchgruppe bie ten,  d ie a ls  Rückzugs - ,  Brut -  und Nahrungs -

raum für  Vöge l  sowie  Lebens raum für  verschiedene K leint ie rar ten d ien en 

kann.  D iese Gehölzs t ruktur  ble ib t im Z uge der P lanung  vol ls tänd ig  erha l ten 

und  w i rd durch entsp rechende F es tsetzungen dauerhaf t ges ichert . Lebens -

raumver lus te  für  Baum - und Heckenbew ohner sind  somi t n icht  zu erw arten . 

Aufg rund  der  Nutzung  und  Struktur  b ie te t d ie F läche insbesondere für  emp-

f ind l i che oder s törungssens ib le  Arten ke ine gee igneten Hab i ta te .  

Prognose über die 

E ntw ick lung  
E ing r i f fe w erden durch den Vol l zug des  Bebauungsp lanes  bau - ,  betr iebs - , 

und  anlagenbed ing t  verursacht :  

 Baubed ing t •  Temporäre Beeint rächtigungen durch Staub -, Lärm- und  Lichtemissionen,  

ausgehend von Baumaschinen und dem Baus tel lenverkehr  

•  Inanspruchnahme von Flächen, die als Habitat dienen können, durch 

Baus tel leneinr ichtungen, Bodenmieten und Material lagerung  

Betr iebsbed ing t •  Beeint rächtigungen durch Lärm  

Anlagenbeding t •  Verlus t von Biotop funktionen aufgrund von Versiegelungen sowie Teilversie-

gelungen 

•  Silhouettenwi rkung von Gebäuden  

D urch d ie Prüfung  der  Ausw i rkungen auf P f lanzen und T iere sow ie der Berücks icht igung anderer  

Abw ägungsbe lange (z .B .  der  Bodenschutzk lause l,  der  Begrenzung  der Bodenvers iegelung  oder der  

gesunden Wohn-  und Arbe i tsverhä l tn i sse) l eg t d ie Gemeinde Söhrew ald  verb ind l iche M aßnahmen 

zur  Vermeidung von nachte i l i gen Ausw i rkungen und  M in imierung  der  Auswi rkungen fes t .  

Vermeidung •  Standortw ahl , ke ine Inanspruchnahme gesetz l i ch geschützter B iotope 

oder Schutzgeb ie te 

D urch die  Standortw ahl  kann e ine Bee int rächt igung  von Schutzgeb ie ten oder 

gesetz l ich geschützten B iotopen (§ 30 BNatSchG) vermieden w erden.  

•  E rha l t  vorhandener Gehölzbes tände 

D er vorhandene Gehölzbes tand is t  zu erha l ten. Z u jeder Bauphase i s t darauf 

zu achten,  dass Schäd igungen oder negat i ve Bee int rächt igungen unterble i -

ben.    

M in imierung •  Begrenzung  der überbaubaren Grund f läche  

D urch d ie Begrenzung  der  überbaubaren Grund f läche w i rd der  E ing r i f f  auf 

das M indes tmaß reduz ier t .  

D ie gep lanten M aßnahmen führen im P langeb ie t zu beg renzten, aber z ielger ichtet  min imierten E in-

g r i f fen in  d ie  Schutzgüter  P f lanzen,  T iere  und b io log ische V ie l fa l t . D ie F läche i s t  durch ihre  Nutzung 

a l s i n tens iv bew i r tschaf te te Wiese gekennze ichnet  und w e is t nur  e in ger inges  Potenz ia l für  ar ten-

re iche Vegetat ions -  und T iergemeinschaften auf ;  besonders w ertgebende Arten oder gesetz l i ch 

geschützte  B iotop typen s ind n ich t vorhanden.  

D ie Umw el tauswi rkungen resul ti e ren im Wesent l i chen aus dem Ver lus t vegetat ionsarmer Grünland-

f l ächen und  den dami t  einhergehenden temporären und  dauerhaf ten Bee int rächt igungen für  F lora 

und  F auna in  F olge der baul ichen Nutzung .  Temporäre  E f fekte  w ährend der  Bauphase w erden durch 

E miss ionen und Flächeninanspruchnahme verursacht ,  anlagenbed ing t kommt es  zur  Reduz ierung 

von Hab i ta t f l ächen und B iotop funkt ionen ( insbesondere w egen Vers iegelung ).  D ie s t rukturgebende 

und  ökolog isch bedeutsame Gehölzg ruppe am ös tl i c hen Rand b leib t jedoch voll s tändig erha l ten 

und  w i rd dauerhaf t  gesichert ,  w odurch e in wicht iger Rückzugs raum für  Vöge l und  Kle int ie re im 

P langeb ie t bew ahrt  w i rd .  
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I nsgesamt w erden erhebl iche Umw el tausw i rkungen durch gez iel te  Vermeidungs - , Min imierungs -  

und  umfassende Kompensat ionsmaßnahmen nachha l t ig und schutzgutübergre i fend  ausgeg l ichen. 

D ie  P lanung  s te l l t s icher,  dass die  ökolog ischen F unkt ionen für  P f lanzen,  Tie re  und  d ie  bio log ische 

V ie l fa l t  n icht  nur  b i l anz iel l  e rha l ten, sondern reg iona l  sogar verbessert  w erden,  sodass d ie Eing r i f fe  

unter  Berücks icht igung der Be lange des Arten -  und B iotopschutzes a l s ausgeg l ichen bew ertet w er-

den können. 

 

 

Beschre ibung und Bew ertung  der  erheb l ichen Umw el tauswi rkungen auf  

2.3  das Schutzgut Wasser  
Bes tandsaufnahme  

Wasser: F ür  das  Schutzgut  Wasser i s t fes tzus tel l en, dass der  räumliche Gel tungsbe-

re ich der P lanung den fes tgesetzten Gew ässerrands tre i fen des F l i eßgew äs -

sers F ahrenbach in e iner  Bre i te  von 2,5 M etern im w es t l i chen Te il  des P lan-

geb ie tes  überdeckt .  I n  d iesem Bere ich w e is t  der F ahrenbach,  entsp rechend 

der  vor l i egenden Bes tandsbew ertung,  erheb liche phys isch -morpholog ische 

Bee int rächt igungen auf :  D ie Laufentw ick lung  i s t sehr  s tark  verändert ,  Längs - 

und  Sohlp rof i l  sow ie  Ufer -  und  Gew ässerumfe lds t rukturen rechts  w ie  l i nks 

s ind s tark b i s vol l s tänd ig umges ta l te t . I nsbesondere das rechtsse i t ige  Ufer 

und  das rechtsse i tige Gew ässerumfe ld s ind vol ls tänd ig verändert , w as durch 

d ie  unmi t te lbar  ang renzende aspha l t i e r te  E rschließungss traße maßgebl ich 

hervorgerufen w i rd;  dami t is t  ein  w e i tgehender Verlus t der naturnahen Ge-

w ässerrands trukturen in d iesem Abschni t t  zu kons tat ieren.  

E in Großte i l  des Gew ässerrands tre i fens im P langeb ie t w i rd von d ieser as -

pha l t i e r ten Straße beansprucht  und somi t  se iner e igent l i chen ökologischen 

und  w asserwi r tschaf t l i chen F unkt ion entzogen. D ie baul iche Inanspruch-

nahme verh indert d ie E ntw ick lung s tandort t yp ischer,  gew ässerbegle i tender 

Vegetat ion und führt  zu e iner  w e i teren s tauenden w ie versiege lnden W i rkung 

auf  benachbarte Gew ässer. D araus resul t i e r t e ine bes tehende, sign i f i kante 

Bee int rächt igung  des ober f l ächennahen Wasserkörpers sow ie  eine Bee in-

t rächt ig ung  der  Retent ions -  und  F i l te r funkt ion des Gew ässerrands trei fens .  

E ing r i f fe  werden durch den Vol l zug des  Bebauungsp lanes bau - , betr iebs - , und  anlagenbed ing t  ver-

ursacht :  

 Baubed ing t •  Temporäre Beeinträchtigungen durch Bauste l lenfahrzeuge in Form von Bo-

denverdichtungen und Erschüt terungen, erhöhter Niederschlagswasserab-

fluss  

•  Erhöhtes Risi ko für Schads tof feint räge durch den Umgang mi t Betriebs - und  

Schmierstoffen. Bei  sachgemäßem Umgang mit  diesen Stoffen ist eine Ver-

schmutzung des Grundwassers und des Oberflächengewässers nicht zu er-

warten 

•  Verlus te von Bodenfunktionen (Verd ichtung von Poren) durch Abgrabungen 

und Aufschüttungen (Bodenbewegungen und Bodenzwischenlagerungen),  

geringere Speicher fähigkeit  

 Betr iebsbed ing t •  Entstehung von zusätzl i chem Abwasser  

Anlagenbeding t •  Verlus t an F lächen für d ie Versickerung von Niederschlagswasser bzw. für  

die Grundwasserneubildungsrate - Ver lus t sämtl icher Bodenfunktionen 

(Spe icherfähigkei t der Poren) durch Voll - und Teilversiegelungen sowie Bo-

denumlagerungen, erhöhter Niederschlagswas serab fluss 

•  Reduzierung von natürl icher Versickerungsf läche und somi t Verringerung  

des Grundwasserdargebots durch Neuversiegelung  

D urch d ie Prüfung  der  Auswi rkungen auf das Schutzgut Wasser  sow ie der  Berücks icht igung  anderer  

Abw ägungsbe lange (z .B .  der  Bodenschutzk lause l,  der  Begrenzung  der  Bodenvers iegelung  oder der  
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gesunden Wohn-  und Arbe i tsverhä l tn i sse) l eg t d ie Gemeinde Söhrew ald  verb ind l iche M aßnahmen 

zur  Vermeidung von nachte i l i gen Ausw i rkungen und  M in imierung  der  Auswi rkungen fes t .  

Vermeidung •  Keine Inanspruchnahme von Oberf lächengew ässern oder nachte i l i ge Be-

e int rächt igung  von F l i eßgew ässern 

D urch d ie Wahl des  Standorts  w erden ke ine Oberf lächengew ässer  bee in-

t rächt ig t .  

•  Kein Ausbau vorhandener E rschl ießungsanlagen er forder l i ch  

F ür  d ie verkehrs technische E rschließung der F lächen s ind ke ine w e i teren 

Anlagen er forder l i ch.  D urch die  Inanspruchnahme der  bes tehenden F lächen 

w erden Bodenversiege lungen auf  das notw end ige M aß begrenzt .  

M in imierung •  Begrenzung  der überbaubaren Grund f läche  

D urch d ie Begrenzung  der  überbaubaren Grund f läche w i rd der  E ing r i f f  auf 

das M indes tmaß reduz ier t .  

•  Ges ta l tung der Gehw ege in w asser - und  lu f tdurchläss igen Aufbau 

D urch d ie Fes tsetzung kann anfa l l endes  Niederschlagsw asser  or tsnah vers i -

ckern.  Hierdurch können Te il funkt ionen des Bodens a l s Lebens raum, Puf fer , 

F i l te r oder  Spe icher aufrecht  erha l ten b le iben.  

•  Ges ta l tung der Gehw ege in w asser - und  lu f tdurchläss igen Aufbau 

D urch d ie Fes tsetzung kann anfa l l endes  Niederschlagsw asser  or tsnah vers i -

ckern.  Hierdurch können Te il funkt ionen des Bodens a l s Lebens raum, Puf fer , 

F i l te r oder  Spe icher aufrecht  erha l ten b le iben.  

•  Gedrossel te  E in lei tung  in  F l i eßgew ässer nach Zw ischenspe icherung  

D urch d ie Fes tsetzung er fährt  das Gew ässer ke inen zusätz l ichen hydraul i -

schen Stress , anfa l l endes  Niederschlagsw asser w i rd or tsnah verw erte t .  

D as Schutzgut  Wasser  i s t im Gel tungsbere ich der  Planung  bere i ts erheb lich vorbe las tet . D er  F l i eß-

gew ässerabschni t t des F ahrenbachs und der zugehör ige 10 ,0 M eter b re i te Gew ässerrands tre i fen 

s ind  insbesondere durch die  vorhandene aspha l t i e r te  E rschl ießungss traße s tark  b i s vo ll s tändig  ver-

ändert ,  w ie d ie Bew ertung der  morpholog ischen Strukturen (sehr  s tark  veränderte  Laufentw ick lung,  

s tark  bi s vo ll s tändig verän derte Längs - und  Querp rof i l e, Sohls t ruktur ,  Ufer  und  Gew ässerumfe lder)  

be leg t . D ie ökolog ische und w ass erw i r tschaf t l i che F unkt ion des Gew ässerrands tre i fens is t dadurch 

insbesondere hins icht l i ch Retent ions -, F i l te r - und Vers ickerungskapazi tä t sow ie s tandort typ ischer  

Vegetat ionsentwick lung deut l i ch eingeschränkt .   

D er  Vol l zug des  Bebauungsp lans z ieht  w e i tere  temporäre  und  dauerhaf te  E ing r i f fe  nach sich:  Wäh-

rend  der Bauphase s ind  Verd ichtungen, E rschüt terungen und  ein erhöhter  Oberf lächenab f luss mög-

l i ch; durch Bodenbew egungen können loka le Spe icher funkt ionen geschw äc ht  werden, w obe i e ine 

Kontaminat ion des  Grundw assers oder Oberf lächengew ässers  be i sachgemäßem Umgang  mi t  Be-

t r i ebss tof fen n icht zu erw arten i s t . Betr iebsbeding t ents teht zusätz l iches Abw asser, das jedoch im 

Rahmen der bes tehenden In f ras t ruktur  behande l t w i rd . D urch d ie baul iche Ausnutzung  gehen Ver-

s ickerungs flächen ver loren,  sodass die  Neub i ldungs rate von Grundw asser  und  d ie natür l i che Puf-

fer- ,  F i l te r -  und Speicher funkt ion der Böden w ei ter  reduz ier t w erden; d ies kann zu erhöhtem ober-

f l ächennahen Ab f luss  füh ren. 

Im Z uge der P lanung w erden jedoch verb ind li che M aßnahmen zur  Vermeidung  und Min imierung 

nachte i l i ger  Auswi rkungen fes tge leg t .  I nsgesamt b leib t  fes tzuha l ten,  dass d ie  Ausw i rkungen auf  

das Schutzgut Wasser durch d ie hohe Vorbe las tung des P langeb ie ts a l s ger ing , jedoch n icht uner-

heb l i ch zu bew erten s ind ; durch die fes tge leg ten Vermeidungs - und M inimierungsmaßnahmen w er-

den a l l e recht l i ch und fachl ich er forder l i chen Grundsätze für  den Schutz von Oberf lächen - und  

Grundw asser e ingeha l ten und e ine zusätz l i che Versc hlechterung  e f fekt i v verh indert .  
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Beschre ibung und Bew ertung  der  erheb l ichen Umw el tauswi rkungen auf  

2.4  Die Schutzgüter Luft  und Klima  

Bes tandsaufnahme  

Luf t  und K l ima: D ie Schutzg üter  s ind  gepräg t  durch d ie Lage am Sied lungs rand der Ort -

schaf t  Wel lerode, unmi t te lbar ang renzend  an landw i r tschaf t l i ch genutzte  

Grünf lächen und e ine e inse i tig arrond ierende Baumgruppe. D ie vorhan-

dene W i r tschaf tswiese übern immt loka l die F unkt ion e ines Ka l t l u f tents te-

hungsgebie tes , w obe i der Luf taus tausch durch d ie of fene Bebauungs -

s t ruktur  sowie d ie ang renzenden Grünf lächen g rundsätz l ich gew ähr lei s te t 

i s t . Die ös t l i che Baumgruppe innerha lb des P langeb ie ts  t räg t  durch Schaf-

fung  von Schat tenf lächen und  lu f tbew egenden S trukturen zur  Verbesse-

rung  des Mikrok l imas und  zur  Redukt ion sommer li cher  Temperatursp i tzen 

be i .  

Vorbe las tungen durch anthropogene E inf lüsse bes tehen im Umfe ld  des 

P langeb ie ts , i nsbesondere durch d ie ang renzende Bebauung und  d ie E r-

schl ießungss traße,  jedoch s ind ke ine re levanten Immiss ionen aus Ge-

w erbe oder Verkehr  dokument ier t .  D ie  vegetat ionsgepräg te  Struktur  und 

d ie  lockere  Bebauung sichern w e i terh in e ine gute D urchlüf tung und den 

E rha l t  s iedlungskl imat isch re levanter  Räume.  

E ing r i f fe  werden durch den Vol l zug des Bebauungsplanes  bau - ,  betr iebs - , und  anlagenbed ing t 

verursacht :  

 Baubed ing t •  Temporäre Beeint rächt igungen durch Baustel l enfahrzeuge in F orm von 

Staub - und stof fl ichen Emissionen sowie Lärm  

Betr iebsbed ing t •  Keine  

Anlagenbeding t •  Verlus t an F lächen für die Versickerung von Niederschlagswasser –  Ver-

lust an Verdunstungskühle  

•  Erhöhung der Oberf lächenrauigke it - E rhöhung der Temperatur  

•  Beeinflussung des Kle inkl imas durch Versiegelung und Teilvers iege lung,  

fehlende Verdunstung über die Vegetation  

D urch d ie  Prüfung  der Ausw i rkungen auf  Luf t  und K l ima sowie  der Berücks icht igung  anderer 

Abw ägungsbe lange (z .B.  der  Bodenschutzk lausel , der Begrenzung der Bodenvers iegelung  oder 

der  gesunden Wohn-  und  Arbe i tsverhä l tn i sse)  l eg t  d ie Gemeinde Söhrew ald  verb indl i che M aß-

nahmen zur  Vermeidung von nachte i l i gen Ausw i rkungen und M in imierung der Ausw i rkungen fes t .  

Vermeidung •  E rha l t  vorhandener Gehölzbes tände 

D er vorhandene Gehölzbes tand  i s t zu erha l ten.  Z u jeder  Bauphase i s t da-

rauf  zu achten, dass Schäd igungen oder negat i ve Bee int rächt igungen un-

terb le iben.  

•  Kein Ausbau vorhandener E rschl ießungsanlagen er forder l i ch  

F ür  d ie verkehrs technische E rschl ießung  des Area ls s ind ke ine w e i teren 

Anlagen er forder l i ch.  

•  Keine Inanspruchnahme von Kal t l u f t l e i tbahnen  

D urch die  Wahl  des Standortes w erden ke ine nachte i l igen Ausw i rkungen 

auf  k l imat isch be las tete  Geb iete ausge lös t.   

M in imierung •  Ges ta l tung der Z ufahrten in wasser - und lu f tdurchläss igen Aufbau 

D urch d ie F es tsetzung  kann anfa l l endes Niederschlagsw asser  or tsnah 

vers ickern und  zur  Verduns tungskühle bei t ragen.  

D ie Schutzgüter Luf t und K l ima  sind im Bere ich des P langebie ts durch d ie Rand lage zur  Ort -

schaf t  Wel lerode, d ie  ang renzenden landw i r tschaf t l i chen Grünf lächen und e ine or tsb ildp rägende 

Baumgruppe gepräg t . Die  W i r tschaf tsw iese d ient  l oka l  a ls  Kal t l u f tents tehungsgeb ie t , w ährend 

das vorhand ene Gehölz  und die  of fene Bebauungss truktur  e ine  gute  D urchlüf tung  und  pos i t ive 

K le ink l imaef fekte  s ichern.  

Vorbe las tungen sind im Umfe ld durch bes tehende Bebauung und Verkehrs f lächen gegeben, 

ohne dass re levante gew erb l iche oder verkehrsbed ing te Immissionen dokument ier t  s ind . D as 

vegetat ionsgepräg te Umfe ld und  d ie lockere  Bebauung  gew ähr le i s ten den E rha l t  kl ima t isch 
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bedeutsamer Strukturen und  schränken be las tende F aktoren für  Luf t  und  K lima im Geb iet w i rk-

sam ein. 

D er Vol l zug  der  Satzung bew i rkt bauphasenbeding t temporäre  Beeint rächt igungen durch Staub - 

und  s tof f l i che E missionen sowie  Lärm; betr iebl i ch s ind ke ine w e i teren E inw i rkungen zu erw arten. 

Anlagenbeding t  kommt es  zu einem Weg fa l l  von Versickerungs - und  Verdunstungs f lächen,  einer 

E rhöhung  der Oberf lächenrauigke i t  sowie  zu moderater E rhöhung der Temperatur  und Bee in-

f l ussung des  Kle ink l imas  durch Neuvers iegelung .  

Z ur  Vermeidung und  M in imierung nachte i l iger  Auswi rkungen w erden verbind l i che M aßnahmen 

fes tgesetzt . D ie betrof fenen F lächen l i egen außerha lb k l imat i scher  Ausg leichs funkt ionen,  so-

dass loka le mikrok l imat ische Veränderungen ke ine nachte i l i gen Ausw i rkungen auf sensib le Be-

las tungs räume auslösen. Großräumige k l imare levante  E f fekte  s ind durch d iese M aßnahmen un d 

d ie  ger inge Ausdehnung  des E ing r i f fs n icht zu erw arten.  

 

 

Beschre ibung und Bew ertung  der  erheb l ichen Umw el tauswi rkungen auf  

2.5  Das Wirkungsgefüge zwischen Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, 

Wasser, Luft  und Klima 

Das Umweltwirkungsgefüge erfasst sämtl iche potenziel len  und s trukturel len Beziehun-

gen, In terdependenzen und Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern Mensch,  

Tiere und Pf lanzen,  Boden,  Wasser,  K l ima/Luft,  Landschaft  sowie Ku ltur - und Sachgü-

ter,  sofern diesen eine entscheidungserhebl iche Bedeutung im Hinblick auf  durch das 

Vorhaben hervorgerufene Auswirkungen zukommt.  Die bestehende v iel fält ige Vernet-

zung der Schutzgüter wird systematisch im Rahmen der jewei l igen Bestandsaufnahme 

dokument iert .  Grundlage dieser Methodik is t  ein  in tegrat iver Umweltbegrif f,  der die 

Umwelt  als  einen ganzheit lichen Funktionszusammenhang versteht und n icht als  bloße 

Addit ion der Einzelwirkungen einzelner Schutzgüter.   

Die Wirkungsbeziehungen manifest ieren s ich wie folgt:  

•  Zwischen Mensch und den übrigen Schutzgütern bestehen Interakt ionen,  etwa 

durch die Steigerung der Erholungsfunktion und des Siedlungsklimas, das direkt 

von der Struktur- und Ar tenv iel fal t  sowie den kl imat ischen Rahmenbedingungen 

beein f lusst wird.  

•  Tiere und Pf lanzen  stehen in  Wechselwirkung mit der Vegetat ionsstruktur, mit 

dem Boden als  Lebensraum und mit  dem Wasserhaushalt;  die Standor tfaktoren 

für Vegetat ion s ind für die Biodivers ität  und die Verknüpfung von Habitaten von 

entscheidender Bedeutung.  

•  Der Boden beeinf lusst als  Fi lter und Puf fer die Grundwasserqual i tät,  steht in  

Beziehung zu den Vegetationsstrukturen und is t  durch anthropogene Nutzungen 

wie Verdichtung oder Versiegelung tangiert ; die Zusammenhänge zu Wasser,  

K l ima und Bodenorgan ismen best immen di e Bodengenese und -entwicklung 

nachhalt ig.  

•  Das Schutzgut Wasser weis t  Korrespondenzen zu Vegetat ion (Speicherkapazi -

tät),  Boden (Fi lterfunkt ion) und Kl ima (Verdunstungsprozesse,  Neubi ldung des 

Grundwassers) auf, wobei die planerisch ges icher te Vers ickerung und Entwäs-

serung negative Auswirkungen weitestgehend aussch l ieß en.  
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•  Klima und Luft  stehen durch Verdunstung,  Kaltluf tprodukt ion und die modul ie -

rende Wirkung der Vegetat ion und Wasserf lächen in  direkter Wechselwirkung zu 

den übrigen Schutzgütern;  insbesondere Mikrokl ima und Lufthygiene werden 

lokal durch das Zusammenwirken von Grünf läche n und bau l ichen Strukturen 

beein f lusst.  

•  Die Landschaft  ist  als  Erho lungs- und Ident i fikationsraum zu bewerten;  ihre 

Struktur und Charakterist ik sind abhängig von dem Zusammenspiel  der Bio-

toptypen,  des Bodenrel iefs und der Vegetat ionsstruktur und prägen das land-

schaftsästhet ische Erscheinungsbi ld.  

•  Kultur- und Sachgüter  s ind im Plangebiet  n icht bekannt; potenziel le Sachgüter 

werden über die Sachverhalte Boden sowie Pf lanzen und Tiere abgedeckt und 

f inden im Rahmen der Schutzgüterbehandlung Berücksicht igung.  

Für das Plangebiet  gi lt  zusammenfassend, dass  nach derzeit iger fachgutacht l icher Be -

wer tung erhebl iche nachtei l ige Wechselwirkungen oder Beeinträcht igungen der 

Schutzgüter aufgrund der Nutzung,  Größe,  der landschaft l ichen Einbindung sowie der 

geplanten Vermeidungs- und Min imierungsmaßnahmen ausgesch lossen werden kön-

nen.  

 

 

Beschre ibung und Bew ertung  der  erheb l ichen Umw el tauswi rkungen auf  

2.6  Schutzgut Landschaft  / Landschaftsbild  
Bes tandsaufnahme  

Orts -  und   

Landschaftsbi ld :  

D as Schutzgut  i s t gepräg t  durch dessen Lage am Sied lungs rand der  Ort -

schaf t  Wel lerode sow ie  durch d ie Übergangszone zur of fenen,  l andw i r t -

schaf t l i ch genutzten F e ld f lur . D as P langeb ie t g renzt  im Wes ten an e ine 

Gas tw i r tschaf t und  ein F l i eßgew ässer,  im Norden a n e ine Hofs te l l e mi t 

Hobby t ierha l tung und im Süden an bes tehende Wohnbebauung,  w ährend 

im Os ten e ine landschaftsbi ldp rägende Gehölzg ruppe den Abschluss  zur 

F e ld f lur b i ldet .  

D as Landschaftsb i ld w i rd durch d ie heterogene Nutzungss truktur  im d i -

rekten Umfe ld  gepräg t , d ie e ine Mischung aus Wohnbebauung , gew erbl i ch 

genutzten Gebäuden und landwi r tschaf t l i cher Nutzung  aufw e is t.  D er  Sied -

lungs randcharakter  mani fes tier t  s ich insbesondere durch den f l i eßenden 

Übergang zw ischen baul i cher Anlage und of fenen Grünlandbere ichen, w o-

be i die l andschaftsbi ldw i rksamen Strukturen e ine maßgebl iche Raum w i r-

kung  ent fa l ten und  zur  G l iederung  des  Landschaftsausschni t ts  bei t ragen.  

Im Plangebie t s ind ke ine ausgesprochenen landschaftsp rägenden E le-

mente  von überört l i cher  Bedeutung vorhanden;  d ie  Grünland f läche is t  a ls 

i n tens iv bew i r tschaf te te W i r tschaf tsw iese ohne erhöhte  naturschutz - oder 

l andschaftsb i ldbezogene Wert igke i t e inzus tufen .   

E ing r i f fe  werden durch den Vol l zug des  Bebauungsplanes  bau - ,  betr iebs -,  und  anlagenbed ing t 

verursacht :  

 Baubed ing t •  Temporäre Beeinträchtigungen durch Baus tel lenfahrzeuge  

•  Temporäre Beeint rächtigungen durch Staub -,  Lärm- und  Lichtemissio-

nen, ausgehend von Baumaschinen und dem Baustel lenverkehr  

•  Temporäre Beeint rächtigungen durch Abgrabungen und Umlagerungen 

von Böden 
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Betr iebsbed ing t •  Beeint rächtigungen durch Lärm - und Lichtemissionen (Außenbe leuch-

tung, Badebetrieb)  

Anlagenbeding t •  Sichtbeeint rächt igungen durch Silhouettenwi rkung der bauli chen Anla-

gen 

•  Beeint rächtigungen durch bauliche Anlagen  

D urch d ie Prüfung der  Auswi rkungen auf  das Landschaftsb i ld sow ie der Berücks icht igung anderer 

Abw ägungsbe lange (z .B .  der  Bodenschutzk lause l,  der  Begrenzung  der  Bodenvers iegelung  oder 

der  gesunden Wohn-  und Arbe i tsverhä l tn is se) l eg t die Gemeinde Söhrew ald  verb ind l iche M aßnah-

men zur  Vermeidung  von nachte i l igen Ausw i rkungen und M in imierung der Ausw i rkungen fes t .  

Vermeidung •  E rha l t  vorhandener Gehölzbes tände und naturnahen Lebens räumen  

D er vorhandene Gehölzbes tand  i s t zu erha l ten.  Z u jeder  Bauphase i s t da-

rauf  zu achten,  dass Schäd igungen oder negat i ve Bee int rächt igungen un-

terb le iben.  

•  Kein Ausbau vorhandener E rschl ießungsanlagen er forder l i ch  

F ür  d ie verkehrs technische E rschl ießung  der F läche s ind  keine w e i teren 

Anlagen er forder l i ch.    

M in imierung •  Begrenzung  der Höhe bauli cher  Anlagen 

D urch d ie  Begrenzung  der  Höhe baul i cher  Anlagen füg t s ich das  Bauvor-

haben in d ie bes tehende s täd tebaul iche  Struktur  e in.  

D as P langeb ie t  is t  durch se ine Lage am Rand der  Ortschaf t  Wel lerode sow ie d ie  Übergangszone 

zur  of fenen F e ld f lur charakter is ier t und w e is t eine heterogene Nutzungss truktur  mi t ang renzender 

Wohnbebauung und landw i r tschaf t l i chen Flächen auf . Im Bes tand feh le n landschaftsp rägende E le-

mente  von überört l i cher Bedeutung ; insbesondere i s t die intens iv genutzte Wi r tschaf tsw iese ohne 

erhöhte  naturschutz fachl i che oder l andschaftsb i ldbezogene Wert igke i t e inzus tufen.  Die land-

schaf tsbi ldp rägende W i rkung begrenzt s ich auf  d ie loka le Gehölzg ruppe im Os ten, w e lche durch 

verb ind li che p laner ische F es tsetzung erha l ten b le ib t .   

D ie  im Rahmen der  Umsetzung  des Bebauungsplanes  zu erw artenden E ing r i ffe  w erden durch ge-

e ignete  Vermeidungs -  und M in imierungsmaßnahmen w i rksam adress ier t . Die  Gemeinde Söhrew ald 

setzt  zur  S icherung des  Landschaftsb i ldes insbesondere den dauerhaf ten Erha l t  naturnaher Ge-

hölzs t rukturen,  d ie  Begrenzung  der  Gebäudehöhe und  den vol l s tändigen Verz icht  auf  den Ausbau 

zusätz l i cher  verkehr l i cher  E rschl ießungsanlagen fes t . D urch d iese M aßnahmen i s t s icherges te l l t ,  

dass d ie s täd tebaul iche E ntwick lung des P langeb ie tes i n  d ie gew achsene Sied lungs -,  Nutzungs -  

und  Landschaftss t ruktur  e ingebunden b leib t  und  ke ine erheb l ichen nachte i l i gen Ausw i rkungen auf 

das Landschaftsb ild ents tehen.  

Insgesamt beschränkt s ich d ie  landschaftsbezogene Beeint rächt igung auf  vorübergehend  w i rk-

same E f fekte  der  Bautät igkei t  und  ger ing füg ige b le ibende S ichtbee int rächt igungen durch d ie bau-

l i chen Anlagen. D ie E inha l tung der Bodenschutzk lause l , d ie Begrenzung  der  Vers iege lung und d ie 

S icherung  gesunder Wohnverhä l tn i sse gew ähr le is ten,  dass  nachte i l i ge  Ausw i rkungen min imiert  

und  das  ört l iche Landschaftsb i ld  in  se inem Charakter  vo llumfäng l ich gew ahrt  wi rd .  

 

 

Beschre ibung und Bew ertung  der  erheb l ichen Umw el tauswi rkungen auf  

2.7  Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Ge-

sundheit  sowie die Bevölkerung insgesamt  

Bes tandsaufnahme  

Immiss ionen:  D as Schutzgut  w i rd w esent l i ch durch d ie  bes tehenden Nutzungss truktu-

ren,  d ie Wohnfunkt ion sow ie die  Umw el tbed ingungen im d i rekten Umfe ld 

gepräg t . D as Plangebie t  g renzt  süd l i ch unmi t te lbar  an bes tehende 

Wohnbebauung , ansons ten an e ine Gas tw i r tschaf t  im Wes te n und e ine 

Hofs te l l e  mi t Hobby t ierha l tung im Norden,  w ährend im Os ten Gehölz-

s t rukturen a l s Abgrenzung  zur  F e ld flur  wi rken.  D ie F läche w eis t ke ine 
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besonderen E rholungs funkt ionen auf  und  d ient bi s lang überwiegend der 

l andw i r tschaf t l i chen Nutzung  a ls W i r tschaf tsw iese.   

Im Hinb l ick  auf  d ie Immiss ions lage bes tehen ke ine Konf l i k te ,  d ie  die 

menschl iche Gesundhe i t oder  das Wohnen beeint rächt igen könnten.  Die 

ang renzende P ferdeha l tung i s t a ls  re ine Hobby t ierha l tung  ohne relevan-

ten landw i r tschaf t l ichen Betr iebscharakter  einzus t ufen;  die  typ ischen 

Lärmemiss ionen, w ie Hufgeräusche oder gelegent l i ches W iehern, sowie 

d ie Geruchsemiss ionen sind nach aktue l len Bew ertungsmaßs täben a ls 

sehr  ger ing e inzus tufen und bew egen s ich unterha lb  der Z umutbarke i ts -

schw el le  für Wohngebiete .  

E ing r i f fe  werden durch den Vol l zug des  Bebauungsplanes  bau - ,  betr iebs -,  und  anlagenbed ing t 

verursacht :  

 Baubed ing t •  Temporäre Beeinträchtigungen durch Baus tel lenfahrzeuge  

•  Temporäre Beeint rächt igungen durch Staub -, Lärm- und L ichtemissio-

nen, ausgehend von Baumaschinen und dem Baustel lenverkehr  

Betr iebsbed ing t •  Beeint rächtigungen durch Emissionen (Lärm-, und Licht- und stof fl iche 

Emissionen)  

Anlagenbeding t •  Silhouettenwi rkung der bauli chen Anlagen  

D urch d ie  Prüfung  der umw el tbezogenen Ausw i rkungen auf  den M enschen und  se ine Gesundhe i t 

sow ie d ie Bevölkerung  insgesamt sow ie der Berücksicht igung  anderer Abwägungsbe lange (z .B . 

der  Bodenschutzk lausel , der Begrenzung der Bodenvers iege lung oder der gesunde n Wohn- und 

Arbe i tsverhä l tn is se) l eg t  d ie  Gemeinde Söhrew ald  verb ind l i che M aßnahmen zur  Vermeidung  von 

nachte i l i gen Ausw i rkungen und  M in imierung  der  Ausw i rkungen fes t.   

Vermeidung •  Lenku ng  der  F lächeninanspruchnahme auf  F lächen,  die  ke ine beson-

dere  Bedeutung  für  d ie  Naherholung haben  

D ie E ntw ick lungsabs ichten bef inden sich in  e inem für  d ie  Naherholung 

unbedeutsamen Gebiet . H ierdurch bes teht ke ine Bedeutung für  den Tou-

r i smus oder d ie überreg iona le E rholung .   

M in imierung •  Begrenzung  des M aßes  der  baul i chen Nutzung  

D urch d ie Begrenzung des M aßes der bauli chen Nutzung  w erden die 

Ausw i rkungen auf  das Wohnumfe ld und das Landschaftsb i ld  minimiert .  

Im Gel tungsbere ich der  E rgänzungssatzung  „Untermühlenweg“  l i egen ke ine re levanten gesund-

he i t l i chen oder l ebensqua l i tä tsbezogenen Konf l i k te  vor .  D as  P langeb ie t g renzt  i n  se iner  St ruktur  

überw iegend  an Wohnbebauung ,  Gew erbebetr iebe und Hobby t ierha l tung , während  es ke ine be-

sonderen Naherholungs - , Tour i smus -  oder  überregiona len E rholungs funkt ionen er fü l l t .   

Immiss ionsse i t ig s ind  die  Umgebungseinf lüsse –  i nsbesondere Lärm -,  Geruch-  und  Staub immiss i -

onen –  a ls  ger ing e inzus tufen .  Temporäre  Bee int rächt igungen w ährend  der Bauphase (Baus te l -

l enverkehr,  Staub,  Lärm und L icht )  beschränken s ich auf den Aus führungsze i t raum und w erden 

anschl ießend wieder vo l l s tänd ig zurückgeführt .  Betr iebsbed ing te und  anlagenbed ing te Ein f lüsse 

w ie E miss ionen oder die S i lhouet tenw i rkung der Gebäude b le iben auf  einem vert räg l i chen, das 

Wohnen n icht  bee int rächt igenden M aß.  

D ie  Gemeinde Söhrew ald hat  verbind l iche Vermeidungs -  und M in imierungsmaßnahmen fes tge-

setzt . D azu zählen insbesondere d ie Lenkung der E ntw ick lung auf f l ächenef f i z iente , für  d ie Nah-

erholung  und den Tour ismus unbedeutende Bere iche sow ie die Begrenzung des M aß es der baul i -

chen Nutzung  und  d ie  S icherung  gesunder Wohn -  und  Arbei tsverhä l tn i sse durch entsp rechende 

F es tsetzungen. Hierdurch w i rd e in hohes M aß an Lebensqua l i tä t und  Gesundhe i tsschutz  erre icht 

und  negat ive  Auswi rkungen auf d ie Bevölkerung w i rksam verh ind ert  bzw . min imiert . . 
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Beschre ibung und Bew ertung  der  erheb l ichen Umw el tauswi rkungen auf  

2.8  Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonst ige 

Sachgüter  

Bes tandsaufnahme  

Bau- ,  Natur -  und Bo-

dendenkmäler 

Konkrete  Hinw eise auf  das  Vor l i egen e ingetragener Baudenkmäler ,  archä-

olog ischer F unds te l l en oder sons t iger Bodendenkmäler  im Gel tungsbe-

re ich w urden durch d ie Ausw ertung  der  D enkmall i s te des Landkre ises 

Kasse l sow ie  der  Kul turdenkmäler  der  Gemeinde Söhrew al d n icht  er-

b racht ;  demnach s ind  im unmi t telbaren E inwi rkungsbere ich der P lanung 

ke ine nach dem Hess ischen D enkmalschutzgesetz  geschützten Ob jekte 

vorhanden.   

D ie ang renzende Bebauung w eis t  keinen besonderen h is tor i schen, arch i -

tektonischen oder denkmalschutzrecht l i ch re levanten Wert auf ,  sodass 

e ine denkmal recht l iche Unterschutzs te l l ung  aktue ll  n icht  i n  Betracht 

kommt.  F erner  exi s t i e ren laut A l t l as tenkatas ter un d  Bodendenkmalkarte 

ke ine Eint ragungen über Verdachts flächen oder archäolog ische E rw ar-

tungsbere iche am Standort  des P langeb ie tes,  w omi t ke ine erheb l ichen 

Bee int rächt igungen des Schutzgutes durch d ie gep lante E ntwick lung zu 

erw arten sind .  

E s w erden bau- , betr iebs - , und anlagenbed ing te  E ing r i f fe  durch den Vol l zug des  Bebauungsp lanes  

verursacht :  

 Baubed ing t •  Bei Durchführung jeglicher Erdarbei ten ist die Einha ltung der gesetzl i -

chen Meldepf l icht gemäß § 21 Hessisches Denkmalschutzgesetz s icher-

zus tel l en, fa l ls wider Erwarten archäologische Funde oder Sachgüter ent -

deckt werden. In einem solchen Fall s ind die Baua rbeiten unverzüglich 

zu unterb rechen und die zuständige Denkmalbehörde zur wei teren recht-

l ichen Bewertung und S icherung der F unde zu vers tändigen.  

Betr iebsbed ing t •  keine  

Anlagenbeding t •  keine  

D urch die  Prüfung  der  umw el tbezogenen Ausw i rkungen auf  d ie Kul tur -  und  sons t igen Sachgüter 

sow ie der Berücks icht igung  anderer  Abw ägungsbe lange (z .B . der Bodenschutzk lause l ,  der  Be-

g renzung  der Bodenversiege lung oder der gesunden Wohn - und Arbe i tsverhä l tn i s s e) l eg t die Ge-

meinde Söhrew ald verbind l iche M aßnahmen zur  Vermeidung von nachte i l igen Ausw i rkungen und 

M in imierung der Ausw i rkungen fes t .  

Vermeidung •  Keine Bee int rächt igung  von geschützten und schützensw erten Bau - 

und  Bodendenkmälern 

Hinw eis:  Soll ten dennoch be i E rdarbe i ten Bodendenkmäler  w ie M au-

ern,  Ste insetzungen,  Bodenver färbungen und F undgegens tände,  z . B . 

Scherben,  Ste ingeräte,  Ske le t t res te entdeckt w erden,  s ind  d iese nach 

§  21  HD SchG unverzüg li ch dem Landesamt für  D enkmalp f lege,  hes -

senArchäolog ie , oder der Unteren D enkmalschutzbehörde zu melden. 

F unde und F unds tel l en s ind in  unverändertem Z us tand  zu erha l ten und 

in  gee igneter  Weise b is  zu einer  E ntsche idung  zu schützen (§ 21 Abs . 

3  HD SchG) 

Im Gel tungsbere ich s ind  keiner le i  geschützte  Bau - , Natur -  oder  Bodendenkmäler  betrof fen.  D ie 

Ausw ertung e inschläg iger D enkmal l i s ten und Bodendenkmalkarten bes tätig t,  dass s ich im P lan-

bere ich und se inem unmi t telbaren Umfe ld w eder e ingetragene D enkmäler noch Verdachts f lächen 

oder archäologische E rw artungsbere iche bef inden, sodass mi t ke inen nachtei l i gen Auswi rkungen 

auf  das Schutzgut zu rechnen i s t .  

Baubed ing t s ind led igl i ch temporäre Eing r i f fe  mög l ich,  fa l l s w ährend  der Erdarbe i ten w ider  E r-

w arten archäolog ische Sachgüter  oder  F unds te l l en entdeckt  w erden. In  d iesem F a l l g re i fen d ie 

gesetz l ichen M elde - und Schutzvorschr i f ten gemäß § 21 HD SchG: D ie Baua rbe i ten s ind sofor t  zu 

unterb rechen,  d ie  zus tänd ige D enkmalbehörde i s t  zu in formieren und  d ie F unde s ind b is  zur 



Um w e l tbe r ich t  

z u r  E rgän z u n gssa tzu n g  „ Un te rmü h len we g “  

 

 

- 15 - 

endgül t igen denkmal recht l i chen E ntsche idung unverändert  zu s ichern.  Betr iebs -  oder  an lagenbe-

d ing te Bee int rächt igungen des Schutzgutes t re ten h ingegen n icht auf .  

 

 

2.9  Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit  

Abfällen und Abwässern 

Emissionen jeglicher Art, insbesondere Luftschadstoffe, Lärm, Gerüche sowie Staub, sind 

gemäß den Anforderungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), der TA 

Lärm und der örtlichen Satzungen auf das  technisch vermeidbare Maß zu begrenzen.  

Anlagen, Betriebseinrichtungen und bauliche Maßnahmen dürfen nur so errichtet und be-

trieben werden, dass keine schädlichen Einwirkungen auf die Nachbarschaft oder die 

Allgemeinheit hervorgerufen werden. Die Auswahl technischer Einrichtungen zur Begren-

zung von Emiss ionen hat nach dem Stand der Technik und unter Berücksichtigung der 

betrieblichen und ökologischen Erfordernisse zu erfolgen.  

Beim Umgang mit  Abfällen gilt  das  Grundprinzip der Vermeidung vor Verwertung und der 

Verwertung vor Beseit igung gemäß dem Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG).  Die während 

der Errichtung und des Betriebes des Vorhabens anfallenden Abfäl le sind ordnungsgemäß 

und schadlos zu erfassen, zu trennen und einem zugelassenen System der Abfallentsor-

gung zuzuführen. Die Sammlung erfolgt  getrennt nach Fraktionen (Restmüll, Wertstoffe, 

Bioabfall etc.) entsprechend dem Abfal lwirtschaftskonzept des Landkreises Kassel.  

Die Abwasserbeseit igung erfolgt durch Anschluss an das bestehende kommunale Kanal-

netz, das den Anforderungen nach Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und den geltenden 

technischen Normen entspricht. Schmutz- und Niederschlagswasser werden getrennt er-

fasst und abgeleitet. Niederschlagswasser ist, soweit technisch möglich und rechtlich 

zulässig, einer dezentralen Verwertung auf dem Grundstück zuzuführen; Überschüsse 

sind gedrosselt mit maximaler Einleitmenge in das Gewässer einzuleiten. Im Rahmen der 

Grundstücksentwässerung sind Maßnahmen zur Versickerung und Rückhaltung von Nie-

derschlagswasser vorzusehen. Die Einleitung bedarf gegebenenfal ls einer wasserrechtli -

chen Erlaubnis.  

Durch die Festlegung und Umsetzung dieser Maßnahmen wird sichergestellt, dass sowohl 

die Emissionsgrenzwerte eingehalten als auch der umweltgerechte Umgang mit Abfällen 

und Abwässern dauerhaft und rechtssicher erfolgt.  

2.10 Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente 

Nutzung von Energie 

Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsamen und effizienten Nutzung von 

Energie richten sich nach den verbindlichen Vorgaben des Gebäudeenergiegesetzes  

(GEG) und der einschlägigen landesrechtlichen Bestimmungen. Bei der Errichtung, Er-

neuerung und dem Betrieb baulicher Anlagen sind vorrangig erneuerbare Energien ein-

zusetzen; hierzu zählen insbesondere Photovoltaik - und Solarthermieanlagen, Wärme-

pumpensysteme, Biomasseanlagen und gegebenenfalls Geothermie.  

Der Nachweis über die Einhaltung der gesetzlichen Mindestanforderungen zur Integration 

erneuerbarer Energien in die Energieversorgung des Gebäudes ist im Rahmen des Bau-

genehmigungsverfahrens gemäß §§ 34 ff. GEG zu erbringen. Die Errichtung von Anlagen 
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zur Nutzung solarer Strahlungsenergie auf  Gebäudedächern sowie die Umsetzung weite -

rer Maßnahmen zur Eigenenergieerzeugung sind im gesamten Plangebiet generel l zuläs-

sig, sofern sie sich in das  Orts - und Straßenbild einfügen und gesetzliche Abstands - und 

Belange des Immissionsschutzes wahren.  

Zur sparsamen und effizienten Energienutzung sind dem Stand der Technik entspre-

chende Bau- und Anlagenteile einzusetzen, insbesondere hochwärmedämmende Außen-

hüllen, energiesparende Heizsysteme sowie intell igente Steuerungs -, Beleuchtungs- und 

Lüftungstechnik. Ebenfalls sind ressourcenschonende Materialien und eine energiespa-

rende Bauausführung zu bevorzugen. Technische Anlagen sind so auszuwählen, zu di-

mensionieren und zu betreiben, dass der Primär- und Endenergiebedarf dauerhaft mini-

miert wird.  

Vorhabensträger sind verpf lichtet, die einschlägigen gesetzlichen und technischen An-

forderungen zum Energieeinsatz und zur Energieeffizienz nach Maßgabe des GEG sowie 

der Sozialklauseln der Förderprogramme einzuhalten und entsprechende Nachweise auf  

Verlangen der Bauaufsichtsbehörde vorzulegen. Damit  wird ein  aktiver Beitrag zur Ver-

wirklichung der Klimaschutzziele der Gemeinde Söhrewald und des Landes Hessen ge-

währleistet  

 

2.11 Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen,  

insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts  

Maßgebl ich is t  zunächst der regionale und ör tl iche Landschaftsplan nach § 11 Bun-

desnaturschutzgesetz (BNatSchG) in  Verbindung mit  dem Hess ischen  Naturschutzge -

set z.  Im Plangebiet  ex is t ieren keine Festsetzungen sowie keine text l ichen oder gra-

ph ischen Darstel lungen eines  förml ich besch lossenen Landschaftsplanes mit  verbind-

l ichen Entwicklungs -,  Nutzungs- oder Schutzzielen für Natur und Landschaft.  Gleiches 

gi l t  für sonst ige naturschutzrecht l iche Pläne, insbesondere Natura -2000-Gebiete, Na-

tur- oder Landschaftsschutzgebiete und geschützte Biotope,  deren räumlicher Gel-

tungsbereich s ich n icht auf  das  Plangebiet  erstreckt.  D ie im Flächennutzungsplan der 

Gemeinde Söhrewald dargestel l ten Entwicklungsziele s ind eingehalten;  widerspre -

chende Nutzungen oder Vorgaben bestehen nicht.   

Im Bereich des Wasserrechts  ist  insbesondere die Lage der Planf läche in  der Schutz-

zone I I IB des fes tgesetzten Trinkwasserschutzgebietes  zu berücks icht igen.  Sämtl iche 

Festset zungen erfo lgen unter Beachtung der Anforderungen der Schutzzonenverord-

nung und der wasserrecht l ichen Vorschrif ten nach §§ 51 f f.  Wasserhaushaltsgesetz 

(WHG).  Überschwemmungsgebiete s ind n icht betroffen.  Vorgaben zur Niedersch lags-

wasserbewir tschaftung, Ein leitbegrenzung und zum Schutz vor wassergefährdenden 

Stoffen werden durch die Planung und zukünftige Bauausführung vo l ls tändig eingehal-

ten.  Ein  spezi f isches wasserwir tschaftl iches Fachplanungsinteresse im Sinne geson-

der ter wasserrecht licher Pläne besteht n icht.  

Die Anforderungen des Abfal lrechts  entsprechen dem Kreis laufwir tschaftsgesetz 

(KrWG) sowie dem abfal lwir tschaftl ichen Rahmenplan und dem Abfal lwirtschaftskon-

zept des Landkreises Kassel. Durch den Ansch luss an das bestehende gemeindl iche 

Abfal lsammelsystem und die getrennte Erfassung sämtl icher Abfal l f rakt ionen is t die 

ordnungsgemäße und schadlose Entsorgung sichergestell t.  Etwaige Vorgaben aus 

übergeordneten Abfal lwir tschaftsplänen werden eingehalten.  
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Im Bereich des Immiss ionsschutzrechts  greif t  das  Bundes -Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG) einschl ießl ich  al ler relevanten untergesetzl ichen Regelwerke,  insbeson-

dere der TA Lärm und der TA Luft.  Für das  Plangebiet  bestehen darüber hinaus keine 

spezialgesetzl ichen Pläne zur Umsetzung besonderer Immiss ionsschutzmaßnahmen.  

Die geplante Wohnnutzung führ t  zu  keinen intens iven betriebl ichen Emiss ionen,  sämt-

l iche Vorgaben zur Vorsorge gegen schädl iche Umwelteinwirkungen werden eingehal-

ten. Weitere immiss ionsschutzrecht l iche Fachplanungen s ind für das  Gebiet n icht be -

trof fen oder einsch lägig.  

Die Aufstellung der Satzung s teht somit im Einklang mit  al len  maßgebl ichen Darstel-

lungen und Zielen der genannten Fachplanungen und Fachgesetze;  nachtei l ige Wech-

selwirkungen oder unüberwindl iche fachgesetzl iche Einschränkungen bestehen n icht.  

2.12 Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten  

Die Errichtung und Nutzung von Gebäuden und technischen Anlagen unterl iegt den 

zum Zeitpunkt der Real is ierung jewei ls  geltenden Grenz - und R ichtwer ten für Schad-

stof fe gemäß 39. BImSchV (Verordnung über Luftqual itätss tandards und Emiss ions-

höchstmengen),  22.  BImSchV sowie den einsch lägigen EU-Richtl in ien.  Insbesondere 

für Feinstaub (PM10,  PM2.5),  St ickstoffdiox id (NO ₂ ),  Schwefeldioxid (SO₂ ),  Koh len-

monoxid (CO),  Ozon (O₃ ) sowie Benzol,  B lei  und weitere prioritäre Luftschadstoffe 

dürfen die fes tgesetzten Immiss ionsgrenzwer te im Rahmen des Betriebs  und der Nut-

zung sämtl icher An lagen zu keiner Zeit  überschrit ten werden.   

Die geplante Wohnnutzung und die zugelassenen Einzelhausbauten verursachen im 

Grundsatz keine relevanten zusätzl ichen Emiss ionen, die zu einer Überschreitung luf t-

quali tätsbezogener Zielvorgaben führen können.  Die Vorhabenträger s ind verpf l ichtet,  

für die Beheizung und Versorgung der Gebäude emissionsarme, vorzugsweise rege -

nerat ive Energieträger sowie energiesparende Raumluft techn iken einzusetzen, um den 

Eintrag von Luftschadstof fen dauerhaft  zu min imieren.   

Zur Sicherung einer hohen Luftqual i tät  is t  bei  der Gestaltung der n icht überbaubaren 

Grundstücks f lächen die An lage und Erhaltung standor tgerechter,  umfangreicher Ve -

getat ionsstrukturen vorzusehen,  welche zur Feinstaubredukt ion und zur Steigerung 

des lokalen  Sauerstof fangebots  beitragen.  Die Erhaltung,  Ergänzung und sachge -

rechte Bewir tschaftung der bestehenden Gehölz - und Grünstrukturen obl iegt den Ver-

pf l ichteten auch im laufenden Betrieb.  

2.13 Auswirkungen, die aufgrund der Anfäll igkeit der nach dem Bebau-

ungsplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastro-

phen zu erwarten sind  

Die zu läss igen Nutzungen beschränken s ich nach Maßgabe der Festsetzungen aus-

sch l ießl ich  auf  Wohngebäude in  Form von Einzelhäusern mit  maximal zwei Vo llge -

schossen,  deren Größe und Nutzungsar t  keine besonderen R is iken für die Ents tehung 

oder Ausbreitung von schweren Unfäl len,  Störfäl len  oder Katastrophen birgt. D ie Er-

richtung von Anlagen nach § 1 Abs. 5 der Störfal lverordnung (12. BImSchV) –  insbe -

sondere genehmigungsbedürft ige Betriebsbereiche,  die gefährl iche Stoffe im Sinne 

von Anhang I zur 12. BImSchV lage rn, herstel len oder verarbeiten –  ist  auf  den im 

Bebauungsplan vorgesehenen Flächen planungsrechtl ich  ausgesch lossen.   
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Die planungsrecht l ichen Voraussetzungen schaffen keine erhöhte Anfäl l igkeit für er-

hebliche Gefährdungen durch Naturereign isse oder anthropogene Gefahrenquel len.  

Das Plangebiet  l iegt weder in  einem festgesetzten Überschwemmungsgebiet  gemäß § 

76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) noch in  einem vom Hochwasser oder Erdrutschen,  

Hangrutschungen,  Sturmschäden oder vergleichbaren Katastrophenlagen ausgewie -

senen Risikobereich.  Ferner l iegen nach den aktuel len Katasterabfragen keine Hin-

weise auf  Alt lastenverdacht,  Kampfmit telbelastung oder sonst relevante Gefährdungs-

potenziale für die geplante Wohnnutzung vor.  

Bauwerksbezogene Risiken –  wie etwa Brand,  Explos ion, Gebäudeeinsturz oder Gas-

austri t t  –  verbleiben im Rahmen der allgemein  anerkannten Regeln  der Techn ik und 

einsch lägigen Sicherheitsnormen;  diese werden durch die Vorschri f ten der Hess ischen 

Bauordnung (HBO), das Bauordnungsrecht,  das  Brandschutzrecht und die jewei ls  ak-

tuel len technischen Regelwerke absch ließend abgedeckt.  D ie im Plangebiet  zu läss igen 

bau l ichen An lagen bes itzen darüber h inaus weder zentrale s icherheitsrelevante Funk-

t ionen,  noch s tel len  s ie  kri t ische In frastrukturen im Sinne des Bundesamtes für Bevöl-

kerungsschutz und Katastrophenhi lfe dar.  

2.14 Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen  

Die erforderl ichen Maßnahmen zur Erfolgskontro l le und Umweltüberwachung betreffen 

insbesondere den Ausgleich für Eingri ffe in  Natur und Landschaft gemäß § 1a BauGB. 

Die Entwicklung der fes tgesetzten Ausgleichs - und Ersatzmaßnahmen,  insbesondere 

die Extens iv ierung der Ausgleichsf läche,  wird s tandardisier t  erfasst und dokumentier t.  

H ierzu s ind in  regelmäßigen Zeitabständen –  mindestens drei,  fün f  und zehn Jahre 

nach Umsetzung – qual i fiz ierte Kar t ierungen und Berichte zum Zustand und zur Ent-

wicklung der betrof fenen Flächen durch eine geeignete sachvers tändige Person vor-

zu legen.  Diese Monitoringberichte werden der unteren Naturschutzbehörde übermit-

telt,  die auf  dieser Grundlage die Zielerreichung prüft  und etwaige notwendige Anpas-

sungsmaßnahmen anordnen kann.   

Im Rahmen der Bauabwicklung und der ansch l ießenden Nutzung des Plangebiets  wird 

s ichergestel l t, dass sämtl iche umweltrecht l ichen Bewill igungen, insbesondere nach 

Wasserhaushaltsgesetz, Bundes immiss ionsschutzgesetz und den einsch lägigen lan-

desrecht lichen Vo rschri ften,  eingehalten und im Fal le von Abweichungen unverzügl ich 

gehandelt  wird.  Die Einhaltung von Auf lagen bezügl ich Gewässer -,  Boden-,  Immissi -

ons- und Artenschutz wird durch regelmäßige Kontro l len sowie s t ichprobenar t ige or ts -

nahe Überprüfungen durch d ie jeweil igen Fachbehörden kontro l l ier t .  

Soll ten im Zuge des Monitorings  s ign if ikante Abweichungen von den angestrebten Um-

weltz ielen fes tgestel l t  werden – beispielsweise ein  Verfeh len der Entwicklungsziele der 

Ausgleichs f läche oder unerwartete Beeinträcht igungen der geschützten Ressourcen –  

s ind auf  Anordnung der zuständigen Behörde unverzügl ich geeignete Nachbesse -

rungsmaßnahmen zu veran lassen.  Die Gemeinde Söhrewald stel l t s icher, dass  al le Mo-

n itoring - und Anpassungspf l ichten rechtss icher und anforderungsgerecht umgesetzt  

werden und koordin ier t  die behördl iche Überwachung durch entsprechende ver tragli -

che und organ isatorische Vorkehrungen.  
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2.15 Anderweitige Planungsmöglichkeiten  

Im vorl iegenden Fall  besteht der Planungszweck darin,  eine maßvol le wohnbaul iche 

Entwicklung auf  einer bis lang dem Außenbereich zugeordneten Fläche zu ermögl ichen,  

wobei insbesondere dem lokalen Wohnraumbedarf  im Or ts tei l  Wel lerode Rechnung ge -

tragen werden so l l.  Alternat ive s tädtebau l iche Ins trumente, wie die Entwicklung eines  

förml ichen Bebauungsplans oder die Innenverdichtung an anderer Stel le, wurden ge -

prüft  und als  n icht z ielführend bewertet.  Da im unmittelbaren Bereich bereits  eine 

ausgeprägte Siedlungsstruktur besteht und andere Arrondierungsmögl ichkeiten feh-

len,  kommt eine Innenentwicklung auf  alternat iven Flächen n icht in  Betracht.   

Eine vo l ls tändige Aufrechterhaltung des bisherigen planungsrecht lichen Status  („Au-

ßenbereich nach § 35 BauGB“) wurde verworfen,  da hierbei eine Entwicklung und 

Nutzung der Fläche entsprechend dem festgestel l ten ört l ichen Wohnungsbedarf  n icht 

mögl ich wäre und eine s tädtebau lich sinnvol le Einbindung der Fläche in  den bestehen-

den Siedlungskörper unterbleiben würde.  

Die gewählte Lösung – die Einbeziehung der Fläche durch eine Ergänzungssatzung 

nach § 34 Abs.  4 Nr. 3 BauGB –  stel l t  nach umfassender Abwägung die am besten 

geeignete und verhältnismäßige Planungsmöglichkeit  dar,  um die Entwicklung s innvol l 

zu s teuern und zugleich die Belange des Natur-, Umwelt - sowie des Grundstücksei -

gentumsschutzes zu berücks ichtigen.  Andere Planalternat iven bieten keine vergleich-

bar ef f iz iente,  rechtss ichere und den gemeindl ichen Entwicklungszielen entspre -

chende Lösung.  

2.16 Nullvariante 

Im Fal le der Nu l lvariante würde die betrof fene Fläche weiterh in  dem Außenbereich ge-

mäß § 35 BauGB zugeordnet bleiben.  Wohnbaul iche Entwicklungen wären auf  diesem 

Grundstück dauerhaft  ausgesch lossen,  da eine planungsrecht l iche Einbindung in  den 

Siedlungsbereich des Or tstei ls  Wel lerode unterbleibt.  D ie bestehende Grün landnut-

zung –  eine intens iv genutzte Wir tschaftswiese ohne besondere Biotopwert igkeit oder 

Schutzstatus  – würde for tgesetzt, sodass keine Umnutzung oder bau l iche Entwicklung 

erfo lgen könnte.   

Ökologische Auswirkungen dieser Variante wären als  gering zu bewer ten:  Sowohl der 

Biotopwert  der Fläche als  auch der Wer t  für Naturhaushalt  und Landschaftsbild würden 

erhalten bleiben.  Eine zusätzl iche Flächenvers iegelung sowie eine Zunahme des loka-

len Wohnraumangebots oder in frastrukturel le Veränderungen träten n icht ein.  Kom-

pensat ions - oder Ausgleichsmaßnahmen wären in  diesem Fal l  nicht erforderlich,  da 

kein  Eingri f f in  Natur und Landschaft  erfo lgen würde.  

Gleichzeit ig bl ieben aber al le bestehenden Def iz i te h ins ichtl ich  der Wohnraumversor-

gung und der s tädtebau l ichen Entwicklung unberühr t .  D ie Mögl ichkeit,  den ör t l ichen 

Wohnungsbedarf im Sinne einer Innenentwicklung bedarfsgerecht zu  decken,  würde 

n icht geschaf fen.  Invest it ionen in  den Standor t  und eine geordnete Siedlungsentwick-

lung wären n icht mögl ich.  Nutzungskonf l ikte oder Beeinträcht ig ungen für benachbar te 

Schutzgüter oder die Umgebung s ind in  der Nu llvariante nicht zu erwar ten  
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2.17 Beschreibung der erheblichen nachteil igen Auswirkungen  

Das benachbarte Fl ießgewässer wurde im Bestand in  sämtl ichen naturräumlichen 

Strukturen (Laufentwicklung,  Längs - und Querprof il , Soh l - und Ufers truktur, Gewäs-

serumfeld) bereits als  sehr stark bis  vo l lständig verändert  eingestuft –  sowohl das  

Längs- und Querprof i l  als  auch das Gewässerumfeld und die Ufer beidseit ig zeigen 

deut l iche anthropogene Überprägungen.  Durch die geplante Maßnahme erfolgen keine 

weiteren bau l ichen Eingrif fe oder Vers iegelungen direkt am oder im Gewässerbet t.  D ie 

Ersch l ießung nutzt  bestehende,  bereits  asphalt ier te Straßen, die keine weitere Inan-

spruchnahme naturnaher Uferbereiche erforderl ich  machen.   

Zur Ableitung des N iederschlagswassers wird ein dezentrales Bewirtschaftungskon-

zept umgesetzt,  das  eine harmlose Ableitung des überschüss igen Regenwassers  in  

das  Fl ießgewässer Fahrenbach vorsieht.  D ie Ein leitung is t  so konzipier t,  dass eine 

wesentl iche Beeinträcht igung der Gewässergüte durch Stof fein trag,  hydrologische 

Veränderungen oder zusätzl iche Versiegelung n icht erfo lgt.  D ie anzuwendenden 

Grenzwer te sowie die Anforderungen der Wasserschutzgebietsverordnung werden ein-

gehalten.  Auch die Wasserschutzbelange im Hinbl ick auf das fes tgesetzte Trinkwas-

serschutzgebiet  Zone I I IB bleiben unberühr t,  da keine Einwirkungen auf  oberf lächen-

nahe oder Grundwasserleiter zu  erwar ten s ind.  

Mit Bl ick auf das gesetzl ich angestrebte Versch lechterungsverbot (§ 47 WHG) und die 

Pf l icht zur Verbesserung des öko logischen Potentials  bleibt  festzuhalten,  dass  durch 

die Planung keine erheblich nachtei ligen Auswirkungen auf  das  Gewässer resu lt ieren.  

Bestehende Def izi te wie verbautes  oder begradigtes Ufer,  gestör te Soh ls trukturen 

oder ein  vo lls tändig veränder tes Gewässerumfeld bleiben bestehen, werden aber 

durch die Eingri ffsmaßnahme weder verstärkt  noch neu verursacht.  Die Planung trägt 

dem Schutz der Gewässers truktur und -funkt ion Rechnung und erfü ll t die gesetzl ichen 

Anforderungen des § 1 Abs.  6 Nr.  7 Buchstabe j  BauGB.  

2.18 Zusätzl iche Angaben 

2.18.1  Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen 

Verfahren bei  der Umweltprüfung  

Die Datenerhebung erfo lgte auf  Grundlage einer orient ierenden Bestandserfassung 

vor Ort  in  Verbindung mit  der systematischen Auswer tung amtl icher Fachquel len,  ver-

fügbarer Biotopkar t ierungen,  rechtsverbindl icher Katastern sowie einschlägiger Fach-

datenbanken. Sämtliche relevanten Umweltschutzgüter gemäß § 1 Absatz 6 Nr. 7 

BauGB (Fläche, Boden,  Wasser,  K l ima/Luft,  bio logische Viel fal t/Ar ten/Biotope, Land-

schaftsbi ld,  Mensch sowie Kultur- und Sachgüter) wurden anhand eines  fes tgelegten 

Bewertungsrasters  auf  ihren Ausgangszustand überprüft  und nach Schutzgutbedeu-

tung klassi f iz ier t.   

Die Bewer tung der Gebietsbeschaffenheit  und der Prognose mögl icher Auswirkungen 

auf  die einzelnen Schutzgüter erfo lgte unter Anwendung anerkannter wissenschaft li -

cher Bewertungsverfahren und unter Berücksicht igung der Hess ischen Kompensati -

onsverordnung durch die Ermit tlung,  Zuordnung und Bi lanzierung von Biotopwer tpunk-

ten sowie unter Einsat z von Flächenbi lanzen und spezi f ischer Vorher -Nachher-Verglei -

che. Darüber h inaus wurden für die abschl ießende Prognose die jewei ls  einschlägigen 

Schutz- und Bewertungsmaßstäbe aus Fachgesetzen,  Verordnungen und R ichtl in ien 
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(u.  a.  Wasserhaushaltsgesetz,  Bundesnaturschutzgesetz,  Kompensationsverordnung) 

herangezogen und konkret is ierte Auswirkungen nach dem Stand von Wissenschaft  und 

Technik übersch lägig einer Wirkungsabschätzung zugeführ t.  

Im Rahmen der Fest legung von Vermeidungs - und Min imierungsmaßnahmen wurden 

techn ische und planerische Schutzstrategien beschrieben und ihre Wirkung fach lich 

geprüft, um die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben – insbesondere des Vermei -

dungsgebots  und des Versch lechterungsverbots  – nachzuweisen.  Die techn ische Be -

schreibung und Bi lanzierung der Eingri ffsfolgen und Kompensat ionsmaßnahmen er-

folgte quant if izierbar und vo l lständig nachvol lziehbar,  wobei die Erfo lgskontro lle und 

das Monitoring ges icher t  s ind.  Somi t  erfül l t  das  Umweltprü fverfahren al le Anforderun-

gen an Objektiv ität,  Transparenz und Nachprüfbarkeit  gemäß den Vorgaben der §§ 2 

und 2a BauGB in  Verbindung mit  § 34 Abs. 5 Satz 4 BauGB und den einsch lägigen 

Ausführungsschri ften.  

2.18.2  Allgemein verständl iche Zusammenfassung  

Die Umweltprü fung für die Ergänzungssatzung „Untermühlenweg“ in Wel lerode unter-

sucht,  welche Auswirkungen die geplante Bebauung auf  Natur und Umwelt  hat.  Dafür 

werden al le wicht igen Bereiche –  wie Boden,  Wasser,  Pf lanzen und Tiere,  K l ima,  und 

das Dorfbild –  genau betrachtet.   

Was wurde untersucht?  

•  Es wurde geprüft,  ob seltene Tiere oder Pf lanzen oder besondere Naturschutzge -

biete betroffen s ind – das ist  beim Baugebiet  n icht der Fal l.  

•  Der Bereich l iegt auf  einer Wiese,  die schon v iel  genutzt  wurde und keinen beson-

deren öko logischen Wer t hat.  

•  Es wird darauf  geachtet,  dass  wicht ige Strukturen wie die Bäume am Rand erhalten 

bleiben.  

•  Für das Baugebiet  gelten spezielle Regeln:  neue Bäume werden gepf lanzt,  das  Re -

genwasser wird umweltgerecht gesammelt  und genutzt, und auf Schot tergär ten 

muss verzichtet werden.  

Welche Schutzmaßnahmen gibt es?  

•  Wenn eine Wiese bebaut wird,  wird an anderer Stel le ein  Stück Grün land besser 

gepf legt,  damit  Tiere und Pf lanzen einen neuen Lebensraum bekommen.  

•  Die Bäume vor Ort  bleiben erhalten und das Dorfbi ld wird nicht nachtei lig verän-

der t . 

•  Es gibt  keine negat iven Auswirkungen für die Nachbarn,  zum Beispiel  durch Lärm 

oder Gerüche.  

•  Das Baugebiet  l iegt zwar in  einem Trinkwasserschutzgebiet,  aber es  werden al le 

nöt igen Vors ichtsmaßnahmen getroffen,  damit das  Wasser geschützt bleibt.  
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Fazit: 

Die geplante Bebauung is t  so gestaltet,  dass sie Natur und Umwelt  mögl ichst wen ig 

belastet.  Al le gesetzl ichen Vorgaben werden eingehalten,  und es  gibt  Ausgleichsmaß-

nahmen,  damit  keine Nachtei le für Tiere, Pf lanzen und das Dorf  entstehen.  
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